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Aufsätze

Was macht eigentlich die NAH.SH?

Die Nahverkehrsverbund Schleswig-
Holstein GmbH (NAH.SH) mit Sitz in 
Kiel organisiert im Auftrag des Landes 
Schleswig-Holstein als Aufgabenträger 
den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und verknüpft ihn mit dem Busverkehr. 
Im Verkehrsverbund wirken Kreise, kreisfreie Städte und das Land Schleswig-
Holstein gemeinsam, um einen modernen und wirtschaftlichen Nahverkehr auf 
Schiene und Straße zu entwickeln. Die Bahn- und Busunternehmen sind Partner 
des Verbundes.
Rund 80 Mitarbeiter/-innen arbeiten bei der NAH.SH GmbH in den Bereichen 
Angebot, Betrieb, Fahrgastmarkt und Verbundsteuerung. Ihre Aufgabe ist es, das 
Nahverkehrsangebot zu planen und zu optimieren: Sie ermitteln die Auslastung 
und den künftigen Bedarf im SPNV-Netz. Sie bereiten die Bestellung des SPNV 
durch Ausschreibungen vor und schließen für das Land Verträge mit den Verkehrs-
unternehmen und Fahrzeugbereitstellern. Im Busbereich betreut die NAH.SH 
GmbH weitere Ausschreibungen an der Seite der Kreise und kreisfreien Städte. 
Die NAH.SH-Mitarbeiter/-innen entwickeln und aktualisieren zudem Fahrpläne, 
prüfen Infrastruktur und Stationen, treiben ihre Modernisierung sowie den Ausbau 
voran und setzen moderne Bike+Ride-Konzepte um. Im Bereich der alternativen 
Mobilität kümmert sich die NAH.SH GmbH um die Umsetzung von bedarfsgesteu-
erten Verkehren (On-Demand-Angebote), um moderne Mobilitätsstationen und 
Angebote für die erste und letzte Meile. Das mobiliteam by NAH.SH begleitet als 
zentrale Beratungs- und Vernetzungsstelle Gemeinden, Städte und Kreise dabei, 
innovative und integrierte Mobilitätslösungen umzusetzen und unterstützt dabei, 
eine neue Mobilitätskultur zu etablieren. 
Die NAH.SH bewirtschaftet dabei sämtliche Finanzmittel, die das Land Schleswig-
Holstein für den Nahverkehr einsetzt. Das Team Verbundfinanzierung sichert den 
regelkonformen Einsatz der öffentlichen Gelder.

Mehr Infos unter:  www.nah.sh

An verschiedenen Stellen in Schleswig-
Holstein sind die Veränderungen schon 
sichtbar: Der Bau innovativer Infrastruktur 
für die Energieversorgung von künftig 
fahrenden Akkuzügen hat begonnen. 
Demnächst sollen im echten Norden über 
zehn Millionen Kilometer Zugverkehr 
elektrisch gefahren werden, die bislang 
mit Dieselzügen erbracht wurden. Die ers-
ten Testfahrten mit den neuen Akkuzügen 
haben schon stattgefunden. 
Auf dem Weg zu den alternativ betriebe-
nen Zügen sind Land und Nahverkehrs-
verbund ganz neue Wege gegangen: Es 
handelte sich um die bisher größte Aus-
schreibung im Schienenpersonennahver-
kehr in Schleswig-Holstein. Bundesweit 
gibt es kein vergleichbar innovatives Ver-
gabeverfahren. Das Ziel des Verkehrsmi-
nisteriums und des Nahverkehrsverbunds 
für Schleswig-Holstein (NAH.SH) in dem 
Projekt: In Schleswig-Holstein sollen die 
Züge künftig nachhaltiger und umwelt-
schonender unterwegs sein als bisher. 
Eine deutliche CO2-Minderung im Ver-
gleich zu den aktuellen Schienenfahrzeu-
gen war die Zielvorgabe. Die Herausfor-
derung dabei: Das Streckennetz, um das 
es in der Ausschreibung ging, ist bisher 
weitestgehend nicht elektrifiziert und wird 
gegenwärtig nur von Dieselfahrzeugen 
befahren – die Fahrzeugflotte muss voll-
ständig ausgetauscht werden. 55 neue, 
emissionsarme Züge sollen schrittweise 
bis Mitte 2024 an den Start gehen. Dafür 
wird die Schieneninfrastruktur teilweise 
umgerüstet.

Mit Akkuzügen Richtung 
Mobilitätswende: ein unvergleichbar 
innovatives Vergabeverfahren 

Ruth Niehaus und Claudia Kolbeck, NAH.SH

Ruth Niehaus Claudia Kolbeck

Was bisher geschah: 
die Ausschreibungen
Die richtigen Fahrzeuge, die Verkehrsun-
ternehmen und die Partner für dieses 
Vorhaben suchten das Land und die 
NAH.SH über vier öffentliche Ausschrei-
bungen. Vor dem offiziellen Start führten 
die Beteiligten ausführliche Gespräche 
mit potenziellen Fahrzeugherstellern, um 
verschiedene Möglichkeiten abzuklären. 
Die Vorgespräche mündeten in einer 
technologieoffenen Ausschreibung: Die 
Bieter durften die Antriebstechnik vor-
schlagen. Neben einem Batterieantrieb 
wäre zum Beispiel auch ein Wasserstoff-
antrieb möglich gewesen. Eine spätere 
Umrüstung der Fahrzeuge auf eine neue 
Antriebstechnik sollte ebenfalls möglich 
sein. Berücksichtigt wurden bei der Be-
wertung der Angebote auch die Lebens-
zykluskosten der Fahrzeuge und ein 
Bonus für Emissionsminderungen. 
Bei der Ausschreibung ging es aber natür-
lich nicht nur um neue Antriebsformen: 
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Die Wettbewerbssituation bei Fahrzeugen 
und Verkehrsleistung sollte gleichzeitig 
verbessert werden, um so die Vielfalt im 
Schienenpersonennahverkehr in Schles-
wig-Holstein durch mehr Fahrzeugher-
steller und Verkehrsunternehmen zu ver-
größern. Im Verfahren waren potenzielle 
Hersteller von Zügen mit Wasserstoffan-
trieben beteiligt. Das Land bekam aber 
nur Angebote für Triebzüge mit Batterie-
antrieb. Den Zuschlag erhielt schließlich 
das wirtschaftlichste Angebot.

Emissionsfreie Fahrt ohne Oberleitung: Der von Land und NAH.SH bestellte Akku-Zug 
bei einer Testfahrt. Foto: Stadler

Hier wird's elektrisch
10,4 Millionen Zug-Kilometer und elf Bahn-
linien in drei verschiedenen Paketen – 
sogenannten Losen – zusammengefasst: 
Um diese Verkehrsleistungen ging es bei 
der Ausschreibung zu den Akkunetzen 
konkret. Sie umfassen 40 Prozent des 
Bahnverkehrs in Schleswig-Holstein.
Das sogenannte Los Nord beinhaltet die 
Linien:
• RE 72 Flensburg – Kiel 
• RB 73 Eckernförde – Kiel
• RE 74 Husum – Kiel
• RB 75 Rendsburg-Seemühlen – Kiel 
• RB 64 Husum – Bad St. Peter-Ording

Das Verkehrsunternehmen, das Fahrgäs-
te auf diesen Strecken künftig von A nach 
B bringt, ist die nordbahn, die jetzt schon 
in Schleswig-Holstein unterwegs ist. Die 
nordbahn löst DB Regio als Betreiberin im 
Los Nord ab. 
Das Los Ost beinhaltet die Linien: 
• RE 83 Kiel – Lübeck – Lüneburg
• RB 84 Kiel – Lübeck
• RB 76 Kiel – Schönberger Strand

Betreiberin der Strecken war bis Dezem-
ber 2022 DB Regio. Mit dem Fahrplan-
wechsel am 11. Dezember 2022 startete 

ein neuer Verkehrsvertrag. Das Eisen-
bahnverkehrsunternehmen erixx Holstein 
hat den Betrieb übernommen. Bisher sind 
im Los Ost noch Dieselzüge unterwegs, 
die demnächst Schritt für Schritt von Akku-
zügen abgelöst werden sollen. 
Das Los Ost-West umfasst die Linien:
• RB 63 Büsum – Heide – Neumünster und 
• RB 82 Neumünster – Bad Oldesloe. 

Betreiberin ist bisher die Nordbahn und 
bleibt es auch.

Das Fahrplanangebot entspricht auf den 
bestehenden Strecken weitgehend dem 
Status quo. Die zu reaktivierenden Stre-
cken zum Schönberger Strand sowie 
nach Rendsburg-Seemühlen sind im 
Grundangebot enthalten. Die Planung für 
den Betrieb nach Rendsburg-Seemühlen 
läuft, der Betrieb soll in den nächsten 
Jahren aufgenommen werden. Die Takt-
verdichtung zwischen Kiel und Preetz, die 
mit der Streckenbeschleunigung Kiel – 
Lübeck geplant ist, ist ebenfalls im Grund-
angebot berücksichtigt.

Neue Antriebstechnik für 
Schleswig-Holstein
Die ausgewählten Fahrzeuge verfügen 
über Batterien, die auf dem Dach und 
unter dem Fahrzeug montiert sind. Die 
Reichweite einer Batterieladung liegt im 
realen Fahrgastbetrieb bei mindestens 80 
Kilometern. Die Batterien werden an den 
heute vorhandenen Oberleitungen, vor 
allem in den Bahnhöfen Kiel, Neumünster, 
Flensburg, Lübeck, Lüneburg sowie auf 
der Strecke Osterrönfeld – Jübek, aufge-
laden. An einigen Stellen wird die Infra-
struktur aber auch umgebaut oder erwei-
tert, fehlende Gleise werden neu gebaut 
oder nachelektrifiziert. 

Neue Technologie auch für 
die Infrastruktur
Statt einer durchgängigen Elektrifizierung 
jedes Gleiskilometers ist mit einer neuen 
Technologie nur noch die Elektrifizierung 
kurzer Streckenabschnitte oder einzelner 
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Bahnhöfe notwendig. Die Akkuzüge nut-
zen das nur einige hundert Meter bis weni-
ge Kilometer kurze Stück Oberleitung zum 
Aufladen ihrer Akkus dann für Fahrten in 
einem nicht elektrifizierten Abschnitt. Die 
Ladeinfrastruktur baut die Deutsche Bahn 
im Auftrag des Landes Schleswig-Hol-
stein und der NAH.SH. 
Zunächst sind in den Bahnhöfen Kiel und 
Büchen mehr als 30 zusätzliche Oberlei-
tungsmasten notwendig. Im März 2023 hat 
die Erweiterung der bestehenden Oberlei-
tung in Bad Oldesloe sowie zwischen Kiel 
und Kiel-Hassee begonnen, im April 2023 
auf der Strecke von Flensburg Richtung Kiel.
Die ersten Oberleitungsinseln sowie La-
de-Unterwerke für das Einspeisen des 
Bahnstroms errichtet die Deutsche Bahn 
dann bis Ende 2023 an der Westküste 
Schleswig-Holsteins in Heide, Husum 
und Tönning. 

Akkuzüge im Testbetrieb
Der Zeitpunkt für die Inbetriebnahme der 
ersten Akkuzüge in Schleswig-Holstein 
rückt ebenfalls näher. Es gab bereits erste 
Testfahrten mit den neuen Fahrzeugen auf 
der Strecke zwischen Kiel und Lübeck. 
Die Fahrten geben Gelegenheit, das 
sogenannte Fahrerassistenzsystem und 
die Funktion der Fahrgastinformations-

Die neuen Fahrzeuge bieten mehr Komfort: deutlich größere Beinfreiheit und Abstand, 
bequemere Sitze, Steckdosen und Tische an jedem Platz, mehr Fahrradstellplätze. 
Foto: Stadler

systeme zu erproben, also Lautsprecher-
durchsagen sowie Display-Anzeigen am 
und im Fahrzeug. Der Einsatz der Fahr-
zeuge im Fahrgastbetrieb ist im Laufe des 

Jahres 2023 vorgesehen. Auf den Linien 
RE 83/84 Kiel – Lübeck – Lüneburg sollen 
die neuen Akku-Triebwagen starten.
Mehr Infos unter akkuzug.nah.sh

1. Was verbirgt sich hinter dem 
Begriff B+R und warum sind 
B+R-Maßnahmen sinnvoll? 
Mehr als die Hälfte aller Schleswig-Hol-
steiner/-innen nutzen das Fahrrad mehr-
mals pro Woche (Quelle: Landesweite 
Marktforschung NAH.SH 2021). Das Fahr-
rad ist für viele kein Freizeitverkehrsmittel, 
sondern ein alltäglicher Begleiter. Das 

Bedarfsgerechte Modullösung: 
das erfolgreiche Bike+Ride-Projekt 
des Landes 

Sylvia Birrong und Helene Wahl, NAH.SH

Sylvia Birrong Helene Wahl

spiegelt sich auch in der Vielfalt der ge-
nutzten Fahrräder wieder. Besonders 
Lastenräder, E-Bikes und Pedelecs er-
leichtern das Radfahren im Alltag und 
werden individuellen Anforderungen ge-
recht. 
Das Fahrrad ist das ideale Verkehrsmittel, 
um damit zum Bahnhof zu kommen. Es ist 
gerade für Entfernungen von wenigen 

Kilometern sehr attraktiv, da es individuell 
und flexibel nutzbar ist und somit die op-
timale Anbindung zum ÖPNV gewährleis-
ten kann. Im ländlichen Raum ermögli-
chen E-Bikes das Zurücklegen größerer 
Distanzen. Für den Großteil der Schleswig-
Holsteiner/-innen liegt ein Bahnhof oder 
eine wichtige Bushaltestelle in guter, mit 
dem Fahrrad überwindbarer Entfernung.
Damit diese Faktoren gut ineinandergrei-
fen können, ist ein Punkt entscheidend: 
Sein Fahrrad trocken, sicher und ge-
schützt vor Vandalismus am Bahnhof ab-
stellen zu können. Der Begriff „Bike and 
Ride“ (B+R) umfasst alle Möglichkeiten, 
an einem Verkehrsknotenpunkt des Nah-
verkehrs sein Fahrrad abstellen zu kön-
nen. Das können beispielsweise einfache 
Fahrradbügel sein, überdachte Abstellan-
lagen oder besonders gesicherte Abstell-
möglichkeiten, wie Fahrradboxen oder 
Sammelschließanlagen für mehrere Rä-
der, die nur nach vorheriger Buchung zu-
gänglich sind.
An vielen Bahnhöfen in Schleswig-Hol-
stein war das Bike+Ride-Angebot lange 
Zeit nicht bedarfsgerecht. Deshalb haben 
das Land, die NAH.SH und engagier-
te Kommunen im Jahr 2015 gemeinsam 
eine Fahrradabstellanlage im Landesde-
sign entwickelt (siehe auch Ausgabe 07-
08/ 2016 von DIE GEMEINDE, Das 
Bike+Ride-Programm von Land und 
NAH.SH GmbH). 2018 konnten dann die 
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ersten Anlagen eröffnet werden. Inzwi-
schen sind an 31 Bahnhöfen B+R-An-
lagen im Landesdesign realisiert.

2. Die B+R-Anlage im Landesdesign
Die B+R-Anlage im Landesdesign wurde 
so entwickelt, dass sie allen Anforderun-
gen von Land, Kommunen und Nutzer/-
innen gerecht wird. Denn die Anforderun-
gen an B+R-Anlagen in Schleswig-Hol-
stein sind vielfältig. Das Modell muss für 
kleine, ländliche Bahnhöfe geeignet sein, 
aber auch für stark frequentierte Stationen 
– beispielsweise im Hamburger Rand. 
Das gewährleistet das Modulsystem. Das 
Grundmodul mit einer Größe von 6,5 x 6,5 
Metern bietet Platz für 24 Stellplätze. Es 
kann je nach Anforderungen des Stand-
orts kombiniert und angepasst werden. 

Standorte mit B+R-Anlagen im Landesdesign. Quelle: NAH.SH

Innenansicht einer kleineren B+R-Anlage im NAH.SH-Design. 
Foto: NAH.SH GmbH/ Manuel Weber

Kleine Anlagen stehen beispielsweise an 
den Bahnhöfen in Kiel Ellerbek (10 Stell-
plätze) und Bredenbek (18 Stellplätze). In 
Bad Oldesloe und Elmshorn wurden 
größere Anlagen mit 136 Stellplätzen bzw. 
mit über 200 Stellplätzen realisiert.
Die Anlagen können mit Anlehnbügeln mit 
Knieholm („Kieler Bügel“) oder Doppels-
tockparkern ausgestattet werden. Mit 
Hilfe von Doppelstockparkern können 
zwei Räder komfortabel übereinander ab-
gestellt und mehr Stellplätze auf der glei-
chen Fläche geschaffen werden.
Bei der Entwicklung haben Land und 
NAH.SH Wert auf hohen Komfort für die 
Nutzer/-innen gelegt. Die großzügige 
Überdachung der Module sorgt dafür, 
dass die Räder auch bei Regen und Wind 
vollständig trocken sind. Das Lochblech 

bietet zusätzlichen Schutz vor Diebstahl 
und Vandalismus. Gleichzeitig bleibt die 
Anlage von außen einsehbar und bietet 
den Nutzer/-innen ein ausreichendes Si-
cherheitsgefühl.
Neben dem hochwertigen Erscheinungs-
bild war auch die einfache Instandhaltung 
für die Kommune ein wichtiges Entwick-
lungskriterium. Die Anlage ist vandalis-
mussicher gestaltet, es sind beispielswei-
se Leuchten in die Holzbalken eingelassen 
und alle Bauteile mit Graffitischutz be-
handelt. Auch die einfache Reinigung der 
Anlage wurde bei der Konzeption mitge-
dacht: Die Regenrinnen sind außenliegend 
und die Lochblecheinhausung geht nicht 
bis zum Boden, sodass Sammelschließ-
anlagen unkompliziert gereinigt werden 
können (z. B. mit einem Laubbläser) und 
keine „Schmuddelecken“ entstehen.
Bei Sammelschließanlagen und Schließ-
fächern stellt sich auch die Frage, wie 
man die Buchung effizient und einfach für 
die Nutzenden abwickelt. Hierfür eignet 
sich ein digitales Zugangssystem: die 
Schlüsselausgabe entfällt und eine Bu-
chung ist jederzeit und spontan möglich. 
Weil ein digitales Buchungssystem kürze-
re Zeiträume ermöglicht und die Buchung 
automatisch endet, kann die Anlage bes-
ser ausgelastet werden. Dadurch können 
Kommunen leichter ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Stellplätzen bereitstellen und 
ein breiterer Nutzer/-innenkreis kann von 
den Abstellmöglichkeiten profitieren. Der 
Zugang zur Anlage ist mit PIN-Code oder 
QR-Code möglich, den die Nutzer/-innen 
nach der Buchung erhalten. Die Buchung 
ist dabei von Zuhause am Computer, aber 
auch unterwegs vom Smartphone aus 
möglich. Nutzer/-innen ohne Internetzu-
gang sind trotzdem nicht vom Angebot 
ausgeschlossen: die Ausgabe von Codes 
in Tourismus-Informationen oder im Bür-
gerbüro sind ebenfalls denkbar. Die Tarife 
für die Nutzung der Anlagen können die 
Kommunen selbst festlegen.

Außenansicht einer kleineren B+R-Anlage. 
Foto: NAH.SH GmbH/ Manuel Weber
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3. Das B+R-Programm der NAH.SH 
Über die Entwicklung der eigentlichen 
Anlage hinaus soll das B+R-Programm 
der NAH.SH den Kommunen auch eine 
attraktive und umfassende Unterstützung 
bei der Realisierung von Radabstellanla-
gen an Bahnhöfen bieten. Das geschieht 
gegenwärtig über Rahmenverträge und 
die Förderung mit Landesmitteln.

Die Rahmenverträge
NAH.SH hat für Kommunen Rahmenver-
träge für die Realisierung von B+R-An-
lagen abgeschlossen. Das Vergabever-
fahren wurde vergaberechtskonform 
über NAH.SH abgewickelt. Durch die 
Rahmenverträge gibt es bereits festge-
legte, von NAH.SH ausgehandelte Kondi-
tionen. Die Hersteller kennen die Produk-
te und bringen die Erfahrungen aus ande-
ren Kommunen in Schleswig-Holstein 
mit.
Mit dem Hochbau der Anlagen ist seit 
Ende 2021 die Firma Höfer Metallgestal-
tung aus Wennigsen beauftragt. Nach-
dem für Anlagen an acht Standorten aktu-
ell die Genehmigungsplanung finalisiert 
wird, werden voraussichtlich noch in 
diesem Jahr an diesen Standorten die 
ersten Anlagen von Höfer realisiert. Für 
die Anlagen aus dem Modulsystem ist 
eine Typenstatik vorhanden. Bei vielen 

Genehmigungs-/Prüfbehörden ist das 
Modell bereits bekannt. 
Für das Zugangssystem hat NAH.SH einen 
Rahmenvertrag mit Green Mobility Solu-
tions aus Darmstadt geschlossen. Dieser 
umfasst einerseits die Lieferung und Instal-
lation der erforderlichen Hardware (Schlös-
ser, Router, Pin-/QR-Code-Eingabegerät). 
Diese ist genau auf die B+R-Anlagen im 
Landesdesign angepasst und die Schnitt-
stellen sind eingespielt. 
Außerdem stellt Green Mobility Solutions 
die Online-Buchungsplattform für die Nut-
zer/-innen bereit. Über die Website können 
sich Nutzer/-innen über B+R-Angebote 
informieren, Stellplätze und Schließfächer 
buchen und ihre Buchungen verwalten. 
Auch der Zahlungsverkehr wird über die 
Buchungsplattform abgewickelt. Zudem 
verfügt die Plattform über ein Online-
Managementsystem für die Kommunen 
mit Nutzer/-innenverwaltung und Fern-
überwachung der Schlösser. Die Plattform 
wird voreingestellt für die Kommune aus-
geliefert. Zusätzlich gibt es einen Telefon- 
und Mailsupport für die Kommunen bei 
Fragen oder Problemen. Beim Abschluss 
des Rahmenvertrags hat NAH.SH darauf 
geachtet, die Betriebskosten für die Kom-
munen möglichst gering zu halten. Daher 
ist der Standardvertrag zum Zugangssys-
tem schlank gehalten. Bei Bedarf können 

Kommunen zusätzlich einen optionalen 
Wartungsvertrag abschließen, der umfas-
sendere Serviceleistungen durch Green 
Mobility Solutions beinhaltet.

Die Förderung
NAH.SH fördert die Planung und den Bau 
von B+R-Anlagen mit bis zu 75 Prozent 
der zuwendungsfähigen Kosten aus Lan-
desmitteln (nach dem Landes-GVFG). 
Das Antragsverfahren läuft über NAH.SH, 
die die Kommunen über den gesamten 
Planungsprozess hinweg unterstützt und 
berät. Darüber hinaus stellt die Fachabtei-
lung bei der NAH.SH Infomaterialien, wie 
einen Flyer und eine Schritt-für-Schritt-
Anleitung, zur Verfügung. 
Die Förderung kann für Maßnahmen im 
Bahnhofsumfeld oder an überregional 
bedeutenden ÖPNV-Knotenpunkten ge-
währt werden. Sie ist unabhängig davon, 
ob B+R-Anlagen im Landesdesign gebaut 
werden oder ein anderes Modell gewählt 
wird. Kontaktieren Sie die NAH.SH gern bei 
Fragen oder Informationsbedarf zum 
Thema B+R-Anlagen.
Weitere Informationen: www.nah.sh/b-r-
foerderung  
Die Ansprechpartnerinnen bei NAH.SH:
Sylvia Birrong: sylvia.birrong@nah.sh
Wiebke Preckwinkel: 
wiebke.preckwinkel@nah.sh 

Was können Kommunen tun? 
Die Grundfunktion eines Bahnhofes ist es, 
den Fahrgästen ein Ankommen und 
Abfahren zu ermöglichen. Das wird durch 
die DB (Station&Service), die neg oder die 
AKN gewährleistet. Ist der Blick jedoch 
nicht nur starr auf die Bahnsteige gerich-
tet, sondern schweift in die Umgebung, 
dann könnten auch eine Bushaltestelle, 
eine Fahrradabstellanlage oder eine 

Der Schlüssel zu einem attraktiven 
Bahnhofsumfeld

Lena Krumstroh, NAH.SH

Toilette in das Blickfeld geraten: das Bahn-
hofsumfeld. 
Zusammen mit dem Bahnhof bietet das 
Bahnhofsumfeld verkehrliche und städte-
bauliche Potenziale, die durch eine funktio-
nale Platzierung und Gestaltung der pas-
senden Angebote genutzt werden können. 
Die Entwicklung des Bahnhofsumfeldes ist 
in den meisten Fällen eine exklusive Aufga-
be der Kommunen und unterliegt auch 
ihrer Planungshoheit. Bei der Konzeption 
und Gestaltung dieses Umfelds unterstützt 
das Land Schleswig-Holstein aber mithilfe 
von Beratung und Fördergeldern: Im Auf-
trag des Landes Schleswig-Holstein orga-
nisiert die Nahverkehrsverbund Schles-
wig-Holstein GmbH (NAH.SH) als Aufga-
benträger den Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV). Dafür verwaltet die NAH.SH 
Fördergelder, die für zahlreiche Maßnah-
men eingesetzt werden können, die vor 
allem die Qualität des Nahverkehrserleb-
nisses der Nutzer/-innen steigern sollen.

Wie wird mein Bahnhof inklusive des 
Umfeldes zu einem attraktiven Ort? 
Dieser Frage müssen Sie sich nicht alleine 
stellen. Die NAH.SH arbeitet täglich mit 
Kommunen und DB Station&Service 
zusammen, vermittelt und unterstützt Sie 
mit Knowhow und Erfahrung. Der Bahnhof 
und das Bahnhofsumfeld sind das Erste, 
was die Nutzer/-innen sehen, wenn sie 
aussteigen. Sie bilden das Eingangstor zu 
Ihrer Kommune und gemeinsam mit Ihnen 
als Expert/-in für Ihre Kommune arbeiten 
die Mitarbeiter/-innen von NAH.SH 
heraus, was es braucht, um Ihren Bahnhof 
weiterzuentwickeln. 

Ein Bahnhof, viele Möglichkeiten 
Je nach Lage und Ort erfüllt der Bahnhof 
ganz unterschiedliche Funktionen. Er 
kann verschiedene Mobilitätsformen ver-
knüpfen und die Funktion als Mobilitäts-
drehscheibe einnehmen. Neben Bahn 
und Bus treffen hier Fahrräder, Autos oder 
in einigen Orten auch Sharing-Angebote 
aufeinander. Viele Fußwege beginnen und 
enden zudem am Bahnhof. Natürlich 
dient er auch als Treffpunkt für Verabre-
dungen und zum Warten. Daher sind häu-
fig auch Angebote zur Nahversorgung 
und Dienstleistungen wie Reiseservices, 
Bäcker, Supermärkte, Paket-Stationen 
oder Fahrradreparaturen am Bahnhof zu 
finden.
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Für die Planung des Bahnhofumfeldes 
ergibt es deshalb Sinn, sich in die Rolle 
der Nutzer/-innen hineinzuversetzen und 
aus dieser Sicht den Bahnhof und das 
Umfeld zu analysieren. Die folgende 
Abbildung fasst zusammen, worauf es im 
Zusammenspiel zwischen Angebot, 
funktionaler Platzierung, Gestaltung und 
Pflege ankommt. Wird das miteinander in 
Einklang gebracht, enstehen daraus 
Vorteile, die auf die Verknüpfungswirkung, 
Barrierefreiheit und Aufenthaltsqualität 
einzahlen und die zu einem attraktiven 
Bahnhof und Bahnhofsumfeld führen. 

Das Angebot
Um eine gute Aufenthaltsqualität zu errei-
chen, ist es wichtig, die Bedürfnisse Ihrer 
Nutzer/-innen zu kennen und passende 
Angebote in das Bahnhofsumfeld zu in-
tegrieren. Hilfreiche Fragen können dabei 
sein: Welche Funktionen fehlen am Bahn-
hof? Gibt es sichere Abstellmöglichkeiten 
für Fahrräder (B+R)? Bietet der Bahnhof 
genügend Unterschlupf, um bei Wind und 
Wetter trocken und warm zu bleiben? Mit 
passenden Angeboten können Sie neue 
und alte Nutzer/-innen ansprechen und 
ihnen den Aufenthalt am Bahnhof ange-
nehm gestalten. 

Funktionale Platzierung 
Die richtige Platzierung unterstützt die 
Verknüpfung zwischen den verschiede-
nen Angeboten an Ihrem Bahnhof. Beach-
ten Sie immer, von wo Ihre Nutzer/-innen 
kommen und welche Funktionen Sie auf 
diesem Weg brauchen. Ein gut durch-
dachter Bahnhof macht es den Fahrgäs-
ten leicht, sich zu orientieren und den 
ÖPNV zu nutzen. Zur Überprüfung kön-
nen Sie sich folgende Fragen stellen: Sind 
die Wege zwischen Bahnsteig und ver-
knüpfenden Angeboten (Bus, Fahrrad, 
Taxi) kurz und ausgeschildert? Können 
sich die Nutzer/-innen leicht orientieren 
und kommen sie schnell an die nötigen 
Informationen dafür? 

Gestaltung und Pflege
Mit diesem Punkt ist nicht nur die bauliche 
Gestaltung Ihres Bahnhofes gemeint, 
sondern auch die Barrierefreiheit. Eine 
große Herausforderung stellt immer die 
Grenze zum Grundstück der DB oder 
eines Privateigentümers dar. Häufig ent-
stehen in diesen Schnittstellenbereichen 
Probleme. Zum Beispiel kann durch 
unterschiedliche Pflasterung eine opti-
sche Grenze entstehen, die sich im 
schlimmsten Fall als Barriere auf das 
Blindenleitsystem auswirkt. Das ist sehr 
ärgerlich und vermeidbar. Um ein einheitli-

ches und qualitativ hochwertiges Ergeb-
nis zu erreichen, ist eine gute Zusammen-
arbeit und Kommunikation mit der DB 
Station&Service oder anderen Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen bzw. den 

Gutes Beispiel: die Station Kiel-Oppendorf mit kurzen Wegen und guten Verknüpfungen. 
Quelle: NAH.SH GmbH

Privateigentümern nötig. Die NAH.SH un-
terstützt Sie dabei. 
Zudem kann ein Bahnhof den Nutzer/-in-
nen durch die richtige Gestaltung und 
Platzierung von Informationen bei der 
Orientierung helfen, sodass sie schnell 
den besten Weg in die Innenstadt oder zur 
nächsten Bushaltestelle finden. Beim Bau 
von neuen Elementen sollten Sie auf Mate-
rial und Qualität achten, denn spätestens 
bei der Reinigung und Pflege zahlt sich 
das aus. Sind der Bahnhof und sein Um-
feld gepflegt und sauber, ist auch die Auf-
enthaltsqualität besser. Bemühen Sie sich 
nicht nur um eine qualitativ hochwertige 
Gestaltung, sondern pflegen Sie diese 
durch regelmäßiges Warten und Reinigen 
auch. 

Kurze Wege an der Station 
Kiel-Oppendorf
An der Station Kiel-Oppendorf wurden alle 
diese Aspekte zusammengedacht und es 
wurde ein attraktives Bahnhofsumfeld 
geschaffen. Diese Verkehrsstation wurde 
zum September 2017 als Haltepunkt wie-
dereröffnet. Seither hält hier die RB 76 zwi-
schen Kiel Hbf und Kiel-Oppendorf im 
Stundentakt. Der Haltepunkt liegt unmit-
telbar am Oppendorfer Weg und er-
schließt gleichermaßen den Kieler Stadt-
teil Oppendorf und den westlichen Teil der 
Gemeinde Schönkirchen, die Anschütz-
siedlung. Es gibt 19 P+R-Plätze, einen 
behindertengerechten Stellplatz und drei 
Stellplätze für Motorräder bzw. Kleinkraft-
räder. Zudem wurde eine barrierefreie 
Bushaltestelle mit der notwendigen Zu- 
bzw. Abfahrt gebaut. Es entstand eine 
wettergeschützte, modulare B+R-Anlage 
mit zehn Stellplätzen in einer Sammel-
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schließanlage und 23 Stellplätzen im frei 
zugänglichen Teil sowie zwei weitere 
großzügige Stellplätze für Sonderfahrrä-
der. Zur Erschließung des Bahnsteiges 
stellte die Kommune zwei Treppenanla-
gen und eine barrierefreie Rampenanlage 
her. Besonders hervorzuheben sind die 
kurzen Wege, die es den Nutzer/-innen 
erleichtern, zwischen den verschiedenen 
Verkehrsmitteln umzusteigen.

Ausblick: Klimaanpassung 
am Bahnhof
Mit der Aussicht, dass Extremwetterereig-
nisse häufiger werden, sollten Sie Ihren 
Bahnhof zum einen an die Bedürfnisse 
der Nutzer/-innen und zum anderen an die 

Eine moderne B+R-Anlage für verschiedene Fahrradtypen und kurze Wege zwischen Bahn und Auto bzw. Bus erleichtern in 
Kiel-Oppendorf die Nutzung des Nahverkehrsangebots. Quelle: NAH.SH GmbH

neuen Anforderungen anpassen. Für die 
heißen und trockenen Phasen im Sommer 
können Sie mit der richtigen Bepflanzung 
für ein gutes Mikroklima und zudem für 
ausreichenden Schatten für Wartende 
sorgen. Der Zugang zu Wasser zum Bei-
spiel durch einen öffentlichen Brunnen 
könnte eine sinnvolle Ergänzung darstel-
len. Auf der anderen Seite häufen sich 
starke Regenfälle. Kontrollieren Sie, ob Ihr 
Bahnhof diese Wassermengen aufneh-
men kann oder eine Anpassung im Sinne 
der Entsieglung und Versickerung not-
wendig ist. 

Kommen Sie auf uns zu!
Wenn Sie Ideen für Ihren Bahnhof haben, 

melden Sie sich gerne bei der NAH.SH. 
Wir beraten Sie bei Ihrem Vorhaben und 
begleiten Sie auch auf dem weiteren Weg 
zum Fördermittelantrag. Eine Förderquo-
te von bis zu 75 Prozent ist möglich. Wir 
haben einen Rahmenvertrag für B+R 
Anlagen und für kleinere Planungsleistun-
gen, den Sie in Anspruch nehmen kön-
nen. Wir unterstützen Sie bei der Schnitt-
stellenabstimmung und helfen Ihnen, 
einen nutzer/-innenfreundlichen Bahnhof 
und ein attraktives Umfeld zu gestalten.

Ansprechpartner/-innen bei der NAH.SH: 
Lena Krumstroh, Telefon 0431-66019 -79 
oder Lukas Knipping, Telefon 0431-66019 
-52 oder per Mail an bahnhoefe@nah.sh 

Eine gute Anbindung und attraktive Mobi-
litätsinfrastruktur sind echte Standortfak-
toren – gerade in ländlichen Gebieten 
muss da noch einiges passieren. Mit 
ambitionierten Zielen für eine neue, inno-

SMILE24: Auf dem Land fährt 
ja nichts? Von wegen!

Ina Michael, NAH.SH

vative Angebotsqualität im ländlichen 
Raum geht das Modellprojekt SMILE24 
an den Start. Der Projektname steht dabei 
für: Schlei-Mobilität: innovativ, ländlich, 
emissionsfrei und 24/7.
Um dem alten Vorurteil, dass auf dem 
Land ohnehin nur einmal pro Woche ein 
Bus fährt, etwas entgegenzusetzen, hat 
sich der Nahverkehrsverbund Schleswig-
Holstein (NAH.SH) mit einem umfassen-
den Projekt-Konzept um Bundes-För-
dermittel beworben. Beim Förderaufruf für 
„Modellprojekte zur Stärkung des ÖPNV“ 
überzeugte SMILE24 und erhielt im Janu-
ar 2023 den Zuwendungsbescheid über 
knapp 30 Millionen Euro. Bundesweit 
wurden 57 Projekte eingereicht, von de-

nen am Ende sieben gefördert werden – 
mit bis zu 80 Prozent der zuwendungsfä-
higen Kosten.
Zusammen mit den Kreisen Rendsburg-
Eckernförde und Schleswig-Flensburg 
startete NAH.SH die aktive Arbeit am 
Projekt, um im ländlichen Raum, entlang 
der Schlei, durch SMILE24 eine neue An-
gebotsqualität mit innovativen Informa-
tions-, Steuerungs- und Buchungssyste-
men aufzubauen. Dabei ist auch ein Pro-
jektziel, zusammen mit den Menschen in 
der Region eine neue Wertschätzung des 
ÖPNV und echte Verkehrsverlagerungen 
zu erreichen. 
Konkrete Maßnahmen, die in der dreijähri-
gen Laufzeit zusätzlich zu den heutigen 
ÖPNV-Angeboten in die Umsetzung kom-
men werden, sind:
•  Expressbusse, die die Zentren der 
 Schleiregion Kreisgrenzen-überschrei- 
 tend miteinander verbinden, kürzere 
 Reisezeiten ermöglichen und enger ge-
 taktet sind.
• Touristische Buslinien, die saisonale 
 Nachfragespitzen abdecken, touristi-



 sche Hot-Spots anfahren und auch die 
 Fahrradmitnahme ermöglichen, um für 
 Rad-Urlaubende attraktiver zu werden.
• Bedarfsverkehre (On-Demand-Diens-
 te), die die Erschließung der Fläche 
 rund um die Uhr ermöglichen.
• Mobilitätsstationen sollen zudem an 
 ausgewählten Haltestellen der starken 
 Buslinien eingerichtet werden. Diese 
 sollen als Verknüpfungspunkt zu On-
 Demand-Verkehren dienen und mit 
 Fahrradabstellanlagen ausgestattet 
 werden. Car- und Bikesharing ergän-
 zen das Mobilitätsangebot.
• Alle Angebote sind barrierefrei und per 
 multimodaler Mobilitäts-App buchbar. 
 Fahrgäste müssen sich dank „Check-
 In / Be-Out“-System keine Gedanken 
 um ihr Ticket machen. Künstliche Intel-
 ligenz soll dabei helfen, zu lernen, 
 wann welche Angebote besonders 
 nachgefragt sind.
• Ein Aus- und Weiterbildungsangebot 
 sorgt für echte ÖPNV-Expert/-innen in 
 den Verwaltungen der Kommunen: so-
 genannte Mobilitätsmanager/-innen.
• Damit mehr Menschen in den ÖPNV 
 ein- und vom eigenen Auto umsteigen, 
 müssen sie von den Mobilitätsangebo-
 ten erfahren. Eine gebietsweite Marke-
 ting-Offensive soll das ermöglichen.

Dabei setzt SMILE24 vier verschiedene 
Förderziele des Bundes um.

1) Dekarbonisierung
 Neue Angebote im ÖPNV werden 
 emissionsfrei auf Basis lokal erzeugter 
 erneuerbarer Energie. Das bedeutet, 
 dass mittelfristig – also in den kom-
 menden drei Jahren – nur emissions-
 freie Fahrzeuge in der Region einge-
 setzt werden und sich die Quote an E-
 Fahrzeugen im ÖPNV von heute 1 Pro-
 zent auf 60 Prozent steigert. Zur weite-
 ren Dekarbonisierung soll auf lange 
  Sicht natürlich auch das erheblich 
 verbesserte Angebot einzahlen. Die 
 Pkw-Besitzquote in der betrachteten 
 Region soll sich erheblich reduzieren. 
2) Verlagerung
 Die alltäglichen Wege, die die Men-
 schen in der Schleiregion zurücklegen, 
 sollen weniger vom privaten Pkw ab-
 hängig sein. Die Antwort darauf soll 
 eine intermodale Reisekette sein, bei 
 der die verschiedenen Verkehrsmittel 
 so gut ineinandergreifen, dass An-
 schlüsse garantiert sind. Die Fahrten 
 mit dem eigenen Pkw sollen sich inner-
 halb der kommenden drei Jahre um 10 
 Prozent reduzieren. Bis zum Ende des 
 Jahrzehnts benötigen Tourist/-innen, 

 die die Region bereisen, kein eigenes 
 Auto mehr.
3) Nutzung
 Bis 2030 sollen Fahrgäste den ÖPNV 
 im ländlichen Raum jederzeit, flexibel 
 und barrierefrei nutzen können. Inner-
 halb der Projektlaufzeit ist das Ziel, die 
 Fahrgastzahlen um die Hälfte zu stei-
 gern. Für junge Menschen im ländli-
 chen Raum soll nicht mehr der Pkw das 
 Fortbewegungsmittel der Wahl sein, 
 sondern die 24/7-ÖPNV-Nutzung zur 
 neuen Normalität werden. Wichtig ist 
 im Projekt-Design vor allem, dass die 
 Mobilitätsangebote, die neu geschaf-
 fen werden, für Tourist/-innen und die 
 Bewohner/-innen der Schleiregion 
 gleichermaßen nutzbar sind. Die Bar-
 rierefreiheit wird bei allen Angeboten 
 selbstredend mitgedacht und umge-
 setzt. 
4) Attraktivität
 Die Kundenzufriedenheit soll auf einer 
 Schulnotenskala von einer 3,5 auf eine 
 2,0 klettern. Die Projektpartner laden 
 Kommunen und Fahrgäste daher dazu 
 ein, sich an der zukünftigen Angebots-
 entwicklung zu beteiligen. 
Um unmittelbar zum Jahresbeginn 2023 
starten zu können, haben bestehende 
Mitarbeitende der NAH.SH und der Kreise 
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zusätzliche Aufgaben übernommen. Zur 
Unterstützung und Koordination des Pro-
jektstarts hat NAH.SH ein externes Pro-
jektmanagement eingebunden. Parallel 
besetzt die NAH.SH Stellen für ein Projekt-
team und es bereiten alle Projektpartner 
die Einbindung weiterer Ressourcen zur 
Planung und Umsetzung des Projekts vor. 

Mit der zu erarbeitenden Projektstruktur 
und konkreten Umsetzungserfahrungen 
soll SMILE24 am Ende vor allem auf ande-
re ländliche Regionen übertragbar sein 
und als eine Art Ideen-Baukasten funktio-
nieren, mit dem ländliche Mobilität zum 
echten Buzzword für die Verkehrswende 
wird.

Ansprechpartner bei NAH.SH: 
Gregor Diedrichs, 
gregor.diedrichs@nah.sh

S-Bahnen sind hervorragende Lösungen 
für einen leistungsfähigen Schienenver-
kehr in Ballungsräumen und haben in 
Deutschland eine lange Tradition. Berlin 
und Hamburg waren in den 
1930er-Jahren die Vor-
reiter. In den 1960/70er-
Jahren bekamen u.a. das 
Ruhrgebiet, Stuttgart, Mün-
chen, Köln und Frankfurt 
S-Bahnen.
Auch in der ehemaligen 
DDR wurden S-Bahn-
systeme in Halle/Leipzig, 
Magdeburg und Rostock 
etabliert. Nürnberg, Han-
nover, Rhein-Neckar folg-
ten und mittlerweile be-
kommen Städte wie Ulm 
oder Freiburg eigene S-
Bahnen.  
Schleswig-Holstein kann 
zurzeit nur einige Statio-
nen der Hamburger S-
Bahn vorweisen (z. B. 
Wedel, Pinneberg und 
Reinbek). Die Ballungs-
räume Kiel und Lübeck 
haben noch keine S-
Bahnen. Doch die Chan-
cen hierfür stehen nicht 
schlecht: Der aktuelle 
Landesweite Nahver-
kehrsplan (LNVP) sieht 
den Aufbau von S-Bahn-
Systemen für Kiel und 

Für die Mobilitätswende: 
S-Bahn-Systeme für Kiel und Lübeck

Jochen Schulz, NAH.SH

Lübeck für die Zeit ab 2030 vor. Noch 
steht die Finanzierung nicht, doch dass 
die Systeme für eine Mobilitätswende ge-
braucht werden, ist unbestritten. Natür-
lich wurde rund um Lübeck und Kiel das 
Angebot im Schienenverkehr in den ver-
gangenen Jahren kontinuierlich ausge-
baut. Neue Verbindungen – oftmals 30-
Minuten-Takte durch die Überlagerung 
von schnellen und langsamen Zügen – 
kamen hinzu und viele neue Stationen 
wurden eröffnet. Der Stellenwert des 
Schienenverkehrs hat sich dadurch deut-
lich erhöht. Die Fahrgastzahlen etwa im 
Großraum Kiel sind dadurch seit dem 

Jahr 2000 um ca. 50 Prozent gestiegen.
Die heutige Situation ist aber auch da-
durch geprägt, dass viele wichtige Statio-
nen nur einen Stundentakt aufweisen 
können. Im Großraum Kiel schmerzt das 
besonders, etwa in Kronshagen, Kiel-
Elmschenhagen, Flintbek und Melsdorf. 
Rund um Lübeck wird auf vielen Strecken 
noch überwiegend im Stundentakt gefah-
ren, was etwa für Orte wie Ratzeburg oder 
Mölln, aber auch Travemünde kein ausrei-
chend attraktives Angebot darstellt. Der 
LNVP sieht zudem rund um Kiel und 
Lübeck viele neue oder reaktivierte Statio-
nen vor. Diese Stationen können aber erst 
dann eine wirklich Alternative zum Auto-
verkehr darstellen, wenn das Angebot 
mindestens ein Halbstundentakt vorsieht.

S-Bahn Kiel: neue Takte und 
Stationen – größere 
Infrastrukturausbauten erforderlich
Für die Landeshauptstadt Kiel konkreti-
siert sich immer mehr das Projekt einer 
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Stadtbahn mit einem Umsetzungshori-
zont für 2033/34. Die Kieler Stadtbahn 
würde durch die geplante S-Bahn Kiel in 
hervorragender Weise ergänzt werden 
können. Umsteigestationen, etwa in 
Suchsdorf, würden die Verzahnung der 
beiden Systeme untereinander massiv 
unterstützen. Bereits 2017/2018 haben 
die DB Netz AG und das renommierte 
schweizerische Gutachterbüro SMA eine 
Konzeption für die S-Bahn Kiel vorgelegt. 
Wenn hoffentlich 2025/2026 der Ausbau 
der Strecke Kiel – Preetz stattfindet und 
die Reaktivierung der Bahnstrecke Kiel – 
Schönberger Strand („Hein Schönberg“) 
vollständig umgesetzt wurde, dann erhält 
der Kreis Plön noch einmal ein deutlich 
attraktiveres Angebot, inklusive neuer 
Stationen in Schwentinental Ostseepark, 
Preetz Nord, Preetz Krankenhaus, Schön-
kirchen, Probsteierhagen, Passade, Fief-
bergen, Schönberg und Schönberger 
Strand – auch vor Umsetzung der S-Bahn. 
Die Errichtung der neuen Stationen Neu-
wittenbek und Eckernförde Süd und die 
Reaktivierung der Bahnstrecke nach 
Rendsburg-Seemühlen stehen ebenfalls 
noch an. Doch anschließend sind Ange-
botsausweitungen auf den eingleisigen 
Strecken rund um Kiel nicht mehr mög-
lich. Zentrale Infrastrukturelemente der S-
Bahn sind folglich: Zweigleisigkeit zwi-
schen Kiel Hbf und Kiel-Hassee und zwi-
schen Kiel Hbf und Kiel Wellseedamm/
Elmschenhagen. Zudem sind weitere 
zweigleisige Abschnitte (so genannte 
Doppelspurinseln) auf den Strecken Rich-
tung Eckernförde und Rendsburg erfor-
derlich. Zusätzliche Kreuzungsbahnhöfe 
– etwa am Ostseepark – ergänzen die 
Ausbauten. Zwischen Kiel und Neumüns-

ter kann die bestehende Infrastruktur der 
zweigleisigen und elektrifizierten Strecken 
noch zusätzliche Verkehre und Stationen 
aufnehmen.
Zentrales Element der S-Bahn Kiel wird es 
sein, dass künftig jede Station minde-
stens im Halbstundentakt angefahren 
wird. Die heutigen Regionalbahnen 73 
(Kiel – Eckernförde) und 75 (Kiel – Rends-
burg) werden also durch einen stündli-
chen Takt ergänzt. Auch Hein Schönberg 
und der ab 2025/26 geplante Preetz-
Pendel sollen dann halbstündlich verkeh-
ren. Zwischen Kiel und Neumünster soll 
ebenfalls eine zusätzliche stündliche 
Verbindung geschaffen werden. Folgen-
de neue Stationen sind geplant: Kiel 
Hamburger Chaussee, Kiel Winterbeker 
Weg, Kiel Hofholzallee, Kronshagen 
Schulzentrum, Gettorf Süd, Eckernför-
de Strand, Eckernförde Pferdemarkt, 
Eckernförde Nord an der Strecke Kiel – 
Eckernförde, Kiel-Mettenhof an der Stre-
cke nach Rendsburg sowie Meimers-
dorf und Neumünster-Tungendorf an der 
Strecke nach Neumünster. Die heutigen 
Regionalexpresse bleiben als schnelle 
Verbindungen bestehen, bzw. werden 
ausgebaut. 

S-Bahn Lübeck: 
Erste Halbstundentakte bereits 
in Umsetzung – Perspektive für 
die Bäderbahn
Für den Großraum Lübeck hatte die 
NAH.SH bereits 2011 im Auftrag der 
Hansestadt Lübeck die Perspektiven 
eines S-Bahnsystems untersucht. Die 
Untersuchung kam zum Schluss, dass 
die Äste nach Travemünde, Ratzeburg-
Büchen, Eutin-Malente und Timmendor-

fer Strand – Neustadt für eine S-Bahn 
besonders geeignet sind. In der Konse-
quenz wurden zusätzliche Fahrten konzi-
piert, die mit den 2022/23 gelieferten 
KISS-Triebwagen nach Travemünde und 
den LINT-Fahrzeugen nach Neustadt 
zumindest in den Spitzenzeiten bereits zu 
einem S-Bahn-ähnlichen Halbstunden-
takt führen.
Für Ende 2023 ist die Inbetriebnahme des 
neuen Haltepunktes Lübeck-Moisling an 
der Strecke Lübeck – Hamburg vorgese-
hen. Der um Sprinterzüge ergänzte RE-
Halbstundentakt zwischen Lübeck und 
Hamburg ist zwar nicht Teil des geplanten 
S-Bahn-Systems, aber durch die Einbin-
dung in den stündlichen und den halb-
stündlichen Taktknoten im Lübecker 
Hauptbahnhof die wichtigste strukturie-
rende Verbindung für den Bahnverkehr in 
Lübeck.
Die im Aufbau befindlichen Halbstunden-
takte nach Travemünde und Neustadt 
müssen um die Verbindungen nach Eutin 
und Büchen ergänzt werden. Folgende 
zusätzliche Stationen sind vorgesehen: 
Lübeck Waldhusener Weg an der Strecke 
nach Travemünde, Techau, Bockholt, 
Eutin Carl-Maria-von-Weber Str., Malente 
Ost, Malente Markt, bzw. Malente Nord an 
der Strecke nach Eutin und Malente, 
Lübeck-Genin und Pogeez an der Strecke 
nach Büchen und Ratekau an der Strecke 
nach Neustadt. 
Wenn es gelingt, die Bäderbahn zu erhal-
ten, dann unterstützt dies auch den Auf-
bau einer S-Bahn Lübeck, da deutlich 
positive Auswirkungen auf den Fahrgast-
markt zwischen Lübeck und Neustadt er-
wartet werden. Vermutlich wird dann auch 
ein Ausbau des Streckenabschnitts zwi-
schen Lübeck Hbf und Bad Schwartau 
Waldhalle erforderlich werden.

S-Bahnen Kiel und Lübeck: 
Ein wichtiger Baustein für die 
Mobilitätswende, aber auch für 
das Funktionieren der 
Wirtschaftsstandorte
Vor einigen Jahren war es noch nicht 
vorstellbar, dass Kiel und Lübeck einmal 
eine S-Bahn erhalten könnten. Die not-
wendige Mobilitätswende aber auch die 
immer stärker werdenden Überlastungen 
des Straßensystems sorgen dafür, dass 
die Schienennetze rund um Kiel und 
Lübeck eine wichtigere Rolle bekommen. 
Hier können Fahrgäste klimaneutral und 
effizient befördert werden. Wenn dann 
noch eine Konzentration der Siedlungs-
entwicklung auf die Bereiche im Umfeld 
der Bahnstationen erfolgt, dann kann ein 
positive Aufwärtsspirale in Bewegung 
gesetzt werden und weitere Taktverdich-
tungen – etwa auf einen 15-Minuten-Takt 
in den Hauptverkehrszeiten – ausgelöst 
werden.
Mehr Informationen: Jochen Schulz, 
jochen.schulz@nah.sh In der Region Ulm bereits Realität: die Regio-S-Bahn. Foto: Olaf Bertsche
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Mobilitätswende, Mobilität & Co. 
Egal, aus welchem Blickwinkel man da-
rauf schaut: Als Grundbedürfnis ist Mobili-
tät in aller Munde und damit auch zuneh-
mend und dringlicher präsent in schles-
wig-holsteinischen Verwaltungen und 
Ämtern. 
Kommunen stellen schnell fest: Es gibt 
zahlreiche Bedarfe und Wünsche – doch 
wo am Besten anfangen? Was packe ich 
in meiner Kommune zuerst an und vor 
allem wie? Die Suche nach den richti-
gen Ansprechpersonen kann zudem zu 
einem regelrechten Geduldsspiel wer-
den. 

Abhilfe durch Anlaufstelle
Das schleswig-holsteinische Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus (MWVATT) hat daher 
eine zentrale Anlaufstelle geschaffen: Alle 
Kommunen können sich mit ihren Fragen 
rund um Mobilität an das dreiköpfige mo-
biliteam by NAH.SH wenden. Die Einwoh-
nerzahl des Dorfes oder der Stadt spielt 
dabei keine Rolle – Sonja Wolpers, Chris-
tiane Lage-Kress und Laurin Dräger sind 
für alle schleswig-holsteinischen Kommu-
nen da. Sie sitzen zentral in Kiel in den 
Räumen des schleswig-holsteinischen 
Nahverkehrsverbundes NAH.SH GmbH 
und damit verkehrstechnisch günstig ge-
legen direkt am Kieler Hauptbahnhof. Das 
Team wurde im Mai 2021 gegründet und 
ist in der Aufbauphase.

Aufgabe des mobiliteam by NAH.SH
Das mobiliteam unterstützt Kommunen 
auf ihrem Weg dabei, selbst nachhaltige 
Mobilitätslösungen zu entwickeln und 
umzusetzen – und das individuell und 
passgenau für die jeweilige Gemeinde. 
Die Richtschnur des mobiliteams: In der 
Zukunft sollen alle im ganzen Bundesland 
klimaneutral unterwegs sein können – alle 

mobiliteam by NAH.SH: zentrale 
Anlaufstelle für alle Kommunen in 
ganz Schleswig-Holstein

Christiane Lage-Kress, NAH.SH

Schleswig-Holsteiner/-innen und alle, die 
uns besuchen, unabhängig davon, ob sie 
sich in der Stadt oder auf dem Land bewe-
gen und zu jeder Zeit, leicht zugänglich, 
barrierefrei, komfortabel und sozial ver-
träglich. Entsprechend ist der Beratungs-
ansatz ganzheitlich, d.h. das mobiliteam 
gibt Impulse und Denkanstöße für neue 
Mobilitätsideen. 

Exkursion des mobiliteam by NAH.SH am 5.10.2022 ins Amt Süderbrarup: 
Sonja Wolpers vom mobiliteam begrüßt die Teilnehmenden und führt durch 
die Veranstaltung.

Exkursion des mobiliteam by NAH.SH am 5.10.2022 ins Amt Süderbrarup: 
Anthony Armiger von NAH.SH stellt das Thema On-Demand vor.
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Was können Kommunen konkret 
vom mobiliteam erwarten? 

Hilfe zur Selbsthilfe für Kommunen
Das Team bietet schleswig-holsteini-
schen Kommunen mit vier konkreten 
Angeboten Hilfe zur Selbsthilfe: kosten-
freie Beratung, Exkursionen, Veranstal-
tungen und Qualifizierung. Der Schwer-
punkt liegt auf der Beratung von Kommu-
nen. 

Im Detail: Beratung von Kommunen 
Das mobiliteam bietet zum einen klassi-
sche Beratung per E-Mail oder Telefon an 
– zum anderen eine tiefergehende Bera-
tung vor Ort. Beide Angebote sind kosten-
frei. Was eignet sich nun für wen? 
Bei ganz konkreten Einzelfragen ist der 
Weg per Telefon oder E-Mail richtig. Das 
kann von „An wen wende ich mich, wenn 
ich mich über B&R-Stationen informieren 
will?“ über „Wer ist meine Ansprechper-
son rund um On-Demand-Verkehre?“ bis 
hin zu „Wie läuft das eigentlich mit den 
Bus- und Bahnverkehren?“ oder „Haben 
Sie einen Kontakt in Sachen Radverkehr?“ 
reichen. Das Team beantwortet Fragen 
direkt oder zieht eine Expertise aus sei-
nem Netzwerk hinzu. 

Beratung vor Ort 
Eine tiefergehende Beratung vor Ort 
durch das mobiliteam eignet sich für die 
Kommunen, die längerfristig und struktu-
riert an der Mobilität arbeiten wollen. Das 
können sein: Kommunen, die grundsätz-
lich oder tiefer in das Thema Mobilität ein-
steigen wollen. Kommunen, in denen der 
Berg von dringlich umzusetzenden Mobi-
litäts-Maßnahmen wächst und die Abar-
beitung hingegen ins Stocken geraten ist. 
Oder Kommunen, die nicht genau wissen, 
wie und wo sie in Sachen Mobilität losle-
gen. Auch diese tiefergehende Beratung 
im Sinne einer Prozessbegleitung ist kos-
tenfrei. 

So läuft die Beratung konkret 
Los geht‘s mit einem Vorgespräch; es 
schließt sich ein rund 2-stündiger Kick-off-
Workshop an. Diesen führt ein/-e Berater/-
in vor Ort in einem kleinen Kreis durch – 
idealerweise bestehend aus der Verwal-
tungsspitze und Mitarbeitenden, die Mo-
bilität als Aufgabe haben bzw. mit Bürger-
meister/-innen und Mitgliedern des Ge-
meinderats. Am Ende des Workshops hat 
die Kommune einen individuellen und 
strukturierten Überblick über alle relevan-
ten Belange nachhaltiger und integrierter 
Mobilität im eigenen Ort. Sie hat zudem 
Themen priorisiert und Ziele festgelegt. 
Auf dieser Basis erarbeitet das mobili-
team mögliche Handlungsfelder und 
schlägt in einem Folgegespräch diese 
und dazugehörige Maßnahmen vor. Das 
Tempo bestimmt die Gemeinde – somit 
auch die Häufigkeit weiterer Beratungs-

gespräche. Die Umsetzung hat sie kom-
plett in ihrer eigenen Hand und damit die 
Hoheit und Kontrolle über die eigenen 
Maßnahmen. 

Exkursionen, Veranstaltungen und 
Qualifikation
Drei weitere Angebote runden das Portfo-
lio des mobiliteam by NAH.SH ab und 
bilden zusammen mit der Beratung alle 
Bausteine zur Selbsthilfe: Während 
Exkursionen können alle hinter die Kulis-
sen spannender Aufgabenfelder oder 
Mobilitätsangebote schauen (siehe Info-
kasten ). Auf Fach-Veranstaltungen infor-
mieren das mobiliteam selbst oder Part-
ner/-innen gezielt über Themen. Hier lohnt 

Exkursion mobiliteam by NAH.SH
„Smartes DorfSHUTTLE“ im Amt Süderbrarup

On-Demand-Angebote eignen sich als flexible Bedarfsverkehre besonders für 
den ländlichen Raum. Sie ergänzen im Idealfall vorhandenen Nahverkehr. 
Dadurch erhöht sich die Mobilität für Bürger/-innen spürbar. Seit Dezember 2021 
gibt es so etwas sehr erfolgreich im Amt Süderbrarup: Mit dem „smarten DorfS-
HUTTLE“ können Fahrgäste flexibel alle 13 Orte im Amt zum Schleswig-Holstein-
Tarif erreichen – besser geht es kaum! 

Doch was verbirgt sich genau dahinter? Und wie können Gemeinde oder Städte 
so etwas bei sich umsetzen? Antworten auf diese und andere Fragen bietet eine 
fachkundige Exkursion des mobiliteam by NAH.SH. Teilnehmen können Bürger-
meister/-innen und alle Mitarbeitenden von Kommunen, die sich um Mobilität 
kümmern. 

7. Juni 2023 - 12 bis 16.30 Uhr Süderbrarup
Details und Anmeldung unter mobiliteam.nah.sh

Exkursion des mobiliteam by NAH.SH am 5.10.2022 ins Amt Süderbrarup: 
Projektleiter Anthony Armiger II von NAH.SH (li) und der Breklumer Bürgermeister 
Claus Lass fachsimpeln über die NAH.SHUTTLE-App. Mit dieser bestellen 
Fahrgäste die On-Demand-Busse.

sich ein Blick in den Terminkalender auf 
www.mobiliteam.nah.sh. 

In Vorbereitung für den Herbst: ein Fach-
kongress zur Mobilität unter der Schirm-
herrschaft des schleswig-holsteinischen 
Verkehrsministeriums. Der Kongress fin-
det am 21. September in Neumünster 
statt. Er bietet Vorträge, Praxisbeispiele 
und zahlreiche praktische Handreichun-
gen. Zurzeit erarbeitet das Team zudem 
ein Qualifizierungsangebot: Kommunale 
Mitarbeitende können sich spätestens ab 
Herbst dieses Jahres zum kommunalen 
Mobilitätsmanagement weiterbilden. Alle 
Infos zu den Angeboten unter mobili-
team.nah.sh. 
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* Der Autor ist Rechtsanwalt bei der Ernst & Young 
 Law GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft Steuer-
 beratungsgesellschaft am Standort Hamburg.  
1  Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12.12.2019 – 
 KSG (BGBl. I S. 2513), geändert durch Art. 1 des 
 Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I S. 3905).
2  Reduzierung der Treibhausgasemissionen im 
 Vergleich zum Jahr 1990 bis zum Jahr 2030 um 
 mindestens 65 % und bis zum Jahr 2040 um min-
 destens 88 %, s. § 3 Abs. 1 KSG.
3  Auf die vom Bund nach Maßgabe des „Gesetzes 
 über die Bereitstellung flächendeckender Schnell-
 ladeinfrastruktur für reine Batterieelektrofahrzeuge 
 (Schnellladegesetz - SchnellLG)“ vom 25.06.2021 
 (BGBl. I S. 2141) kann im Rahmen dieses Beitrags 
 nicht näher eingegangen werden.
4 Abrufbar unter https://bmvd.bund.de/SharedDoc/
 DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?
 _blob=publicationFile, zuletzt aufgerufen am 
 31.03.2023. Der vorangegangene Masterplan wur-
 de im Jahr 2019 verabschiedet.   
5  Masterplan, a.a.O., S. 6. 
6  Koalitionsvertrag 2021-2025 der SPD, FDP und 
 von Bündnis 90/Die Grünen, S. 51f., abrufbar auf 
 den Seiten der Bundesregierung.  
7  Masterplan, S. 23.
8  Ebd.
9  Ebd.
10  Ebd.
11  Masterplan, S. 23f. 
12  Masterplan, S. 24.
13  Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz vom 
 09.06.2021 (BGBl. I S. 1691). 
14  Das Gesetz nennt hierbei Kauf, Miete, Leasing. 
15  Hinzuweisen ist auf Nr. 8 des Ergebnispapiers des 
 Koalitionsausschusses vom 28.03.2023, wonach 
 das SaubFahrzeugBeschG dahingehend geän-
 dert werden soll, dass im Rahmen der öffentlichen 
 Auftragsvergabe ab 2030 nur noch bilanziell emis-
 sionsfreie Fahrzeuge beschafft werden dürfen.

Vorbemerkung 
Zur Erreichung der im Klimaschutzgesetz 

1 2(KSG)  geregelten Klimaziele  wird es 
maßgeblich auf einen zügigen Ausbau 
der Ladeinfrastruktur für Elektro-Autos 
ankommen. Nach der Vorstellung der 
Bundesregierung kommt dabei den Kom-
munen eine „Schlüsselrolle“ zu. Wie diese 
Rolle ausgefüllt werden soll oder gar 
muss, bedarf der Klärung. Dabei spielen 
unter anderem das Kommunal- und das 
Vergaberecht eine besondere Rolle, da 
sich zum einen fragt, ob und inwieweit La-
deinfrastruktur eine kommunale Daseins-
vorsorgeaufgabe ist und zum anderen, da 
zu klären ist, wie Ladeinfrastruktur be-
schafft und letztlich „ins Werk“ gesetzt 
werden kann. 
Der nachfolgende Beitrag möchte einen 
Überblick über den von der Bundesregie-
rung erstellten „Masterplan Ladeinfra-
struktur“ (dazu 1.) und die Einordnung in 
den kommunalrechtlichen (dazu 2.) und 
vergaberechtlichen (dazu 3.) Rahmen ge-

3ben.

1. Der „Masterplan Ladeinfrastruktur“ 
der Bundesregierung
Im Oktober 2022 hat die Bundesregierung 
ihren sog. Masterplan Ladeinfrastruktur II 
(nachfolgend kurz Masterplan) verab-

4schiedet.  Er enthält „[…] als Gesamtstra-
tegie der Bundesregierung für den weite-
ren Ausbau der Ladeinfrastruktur […]“ 
entscheidende neue Weichenstellungen, 
um im Bereich der Ladeinfrastruktur die 
Voraussetzungen für die erfolgreiche Ent-
wicklung des Markthochlaufs der Elektro-
mobilität hin zum breiten Massenmarkt zu 

5schaffen.  Der Masterplan dient dem Ziel, 
eine Million öffentlich und diskriminie-
rungsfrei zugängliche Ladepunkte bis 

62030 zu erreichen  und sieht insgesamt 
68 Maßnahmen vor. In Bezug auf die Kom-

Kommunal- und vergaberechtliche 
Aspekte beim Ausbau der 
Ladeinfrastruktur

Dr. Benjamin Pfannkuch, Rechtsanwalt*

munen heißt es, diesen komme beim 
Aufbau öffentlicher  Ladeinfrastruktur eine 
Schlüsselstellung zu, denn ein Großteil 
der benötigten öffentlichen Ladeinfra-

7struktur sei hier verortet.  Derzeit gebe es 
jedoch in zahlreichen Kommunen noch 
keine öffentlich zugängliche Ladeinfra-

8struktur.  Die Finanzierung der Ladeinfra-

struktur müsse schnellstmöglich ohne 
öffentliche Gelder durch ein selbsttragen-
des System geleistet werden, wobei zen-
trale Voraussetzung sei, dass ausrei-
chend viele Flächen in den Kommunen für 
den Aufbau von Ladeinfrastruktur zur 

9Verfügung stehen.  Wenn nicht schnell 
genug privatwirtschaftlich tragbare Lade-
angebote entstünden, müsse die öffentli-
che Hand mit geeigneten Maßnahmen 
sicherstellen, dass eine Grundversorgung 
an öffentlicher Ladeinfrastruktur entsteht, 
die allen Nutzern gleichermaßen zur Ver-

10fügung steht.  
Bemerkenswert ist, dass der Bund die 
Möglichkeit prüfen will, die Länder gesetz-
lich zu verpflichten, „ein Mindestangebot 
lokaler Gesamtladeleistung sicherzustel-
len, wenn trotz Flächenangebots keine 
ausreichenden privatwirtschaftlich tragba-

11ren Ladeangebote absehbar sind.“  Für 
die Kommunen wird insoweit von Bedeu-
tung sein, ob im Falle einer bundesrechtli-
chen Verpflichtung der Länder diese die 
Pflichten an die Kommunen gleichsam 
weitergeben können. Als Maßnahmen 
werden „lokale Masterpläne“ genannt, 
welche die zur Erreichung lokaler Aufbau-
ziele erforderlichen weiteren Maßnahmen 
enthalten sollen, so u.a. Wettbewerbskon-
zepte, Ausschreibungen, institutionelle 

12Verankerung oder Bauleitplanung.

Fahrzeugklasse Beschaffungsquoten   Beschaffungsquoten 
 02.08.2021 bis 31.12.2025 01.01.2026 bis 31.12.2030

Saubere leichte Nutz- Mindestens 38,5 %; max. Mindestens 38,5 %;  
fahrzeuge der Klassen  50g CO2/km, 80% 0g CO2/km
M1, M2, N1 (Pkw)   Luftschadstoffe (RDE)

Saubere schwere  Mindestens 10 % Mindestens 15 %
Nutzfahrzeuge der 
Klassen N2, N3 (Lkw)

Saubere schwere  Mindestens 45 %, davon Mindestens 65 %, davon
Nutzfahrzeuge der  die Hälfte emissionsfrei die Hälfte emissionsfrei
Klasse M3 (Busse)

Die weitere Umsetzung der im Masterplan 
II genannten Maßnahmen bleibt abzuwar-
ten. Unabhängig davon – oder im Vorgriff 
darauf – empfiehlt es sich jedoch, bereits 
jetzt Konzepte für die Kommune zu entwi-
ckeln. 
In diesem Zusammenhang sollten zu-
gleich auch die Ziele des Saubere-
Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes (Saub

13FahrzeugBeschG)  in den Blick genom-
men werden. Dieses verpflichtet die Kom-

14munen, bei der Beschaffung  bestimmter 
15Klassen von emissionsarmen und -freien  

Fahrzeugen verbindliche Mindestziele zu 
erfüllen. Zuständig für die Überwachung 
der Quoten sind nach §§ 5, 7 SaubFahr-
zeugBeschG die Länder. Die Vorgaben 
lassen sich in folgender tabellarischer 
Übersicht zusammenfassen. 
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16  Davon zu unterscheiden sind der private (Grund-
 stücke privater Eigentümer) und der halböffent-
 liche (z.B. Parkplatz eines Supermarkts) Raum.
17  Das Bundesverfassungsgericht definiert die Ange-
 legenheiten der örtlichen Gemeinschaft in seiner 
 grundlegenden Rastede-Entscheidung als dieje-
 nigen Bedürfnisse und Interessen, die in der ört-
 lichen Gemeinschaft wurzeln oder auf sie einen 
 spezifischen Bezug haben, die also den Gemein-
 deeinwohnern gerade als solchen gemeinsam 
 sind, indem sie das Zusammenleben und -wohnen 
 der Menschen in der Gemeinde betreffen, s. BVerfG, 
 Beschluss vom 23.11.1988 - 2 BvR 1619, 1628/83.
18  Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in 
 Schleswig-Holstein (Energiewende- und Klima-
 schutzgesetz Schleswig-Holstein – EWKG) vom 
 07.03.2017 (GOVBl. S. 124).
19  S. z.B. OLG München, Beschluss vom 25.03.2011 
 − Verg 4/11.
20  Schliesky, in: PdK SH B-1, GO, § 2, Rn. 43. 
21  BVerfG, Beschluss vom 07.02.1991 - 2 BvL 24/84;  
 Mehde, a.a.O., Rn. 50; BVerfG, Beschluss vom 
 23.11.1988 - 2 BvR 1619, 1628/83. 
22  Krajewski, in: VerwArch 99 (2008), 174, 190.
23  Eine Baugenehmigung ist hingegen grundsätzlich 
 nicht erforderlich; nach § 61 Abs. 1 Nr. 13 LBO sind 
 Ladestationen verfahrensfrei. Gleichwohl ist auch 
 bei verfahrensfreien Vorhaben das bauordnungs-
 rechtliche Verunstaltungsverbot zu beachten. 
24  S. Behnsen, in: PdK SH L-12, StrWG § 21 Rn. 14. S. 
 auch OVG Schleswig, Urteil vom 24.08.1993 - 4 L 
 170/92.
25  S. OVG Münster, Urteil vom 16.06.2015 – 11 A 
 1131/13; Behnsen, a.a.O., m.w.N.
26  OVG Münster, a.a.O. S. auch OVG Lüneburg, Urteil  
 vom 18.05.2017 – 7 LC 85/15. Kritisch hierzu Burgi, 
 in: NVwZ 2017, 257, wonach die Straße im Rahmen 
 ihres seit Langem anerkannten Charakters als so- 
 genanntes Mehrzweckinstitut auch als ein Wettbe-
 werbsraum begriffen werden müsse. 
27  Zu denken ist insbesondere an ein Rotationssys-
 tem oder an eine Befristung der Sondernutzungs-
 erlaubnis. 
28  S. Monopolkommission, Energie 2021: Wettbe-
 werbschancen bei Strombörsen, E-Ladesäulen 
 und Wasserstoff nutzen“ - 8. Sektorgutachten der 
 Monopolkommission gemäß § 62 EnWG, 2021, 
 abrufbar unter https://www.monopolkommis
 sion.de. Dies ist auch für die Losaufteilung bedeut-
 sam, s. dazu noch unten.
29  Burgi, a.a.O.

Auf die Bedeutung des SaubFahrzeug-
BeschG für kommunale Fuhrparks wird 
unten noch eingegangen. 

2. Kommunalrechtliche Aspekte  
Der Aus- und Aufbau und Betrieb einer 

16öffentlich  zugänglichen Ladeinfrastruk-
tur im öffentlichen Raum stellt eine Ange-
legenheit der örtlichen Gemeinschaft im 
Sinne des Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG dar, für 
deren eigenverantwortliche Aufgaben-
wahrnehmung die Kommune zuständig 

17ist.  Eine gesetzliche Zuweisung dieser 
Aufgabe als Pflicht der Kommune ist zwar 
derzeit nicht ersichtlich – insbesondere er-
gibt sich eine solche nicht aus dem Ener-

18giewende- und Klimaschutzgesetz.  Als 
Bestandteil lokaler Infrastruktur und örtli-
cher Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Mobilität der Einwohnerschaft sowie eines 
lokalen Beitrags zum Klimaschutz ist der 
Aus- und Aufbau der Ladeinfrastruktur an-
gesichts der Zunahme der Elektrifizierung 
des Individualverkehrs jedoch eine freiwil-
lige Aufgabe der Daseinsvorsorge und 
der örtlichen Gemeinschaft. Nicht zu un-
terschätzen ist zudem die Bedeutung für 
die Standortattraktivität einer Kommune, 
sei es im Hinblick auf die vorhandene und 
künftige Einwohnerschaft oder auf die 
Ansiedlung von Gewerbe. Insofern las-
sen sich zumindest mittel- bis langfristig 
durchaus Parallelen zum Breitbandaus-
bau erkennen, der inzwischen durchaus 
als Daseinsvorsorgeaufgabe angesehen 

19wird.   
Wenngleich ein Charakter als Pflichtauf-
gabe nicht anzunehmen ist, darf doch 
nicht verkannt werden, dass Kommunen 
jedenfalls eine Gewährleistungsverant-
wortung zukommt, die zwar nicht zwin-
gend ein eigenes kommunales Engage-
ment, wohl aber die Prüfung erfordert, ob 
durch das Angebot des Markts die Aufga-
benerfüllung sichergestellt werden kann. 
Ohnehin sieht § 2 Abs. 1 S. 3 der Gemein-
deordnung (GO) vor, dass eine Gemeinde 
vor Übernahme einer freiwilligen Aufgabe 
prüfen muss, ob die Aufgabe nicht eben-
so gut auf andere Weise, insbesondere 
durch Private, erfüllt werden kann. Dieses 
Subsidiaritätsprinzip entbindet die Ge-
meinden von der Verpflichtung, öffentli-
che Aufgaben selbst zu erfüllen, wenn 
eine Aufgabe ebenso gut durch private 
Tätigkeit erfüllt werden kann; die Vorschrift 
enthält sich dagegen einer positiven 
Verpflichtung, in solchen Fällen die private 

20Lösung zu wählen.  Dies deckt sich mit 
dem Grundsatz, dass von der kommuna-
len Selbstverwaltungsgarantie auch das 
Recht erfasst wird, unbesetzte Aufgaben 
in ihrem Bereich an sich zu ziehen und 
über das Ob und das Wie der Aufgaben-

21wahrnehmung zu entscheiden.  Außer-
dem müssen Aufgaben der Daseinsvor-
sorge nicht zwingend stets von der Kom-

22mune selbst erledigt werden.  
Angesichts der Einordnung der Ladeinfra-

struktur als Daseinsvorsorgeaufgabe em-
pfiehlt es sich, eine Analyse u.a. des Be-
darfs, potentieller Standorte, ggf. bereits 
vorhandener Anbieter und der Netzkapa-
zitäten vorzunehmen. Der Befund sollte 
sodann als Grundlage für die weiteren 
Maßnahmen der Gemeinde dienen. 

3. Vergaberechtliche Aspekte
Die Nutzung des öffentlichen Straßen-
raums zum Betrieb von Ladeinfrastruktur 
stellt eine über den Gemeingebrauch im 
Sinne des § 20 des Straßen- und Wegege-
setzes (StrWG) hinausgehende Sonder-
nutzung dar, die nach § 21 Abs. 1 StrWG 

23einer Erlaubnis bedarf.  Auf welchem 
Wege eine solche Sondernutzungser-
laubnis „vergeben“ wird, bestimmt sich 
danach, ob eine Verteilungs- oder Be-
schaffungssituation vorliegt. 

3.1. Verteilungssituation 
Eine Verteilungssituation besteht, soweit 
Unternehmen von sich aus einer Gemein-
de den Auf- und Ausbau und Betrieb einer 
Ladeinfrastruktur anbieten. Ob die Ge-
meinde zuvor Standorte festgelegt hat 
oder nicht, ist dabei irrelevant. In einer 
Verteilungssituation ist das Vergaberecht 
nicht anzuwenden. Vielmehr geht es da-
rum, die Sondernutzungserlaubnis im 
Wege pflichtgemäßer Ermessensaus-
übung zu „verteilen“. Die Kriterien für die-
se Verteilung bestimmen sich dabei aus-

24schließlich nach dem Straßenrecht.  Also 
insbesondere nach der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs, dem Ausgleich 
zeitlich und örtlich gegenläufiger Interes-
sen verschiedener Straßenbenutzer und 
Straßenanlieger und dem Schutz des 

25Straßenbildes.  Aspekte des Wettbe-
werbs müssen hingegen unbeachtlich 
sein, denn das Sondernutzungsrecht ist 
im Grundsatz wirtschafts- und wettbe-

26werbsneutral.  Daher können die für das 
Vergaberecht typischen Aspekte wie die 
Zuschlagserteilung auf das wirtschaft-
lichste Angebot, die Berücksichtigung 
mittelständischer Interessen und vor al-
lem umweltbezogener Aspekte bei der 
Ermessensentscheidung nicht angewen-
det werden. Soll dennoch nur eine stra-
ßenrechtliche Sondernutzungserlaubnis 
erteilt werden, sollte jedenfalls ein ge-
meindliches Konzept mit – nach Straßen-
recht zulässigen – Kriterien für die Vertei-
lung öffentlicher Flächen erstellt werden, 
wobei dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 
3 Abs. 1 GG besondere Bedeutung zu-

27kommt.   
Für die Anwendung des Vergaberechts 
spricht auch eine kartellrechtliche Erwä-
gung, die an die marktbeherrschende 
Stellung der Kommune anknüpft. Die 
Monopolkommission empfiehlt daher, 
Ausschreibungen durchzuführen und die-
se so zu gestalten, dass Wettbewerb auf 
dem Lademarkt gefördert wird, d.h. es 
sollten Verträge mit unterschiedlichen, 

preislich am Markt konkurrierenden An-
bietern geschlossen werden, die darauf-
hin Ladepunkte in Konkurrenz zueinander 

28aufbauen.

3.2. Beschaffungssituation 
Im Fall einer Beschaffungssituation möch-
te die Gemeinde auf den betroffenen 
Straßenflächen einen bestimmten öffentli-
chen Zweck realisiert sehen, diese Flä-
chen also aktiv-gestalterisch nutzen, und 
die Wirtschaftsteilnehmer, denen die 
entsprechenden Flächen zur Nutzung 
überlassen werden, sollen zu einem ent-
sprechenden Tätigwerden verpflichtet 

29werden.  Die Gemeinde definiert dem-
nach aus eigener Initiative einen Beschaf-
fungsbedarf und tritt von sich aus an den 
Markt heran, um die Leistung „Ladeinfra-
struktur“ zu beschaffen. 
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30  Zu Konzessionen s. noch unten.
31  Diese betragen derzeit 215.000 Euro für Liefer- und 
 Dienstleistungen und 5.382.000 Euro für Bauleis-
 tungen sowie Konzessionen. Für die Schätzung 
 des Auftragswerts ist – gemäß § 2 SHVgVO auch 
 im Unterschwellenbereich – § 3 VgV maßgeblich. 
32  Nach dieser Vorschrift sind öffentliche Auftragge-
 ber „andere juristische Personen des öffentlichen  
 und des privaten Rechts, die zu dem besonderen  
 Zweck gegründet wurden, im Allgemeininteresse 
 liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art zu erfül-
 len, sofern
  a)  sie überwiegend von Stellen nach Nummer 
   1 oder 3 einzeln oder gemeinsam durch Be-
   teiligung oder auf sonstige Weise finanziert 
   werden,
  b) ihre Leitung der Aufsicht durch Stellen nach 
   Nummer 1 oder 3 unterliegt oder
  c) mehr als die Hälfte der Mitglieder eines ihrer 
   zur Geschäftsführung oder zur Aufsicht be-
   rufenen Organe durch Stellen nach Num-
   mer 1 oder 3 bestimmt worden sind.“
33  OLG Celle, Beschluss vom 16.10.2018 – 13 Verg 
 3/18, unter Bezug auf EuGH, Urteil vom 25. 3. 2010 
 - C-451/08 - Helmut Müller. Hier wird auch die Ab-
 grenzung zu einer bloßen Erlaubniserteilung 
 deutlich, die nicht mit einer Verpflichtung verbun-
 den ist. Dass im Übrigen die Ladeinfrastruktur 
 auch und gerade den Einwohnern zugute kommen 
 soll und in wirtschaftlicher Hinsicht nicht primär der 
 Gemeinde, steht dem Beschaffungselement nicht 
 entgegen. Denn ein öffentlicher Auftraggeber be-
 schafft sich auch dann Leistungen im vergabe-
 rechtlichen Sinne, wenn er die ihm obliegende Da-
 seinsvorsorge für die Bevölkerung sicherstellt, s. 
 OLG München, Beschluss vom 25.03.2011 − Verg 
 4/11 zur Vergabe einer Breitbandkonzession. 
34  S. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 01.08.2012 - 
 Verg 10/12; OLG Jena Beschluss vom 25.06.2014 
 – 2 Verg 1/14. Die Festlegung muss durch den Auf-
 tragsgegenstand sachlich gerechtfertigt sein, es 
 müssen vom Auftraggeber dafür nachvollziehbare 
 objektive und auftragsbezogene Gründe angege-
 ben worden sein, die Bestimmung muss folglich 
 willkürfrei getroffen worden sein, es müssen sol-
 che Gründe tatsächlich vorhanden (festzustellen 
 und notfalls erwiesen) sein, und die Bestimmung 
 darf andere Wirtschaftsteilnehmer nicht diskrimi-
 nieren, OLG Düsseldorf, a.a.O.
35  Verordnung über technische Mindestanforderun-
 gen an den sicheren und interoperablen Aufbau 
 und Betrieb von öffentlich zugänglichen Lade-
 punkten für elektrisch betriebene Fahrzeuge vom 
 09.03.2016 (BGBl. I S. 457), zuletzt geändert durch 
 Artikel 2 der Verordnung vom 02.11.2021 (BGBl. I 
 S. 4788). Die Ladesäulenverordnung dient der 
 Umsetzung der Richtlinie 2014/94/EU vom 
 22.10.2014 über den Aufbau der Infrastruktur für 
 alternative Kraftstoffe (ABl. EU L 307/1). 
36 Für eine ausschreibungsfreie Inhouse-Vergabe 
 nach § 108 Abs. 1 GWB ist erforderlich, dass 
  1.  der öffentliche Auftraggeber über die juris-
   tische Person eine ähnliche Kontrolle wie 
   über seine eigenen Dienststellen ausübt 
   (Kontrollkriterium),
  2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juris-
   tischen Person der Ausführung von Aufga-
   ben dienen, mit denen sie von dem öffentli-
   chen Auftraggeber oder von einer anderen 
   juristischen Person, die von diesem kontrol-
   liert wird, betraut wurde (Tätigkeitskrite-
   rium), und
  3. an der juristischen Person keine direkte 
   private Kapitalbeteiligung besteht, mit Aus-
   nahme nicht beherrschender Formen der 
   privaten Kapitalbeteiligung und Formen der 
   privaten Kapitalbeteiligung ohne Sperrmi-
   norität, die durch gesetzliche Bestimmun-
   gen vorgeschrieben sind und die keinen 
   maßgeblichen Einfluss auf die kontrollierte 
   juristische Person vermitteln. 

3.2.1. Anwendung des Vergaberechts
In dieser Konstellation wird das Vergabe-
recht relevant. Dieses ist anzuwenden, 
sofern ein öffentlicher Auftraggeber im 
Sinne des § 99 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) einen 

30öffentlichen Auftrag  im Sinne des § 103 
Abs. 1 GWB vergibt. Bei Erreichen der EU-

31Schwellenwerte  sind die Vorschriften 
der §§ 97 ff. GWB, der Vergabeverord-
nung (VgV), der Konzessionsvergabever-
ordnung (KonzVgV), der Sektorenverord-
nung (SektVO) und der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) 
2. Abschnitt anzuwenden, unterhalb der 
Schwellenwerte jene des Vergabegeset-
zes Schleswig-Holstein (VGSH), der 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO), 
der Schleswig-Holsteinischen Vergabe-
verordnung (SHVgVO) und der VOB/A 1. 
Abschnitt. 
Dass es sich bei Kommunen als Gebiets-
körperschaften im Sinne des § 99 Nr. 1 
GWB um öffentliche Auftraggeber han-
delt, liegt auf der Hand. Öffentliche Auf-
traggeber sind, vorbehaltlich genauer 
Prüfung, nach § 99 Nr. 2 GWB zudem 

32kommunal beherrschte Gesellschaften.  
Auch Zweckverbände sind nach § 99 Nr. 3 
GWB öffentliche Auftraggeber. 
Das Merkmal des öffentlichen Auftrags 
erfordert einen Beschaffungsbezug. Dies 
ist der Fall, wenn das Unternehmen als 
Vertragspartner zur Leistungserbringung 
nicht nur berechtigt, sondern auch – und 
zwar im Sinne einer einklagbaren Haupt-

33leistungspflicht – verpflichtet wird.  Im 
Hinblick auf die Ladeinfrastruktur wird 
eine Kommune schon deshalb eine Ver-
pflichtung in diesem Sinne aufnehmen, 
um sicherzustellen, dass diese Daseins-
vorsorgeaufgabe auch tatsächlich erle-
digt wird. Wann immer also eine Betriebs-
pflicht vorgesehen ist, kommt das Verga-
berecht zur Anwendung. 

3.2.2. Bestimmung des 
Beschaffungsbedarfs
Den konkreten Beschaffungsbedarf defi-
niert die Gemeinde sodann eigenständig. 
Die Festlegung des Beschaffungsgegen-
stands ist dem eigentlichen Vergabever-
fahren vorgelagert, so dass der öffentli-
che Auftraggeber grundsätzlich frei darü-

34ber befinden kann, was er anschafft.  In 
Bezug auf die Ladeinfrastruktur sind aller-
dings in jedem Falle die Vorgaben der 

35Ladesäulenverordnung  zu beachten, 
die bestimmte Anforderungen an den dis-
kriminierungsfreien Zugang zu der Lad-
einfrastruktur und die Interoperabilität 
stellen. Die Beschaffungsautonomie er-
laubt es der Gemeinde auch, sich für ein 
Modell der Beschaffung zu entscheiden.  
Auf die unterschiedlichen Modelle wird 
nachfolgend näher eingegangen (eine 
abschließende Betrachtung ist im Rah-
men dieses Beitrags freilich nicht mög-
lich).  

3.3.3. Modelle für Auf-, Ausbau und 
Betrieb der Ladeinfrastruktur und 
vergaberechtliche Auswirkungen 
Grundsätzlich kommen folgende Modelle 
in Betracht: 
1. Errichtung und Betrieb durch die Kom
 mune
2. Errichtung und Betrieb durch Externen
3. Gründung einer gemeinsamen Gesell-
 schaft durch die Kommune und einen 
 Externen (öffentlich-private Partner-
 schaft)

Maßgeblich wird aus Sicht der Kommune 
dabei sein, dass sie möglichst umfangrei-
che Steuerungsmöglichkeiten erhält, 
dass etwaige wirtschaftliche Risiken mög-
lichst minimiert werden, dass sie womög-
lich gar am Erfolg des Betriebs beteiligt 
wird und dass – selbstverständlich – die 
Leistung dem Bedarf und den lokalen 
Rahmenbedingungen entspricht. 

3.3.3.1.  Errichtung und der Betrieb 
durch die Kommune 
Die Errichtung und der Betrieb durch die 
Gemeinde selbst (Modell 1), also in 
Eigenregie, dürften, wenngleich unter 
vergaberechtlichen Gesichtspunkten 
„nur“ die Beschaffung der Ladesäulen 
erfolgen müsste, mit erheblichem Auf-
wand verbunden sein, so dass ein sol-
ches Modell grundsätzlich eher wenig 
geeignet scheint. 

3.3.3.2.  Errichtung und Betrieb 
durch Externen
Im Modell 2 tritt die Gemeinde an externe 
Unternehmen nicht nur zwecks Beschaf-
fung der Ladesäulen, sondern der vollum-
fänglichen Errichtungsleistungen und des 
Betriebs heran. 

3.3.3.2.1.  Inhouse-Vergabe
Von dieser Konstellation wird auch die Be-
auftragung einer kommunal beherrschten 
Gesellschaft erfasst. Hierbei kommt bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 108 
Abs. 1 GWB grundsätzlich eine sog. In-
house-Vergabe in Betracht, deren Vorteil 
darin besteht, dass der Auftrag nicht aus-

36geschrieben werden müsste.  Soweit 
hierbei eigene Gemeinde- oder Stadtwer-
ke in den Blick genommen werden und 
diese auch Verteilnetzbetreiber im Sinne 
des § 3 Nr. 3 des Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG) sind, ist die der Entflechtung 
dienende Vorschrift des § 7c Abs 1 EnWG 
zu beachten, wonach die Verteilnetzbe-
treiber weder Eigentümer von Ladepunk-
ten für Elektromobile sein noch diese La-
depunkte entwickeln, verwalten oder be-
treiben dürfen. Dieses Verbot gilt aller-
dings nach § 7c Abs. 2 S. 1 EnWG nicht, 
„sofern in Fällen regionalen Marktversa-
gens, das nach Durchführung eines offe-
nen, transparenten und diskriminierungs-
freien Ausschreibungsverfahrens durch 
eine kommunale Gebietskörperschaft 

festgestellt worden ist, die Bundesnetz-
agentur nach Maßgabe der Bedingungen 
einer (…) erlassenen Rechtsverordnung 
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37  So darf der Konzessionsgeber nach § 151 S. 3 
 GWB, § 12 Abs. 1 S. 1 KonzVgV das Verfahren frei 
 ausgestalten und zwischen ein- und zweistufigen 
 Verfahren wählen. Es darf also z.B. ein Verhand-
 lungsverfahren mit oder ohne vorgeschaltetem 
 Teilnahmewettbewerb (wobei ersteres vorzugs-
  würdig ist, s. Mohr, in: Münchener Kommentar zum  
 Wettbewerbsrecht, 4. Aufl. 2022, GWB, § 151, Rn. 
 24) durchgeführt werden, ohne dass es auf die für 
 die öffentliche Aufträge geltenden Ausnahmetat-
 bestände des § 14 Abs. 3, 4 VgV ankäme. 
38  Binnenmarktrelevanz, s. dazu z.B. EuGH, Urteil 
 vom 07.12.2000 – C-324/98-Telaustria. Es sollte 
 stets geprüft und dokumentiert werden, ob diese 
 Binnenmarktrelevanz zu bejahen ist. Kriterien hier-
 bei sind z.B. die Höhe des Auftragswerts und der 
 Ort der Leistungserbringung. 
39  S. z.B. OLG Celle, Urteil vom 23.02.2016 – 13 U 
 148/15. 
40  Nichtsdestotrotz erweist es sich sowohl bei öffent-
 lichen Aufträgen als auch bei Konzessionen für  
 Unternehmen im Unterschwellenbereich ungleich 
 schwieriger, sich gegen aus ihrer Sicht rechtswid-
 rige Vergaben zu wenden. Denn der Rechtsweg zu 
 den Vergabekammern ist ausschließlich im Ober-
 schwellenbereich eröffnet. Im Unterschwellenbe-
 reich bleibt einem Unternehmen nur der Weg zur 
 ordentlichen Gerichtsbarkeit. Will es die Zuschlags-
 erteilung verhindern, muss es eine einstweilige 
 Verfügung beim Landgericht erwirken. Daran än-
 dert auch die (nur für öffentliche Aufträge und Bau-
 konzessionen geltende) Vorabinformationspflicht 
 in § 5 SHVgVO nichts. Nach dieser Vorschrift ha-
 ben die Auftraggeber ab einem Auftragswert von 
 50.000 Euro die Bewerber und Bieter, deren Teil-
 nahmeanträge oder Angebote nicht berücksichtigt 
 werden sollen, per E-Mail, elektronisch oder per 
 Telefax über den Namen des Unternehmens,  des -
 sen Angebot den Zuschlag erhalten soll und die 
 Gründe der Nichtberücksichtigung (Vorabinfor-
 mation) spätestens sieben Kalendertage vor Ertei-
 lung des Zuschlags zu informieren. 
41  Dass die für die Losbildung maßgebliche bundes-
 gesetzliche Regelung des § 97 Abs. 4 GWB Kon-
 zessionen nicht ausdrücklich erwähnt, steht der 
 Anwendbarkeit der Grundsätze über die Losauftei-
 lung auch bei der Konzessionsvergabe nicht ent-
 gegen, s. Knauff, in: Münchener Kommentar zum 
 Wettbewerbsrecht, 4. Aufl. 2022, GWB, § 97, Rn. 
 239; Dreher, in: Immenga/Mestmäcker, Wettbe-
 werbsrecht, 6. Aufl. 2021, GWB, § 97, Rn. 148. 
42  So kann der Auftraggeber nach § 30 Abs. 1 S. 2  
 VgV die Zahl der Lose auf eine Höchstzahl be-
 schränken, für die ein einzelner Bieter den Zuschlag  
 erhalten kann, auch wenn Angebote für mehrere 
 oder alle Lose eingereicht werden dürfen. Nach 
 Abs. 3 kann er in Fällen, in denen ein einziger Bieter 
 den Zuschlag für mehr als ein Los erhalten kann, 
 Aufträge über mehrere oder alle Lose vergeben, 
 wenn er in der Auftragsbekanntmachung oder in 
 der Aufforderung zur Interessensbestätigung an- 
 gegeben hat, dass er sich diese Möglichkeit vor-
 behält und die Lose oder Losgruppen angibt, die 
 kombiniert werden können.
43  Die Verhandlungsvergabe ist das in § 8 Abs. 4  
 UVgO normierte Pendant zum Verhandlungsver-
 fahren. Die UvGO gilt indes ausdrücklich nur für die 
 Vergabe öffentlicher Aufträge. Auch im Unter-
 schwellenbereich kann aber das Verfahren zur 
 Vergabe einer Konzession an die Regelungen der 
 UVgO angelehnt werden, so dass es zweckmäßig 
 scheint, auch den Begriff Verhandlungsvergabe zu 
 verwenden.  
44  § 14 Abs. 2 VgV, § 3a EU Abs. 1 VOB/A. Das Wahl-
 recht zwischen offenem und nicht offenem Verfah-
 ren steht dem Auftraggeber seit der Vergaberechts-
 reform aus dem Jahr 2016 zu; nach Unionsrecht 
 bestand dies freilich schon zuvor. 
45  § 8 Abs. 2 UVgO, § 3a Abs. 1 VOB/A.  

ihre Genehmigung dazu erteilt hat.“ Abge-
sehen davon, dass die erwähnte Rechts-
verordnung bislang nicht erlassen wurde, 
ist unklar, welche konkreten Anforderun-
gen an ein „regionales Marktversagen“ zu 
stellen sind. Hinzu kommt die Überprü-
fung der Genehmigung im Abstand von 
fünf Jahren, vgl. § 7c Abs. 2 S. 3 EnWG. In 
welchem Umfang die Vorschrift in der Pra-
xis zur Anwendung gelangen wird, bleibt 
abzuwarten.   

3.3.3.2.2.  Öffentlicher Auftrag oder 
Dienstleistungskonzession 
In den übrigen, „typischen“ Fällen der 
Beschaffung am Markt stellt sich für die 
Gemeinde des Weiteren die Frage, ob ein 
öffentlicher Auftrag oder eine Dienstlei-
stungskonzession vergeben werden soll. 
Der Unterschied hierbei liegt in der Ausge-
staltung der Vergütung: Während bei 
einem öffentlichen Auftrag der öffentliche 
Auftraggeber dem Auftragnehmer ein Ent-
gelt für die Leistungserbringung zahlt, be-
steht bei einer Dienstleistungskonzession 
die Gegenleistung entweder allein in dem 
Recht zur Verwertung der Dienstleistun-
gen oder in diesem Recht zuzüglich einer 
Zahlung, § 105 Abs. 1 Nr. 2 GWB. Maß-
geblich für die Abgrenzung ist nach § 105 
Abs. 2 GWB, dass ein Konzessionsneh-
mer das Betriebsrisiko der Refinanzierung 
trägt. Im Hinblick auf das Vergabeverfah-
ren ist die Unterscheidung insofern be-
deutsam, als eine Konzession unter er-
leichterten Verfahrensbedingungen ver-
geben und das Verfahren flexibler gestal-

37tet werden kann.  
Angesichts der Notwendigkeit für das 
Unternehmen, sich bei Vergabe einer 
Konzession bei den Nutzern der Ladein-
frastruktur refinanzieren zu müssen, wird 
sich eine Konzession in der Regel dann 
anbieten, wenn der Standort aus Sicht 
des Unternehmens wirtschaftlich attraktiv 
erscheint. Ist dies der Fall, könnte zwar 
auch erwogen werden, schlicht eine Ver-
teilung von Sondernutzungserlaubnissen 
vorzunehmen – denn bei aus Sicht der 
Unternehmen lukrativ erscheinenden 
Standorten spricht viel dafür, dass diese 
von sich aus die Initiative ergreifen. Hier-
gegen lässt sich aber anführen, dass die 
Gemeinde dann gerade nicht die für eine 
Konzession charakteristische Betriebs-
pflicht durchsetzen kann und dass die 
Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis, 
wie gesehen, nur anhand straßenrechtli-
cher Kriterien erfolgen darf. Es spricht 
daher auch bei erkennbarem Vorliegen 
unternehmerischer Initiative einiges dafür, 
eine Konzession auszuschreiben, anstatt 
eine bloße Sondernutzungserlaubnis zu 
erteilen. 
Die Vorschriften des GWB und der 
KonzVgV für die Konzessionsvergabe 
greifen erst ab einem geschätzten Ver-
tragswert von 5.382.000 Euro. Unterhalb 
dieses Schwellenwerts erfolgt die Verga-

be von Konzessionen jedoch nicht im 
rechtsfreien Raum: Zum einen sind in 
Fällen, in denen Konzessionen (oder öf-
fentliche Aufträge) grenzüberschreiten-

38des Interesse auslösen können,  nach 
dem EU-Primärrecht die Grundsätze der 
Transparenz und Gleichbehandlung zu 

39beachten.  Zum anderen werden gemäß 
§ 3 Abs. 3 S. 2 i.V.m. S. 1 VGSH Konzessio-
nen in einem „frei gestalteten Verfahren 
vergeben“, in dem die Verfahrensgrund-
sätze des § 2 VGSH zu beachten sind, 
also: Transparenz, Gleichbehandlung, 
Wettbewerb, Wirtschaftlichkeit und Ver-
hältnismäßigkeit sowie Berücksichtigung 
von Qualität, Innovation, sozialen, gleich-
stellungs- und umweltbezogenen Aspek-
ten (fakultativ) sowie mittelständischer 

40Interessen.

3.3.3.2.3.  Losaufteilung 
Gerade der letztgenannte Punkt, die 
Losaufteilung, ist sowohl im Ober- als 
auch im Unterschwellenbereich und so-
wohl für öffentliche Aufträge als auch bei 

41Konzessionen  für die Ausschreibung 
von Ladeinfrastruktur von besonderer Be-
deutung. Hier sollte immer eine Aufteilung 
in Gebietslose erwogen werden. Um zu 
vermeiden, dass sich Unternehmen nur 
auf für sie besonders lohnenswerte Lose 
bewerben („Rosinenpicken“), sollten der 
Zuschnitt der Lose und die Zulässigkeit 
der Abgabe von Angeboten für bestimmte 
Lose – sog. Loslimitierung – geprüft wer-
den. Vergaberechtlich maßgeblich sind 
insoweit insbesondere die Regelungen 
der § 2 Abs. 6 KonzVgV und § 30 VgV, 
wonach unterschiedliche Losaufteilungen 

42und Loskombinationen möglich sind.

3.3.3.2.4.  Verfahrensart
Bei der Wahl der Verfahrensart bieten die 
Rechtsrahmen der KonzVgV und des 
VGSH für Konzessionen ohnehin bereits 
die Möglichkeit, ein Verhandlungsverfah-

43ren bzw. eine „Verhandlungsvergabe“  
durchzuführen, ohne dass dies geson-
derter Begründung bedürfte. Diese Ver-
fahrensarten bieten ein erhöhtes Maß an 
Flexibilität und lassen Verhandlungen zu 
bzw. verlangen diese sogar. Für die Aus-
gestaltung des Vertragswerks über Auf-, 
Ausbau und Betrieb der Ladeinfrastruktur 
ist dies besonders bedeutsam. Doch 
auch bei Vergabe eines öffentlichen Auf-
trags spricht viel dafür, dass als Verfah-
rensart ein Verhandlungsverfahren bzw. 
eine Verhandlungsvergabe zulässig sind. 
Grundsätzlich gilt bei Vergabe öffentlicher 
Aufträge eine Verfahrenshierarchie: Vor-
rang hat die Vergabe im Wege eines offe-

44nen oder nicht offenen Verfahrens  bzw. 
einer öffentlichen oder beschränkten Aus-

45 schreibung. Ein Verhandlungsverfahren 
bzw. eine Verhandlungsvergabe darf nur 
in bestimmten Ausnahmefällen durchge-
führt werden. Als Ausnahmetatbestände, 
welche die Wahl eines Verhandlungsver-

fahrens bzw. einer Verhandlungsvergabe 
mit Teilnahmewettbewerb gestatten, las-
sen sich bei Leistungen der Ladeinfra-
struktur § 14 Abs. 3 Nr. 2 VgV bzw. § 8 Abs. 
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4 Nr. 1 UVgO anführen, was erfordert, 
dass der Auftrag konzeptionelle oder in-
novative Lösungen umfasst. Ferner kön-
nen die Ausnahmetatbestände des § 14 
Abs. 3 Nr. 3 VgV bzw. § 8 Abs. 4 Nr. 3 UVgO 
in Betracht gezogen werden, was erfor-
dert, dass der Auftrag aufgrund konkreter 
Umstände, die mit der Art, der Komplexi-
tät oder dem rechtlichen oder finanziellen 
Rahmen oder den damit einhergehenden 
Risiken zusammenhängen, nicht ohne 
vorherige Verhandlungen vergeben wer-
den kann. Auch die Wahl der Verfahrens-
art muss begründet und dokumentiert 
werden. 

3.3.3.2.5.  Inhalt einer Ausschreibung 
Die konkrete Beschaffung wird in der Re-
gel folgende Leistungen umfassen: 
- Lieferung, Tiefbauarbeiten, Markierung  
 und Netzanschluss der Ladeinfrastruk-
 tur,
- Instandhaltung, -setzung,
- Anschluss und Betrieb des Backend-
 Systems,
- Bereitstellung von Nutzerzugängen 
 (z. B. RFID-Karten),
- Erfüllung der Meldepflichten,
- Einrichtung und Betrieb einer Störungs-
 hotline,
- Strombeschaffung und Abrechnung,
- Erstellung und Verwaltung von Belegen  
 zwecks Verwendungsnachweis insbe-
 sondere bei Inanspruchnahme von För-

46 dermitteln.

In Bezug auf die Leistungsbeschreibung 
wird sich üblicherweise eine funktionale 
Leistungsbeschreibung empfehlen, bei 
der nur der Zweck und die zu erreichen-
den Ziele verbindlich vorgegeben und 
dem Unternehmen die Planungsaufga-

47ben auferlegt werden.  Dem Gebot des 
§ 121 Abs. 1 S. 1 GWB, dass die Angebote 
vergleichbar sein müssen, ist aber auch 
bei einer funktionalen Ausschreibung 
Rechnung zu tragen. 
Als zwingende Ausführungsbestimmun-
gen im Sinne des § 128 Abs. 2 GWB sind 
die Vorgaben der LSV zu beachten, die 
u.a. Mindestanforderungen an die Anzei-
gepflicht gegenüber der Bundesnetz-
agentur, an das punktuelle Laden, an die 
Interoperabilität der Stecker und an die 
Authentifizierungsverfahren und Bezahl-
systeme stellen. 

3.3.3.3.  Gründung einer gemeinsamen 
Gesellschaft durch die Kommune und 
einen Externen
Als weitere Möglichkeit kommt eine insti-
tutionalisierte Kooperation zwischen 
Kommune und Externem durch Grün-
dung einer gemeinsamen Gesellschaft in 
Betracht, die z.B. mit Errichtung und Be-
trieb der Ladeinfrastruktur beauftragt 
wird. In einem solchen Modell besteht für 
die Gemeinde insbesondere die Möglich-
keit, von dem Know-How des externen 

Privaten zu profitieren und Einfluss auf die 
Betätigung der Gesellschaft zu nehmen. 
In vergaberechtlicher Hinsicht gilt dabei 
der Grundsatz, dass die bloße Gründung 
einer gemeinsamen Gesellschaft nicht 
ausschreibungspflichtig ist, da es in die-
sem Fall an einem Beschaffungsvorgang 
fehlt. Erfolgt hingegen die Gründung im 
Zusammenhang mit der Beauftragung 
der Gesellschaft, ist das Vergaberecht an-

48zuwenden.  Immerhin aber sind dann 
nicht zwei getrennte Ausschreibungen – 
d.h. die Suche nach einem privaten Part-
ner einerseits und die Vergabe des Auf-
trags an die Gesellschaft andererseits – 
erforderlich, es reicht vielmehr die Durch-

49führung eines Vergabeverfahrens.
Neben dem Vergaberecht sind bei Grün-

50dung einer gemeinsamen  Gesellschaft 
auch die kommunalwirtschaftsrechtlichen 
Vorschriften der §§ 101 ff. GO zu beach-
ten. Nach der sog. Schrankentrias des 
§ 101 Abs. 1 GO sind die Errichtung, Über-
nahme oder wesentliche Erweiterung wirt-
schaftlicher Unternehmen nur zulässig, 
wenn
1.  ein öffentlicher Zweck, dessen Erfül-
 lung im Vordergrund der Unterneh-
 mung stehen muss, das Unternehmen 
 rechtfertigt,
2. die wirtschaftliche Betätigung nach Art 
 und Umfang in einem angemessenen 
 Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit 
 der Gemeinde und des Unternehmens 
 steht und
3. der Zweck nicht besser und wirtschaft-
 licher auf andere Weise erfüllt werden 
 kann.

Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist 
jeweils im Einzelfall zu prüfen. Wird die 
Gründung einer Gesellschaft oder eine 
gemeindliche Beteiligung an einer beste-
henden Gesellschaft beabsichtigt, müs-
sen ferner die Vorgaben des § 102 GO 

51eingehalten werden.  Der Kommunalauf-
sicht ist die beabsichtigte Maßnahme 

52nach § 108 GO anzuzeigen.   

3.3.4.  Kooperation zwischen 
Gemeinden 
Wollen Gemeinden bei Auf-, Ausbau und 
Betrieb der Ladeinfrastruktur untereinan-
der kooperieren, bieten sich verschiedene 
Möglichkeiten an. 
So können Gemeinden eine Zentrale Be-
schaffungsstelle im Sinne des § 120 Abs. 
4 GWB einrichten. Dabei handelt es sich 
um einen öffentlichen Auftraggeber, der 
für andere öffentliche Auftraggeber dau-
erhaft zentrale Beschaffungstätigkeiten 
erbringt. Die Zentrale Beschaffungsstelle 
kann dabei als „Zwischenhändler“ fungie-
ren oder auch Vergabeverfahren im Auf-
trag und auf Rechnung der Gemeinden 
durchführen; für die ordnungsgemäße 
Durchführung ist die Zentrale Beschaf-
fungsstelle verantwortlich. Vorteil für die 
Gemeinden ist, dass für die Beauftragung 

46  Zu Besonderheiten bei der Gewährung von För-
 dermitteln s. unten 3.3.5.
47  Kling, in: Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbs-
 recht, 6. Aufl. 2021, GWB, § 121, Rn. 17.
48  S. z.B. EuGH, Urteil vom 10.11.2005 – C-29/04 – 
 Mödling; Urteil vom 22.12.2010 – C-215/09 – 
 Mehiläinen. In einer solchen Konstellation liegt ein 
 sog. eingekapseltes Beschaffungsverhältnis vor.  
49  S. EuGH, Urteil vom 15.10.2009 – C-196/08 – 
 Acoset. 
50  Die Vorgaben gelten ebenso bei Gründung einer 
 Eigengesellschaft. 
51  Nach § 102 Abs. 1 S. 1 GO sind die Gründung und 
 Beteiligung zulässig, wenn ein wichtiges Interesse 
 der Gemeinde an der Gründung oder der Beteili-
 gung vorliegt und die kommunale Aufgabe dauer-
 haft mindestens ebenso gut und wirtschaftlich wie 
 in Organisationsformen des öffentlichen Rechts 
 erfüllt wird. In Abs. 2 dieser Vorschrift werden 
 bestimmte Anforderungen an den Gesellschafts-
 vertrag bzw. die Satzung gestellt, so z.B. die 
 Sicherstellung der Verfolgung des öffentlichen 
 Zwecks, die Haftungsbegrenzung und die Ge-
 währleistung eines angemessenen Einflusses der 
 Gemeinde insbesondere im Aufsichtsrat. Eine pri-
 märe Gewinnerzielungsabsicht als Unternehmens-
 gegenstand stellt dabei keinen öffentlichen Zweck 
 dar; Gewinnmitnahmen hingegen sind zulässig. 
52  Die Anzeige muss spätestens sechs Wochen vor 
 der Beschlussfassung der Gemeindevertretung 
 oder des Hauptausschusses unter Darlegung der 
 Einhaltung der gesetzlichen Zulässigkeitsvoraus-
 setzungen erfolgen. Die Entscheidung der Ge-
 meinde wird nach § 108 Abs. 1 S. 4 GO wirksam, 
 wenn die Kommunalaufsichtsbehörde nicht inner-
 halb von sechs Wochen nach Eingang der Be-
 schlussfassung wegen Verletzung von Rechtsvor-
 schriften widerspricht oder vor Ablauf der Frist 
 erklärt, dass sie nicht widersprechen wird.
53  Zwar gibt es für Konzessionen keine vergleichbare 
 Regelung. Dies bedeutet jedoch nicht, dass eine 
 gemeinsame Konzessionsvergabe unzulässig wä-
 re; vielmehr hat sich der Verordnungsgeber der 
 KonzVgV lediglich auf die Regelung der wesent-
 lichen Vorgaben für das Konzessionsvergabe-
 verfahren beschränkt, s. Fülling, in: Müller-Wrede, 
 VgV, 2017, § 4, Rn. 13. 

der Zentralen Beschaffungsstelle kein 
gesondertes Vergabeverfahren erforder-
lich ist. 
Für nur punktuelle ad-hoc-Vergaben bie-
tet sich das Instrument der gelegentlichen 
gemeinsamen Beschaffung an, dass in 

53§ 4 VgV geregelt ist.  Bei diesem Verfah-
ren tragen die Auftraggeber gemeinsam 
die Verantwortlichkeit für das Vergabever-
fahren, und zwar auch dann, wenn ein 
öffentlicher Auftraggeber das Verfahren in 
seinem Namen und im Auftrag der ande-
ren öffentlichen Auftraggeber allein aus-
führt. Wird die Beschaffung nur teilweise 
gemeinsam durchgeführt, besteht auch 
die Verantwortlichkeit nur für den jeweils 
betreffenden Teil. 
Des Weiteren können Kommunen auch 
eine öffentlich-öffentliche Zusammenar-
beit im Sinne des § 108 Abs. 6 GWB be-
gründen, die von der Anwendung des Ver-
gaberechts befreit. Dies ist nach § 108 
Abs. 6 GWB zulässig, wenn 
1. der Vertrag eine Zusammenarbeit zwi-
 schen den beteiligten öffentlichen Auf-
 traggebern begründet oder erfüllt, um
 sicherzustellen, dass die von ihnen zu



139Die Gemeinde SH 5/2023

 erbringenden öffentlichen Dienstleis-
 tungen im Hinblick auf die Erreichung 
 gemeinsamer Ziele ausgeführt werden,
2. die Durchführung der Zusammenar-
 beit nach Nr. 1 ausschließlich durch 
 Überlegungen im Zusammenhang mit 
 dem öffentlichen Interesse bestimmt 
 wird und
3. die öffentlichen Auftraggeber auf dem 
 Markt weniger als 20 % der Tätigkeiten 
 erbringen, die durch die Zusammenar-
 beit nach Nr. 1 erfasst sind.

Bei der Ausrichtung der Zusammenarbeit 
auf gemeinsame Ziele ist auf die Notwen-
digkeit eines kooperativen Konzeptes 
hinzuweisen, bei dem die beteiligten 
öffentlichen Auftraggeber wechselseitige 

54Mindestbeiträge erbringen müssen.  Die 
Erfüllung dieser Voraussetzung muss ver-
traglich sorgfältig ausgestaltet werden. In 
jedem Falle reicht ein Beitrag, der sich auf 
die bloße Kostenerstattung beschränkt, 
nicht für eine Zusammenarbeit im Sinne 

55des § 108 Abs. 6 Nr. 1 GWB.
Nach der Rechtsprechung ist außerdem 
die ungeschriebene Voraussetzung des 
Besserstellungsverbots zu beachten: 
Hiernach darf die Zusammenarbeit we-
gen des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
nicht dazu führen, dass ein privates Unter-
nehmen besser gestellt wird als seine 

56 Wettbewerber. Dies ist im Hinblick auf 
die Ladeinfrastruktur insoweit von Bedeu-
tung, als z. B. ein an der Vereinbarung 
nicht beteiligter Dritter nicht ohne Weiteres 
von einem der Kooperationspartner mit 
der Erfüllung bestimmter, in der Koopera-
tion vereinbarter Leistungen ausschrei-
bungsfrei beauftragt werden darf. Darin 
könnte ggf. eine unzulässige Wettbe-
werbsverzerrung liegen. 
Die vorstehenden Rahmenbedingungen 
des § 108 Abs. 6 GWB sind auch bei der 
Anwendung der kommunalrechtlichen 
Bestimmungen über die kommunale Ko-
operation zu beachten. Hierbei ist insbe-
sondere die öffentlich-rechtliche Verein-

barung im Sinne des § 18 des Gesetzes 
über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) 
für die Praxis relevant.  
Primär für den eigenen kommunalen Fuhr-
park, also für die nichtöffentliche Ladein-
frastruktur, kann sich im Übrigen empfeh-
len, die Möglichkeiten der Kooperation 
auch und gerade angesichts der ein-
gangs erwähnten Anforderungen des 

57SaubFahrzeugBeschG  und des damit 
verbundenen Aufwands sowie der Finan-
zierung entsprechender Fahrzeuge ver-
mehrt in den Blick zu nehmen. Mittels 
einer solchen Zusammenarbeit können 
sich die Bedarfe der Gemeinden bündeln, 
die Auslastung der Fahrzeuge optimieren 
und Kosten reduzieren lassen.  Soll ein 
„interkommunaler Fuhrpark“ geschaffen 
werden, sind vor allem für die Prüfung des 
Organisationsgerüsts die vergaberechtli-
chen Rahmenbedingungen zu prüfen.

3.3.5.  Förderrechtliche Gesichtspunkte
Zur Stärkung von Auf- und Ausbau sowie 
Betrieb der Ladeinfrastruktur wurden und 
werden diverse Förderprogramme von 

58Bund und Land aufgelegt.  Die Vorga-
ben von Förderrichtlinien und von Zuwen-
dungsbescheiden sind bei Gewährung 
der Mittel auch bei der Gestaltung von 
Ausschreibungen zu berücksichtigen. Vor 

59allem auf die Nebenbestimmungen  sei 
dabei hingewiesen, die regelmäßig Be-
standteil eines Zuwendungsbescheids 
werden und Vorgaben zur Vergabe von 
Leistungen beinhalten. Die Einhaltung 
vergaberechtlicher Anforderungen ist 
deshalb so wichtig, da bei Verstößen 
gegen Vergaberecht die Rückforderung 
der Mittel nach Aufhebung des Bescheids 
gemäß §§ 116f. des Landesverwaltungs-
gesetzes (LVwG) bzw. nach §§ 48 ff. des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes (VwVfG) drohen kann. 

3.4.  Fazit
Auf- und Ausbau sowie Betrieb öffentlich 
zugänglicher Ladeinfrastruktur lassen 

54  Säcker/Wolf, in: Münchener Kommentar zum Wett-
 bewerbsrecht, 4. Aufl. 2022, GWB, § 108 Rn. 71.
55  S. EuGH, Urteil vom 04.06.2020 – C-429/19 – 
 Remondis II. 
56  S. EuGH, Urteil vom 28.05.2020 – C-796/18 - ISE. 
57  S. dazu 1.
58  S. hierzu die Informationen der Landeskoordinie-
 rungsstelle der WTSH unter https://emobilitaet.sh/
 de/foederdatenbank. Zu nennen ist z.B. die „För-
 derrichtlinie Elektromobilität“ des Bundesminis-
 teriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (Banz 
 AT 24.12.2020 B3).
59  Zu nennen sind v.a. die „Allgemeinen Nebenbe-
 stimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
 rung an Gebietskörperschaften und Zusammen-
 schlüsse von Gebietskörperschaften“ (ANBest-
 Gk). S. zur Aufhebung und Rückforderung von 
 Zuwendungen aber auch OVG Schleswig, Urteil 
 vom 23.08.2022 – 5 LB 9/20, wonach der Verhält-
 nismäßigkeitsgrundsatz verlangt, dass die Behör-
 de auch in Fällen des intendierten Ermessens den 
 ihr zustehenden Ermessensspielraum erkennt und 
 prüft, ob ausnahmsweise eine andere Entschei-
 dung als der vollständige Widerruf des Zuwen-
 dungsbescheids in Betracht kommt.

sich als Grundvoraussetzung der „Mobili-
tätswende“ durchaus als Selbstverwal-
tungsangelegenheit und Daseinsvorsor-
geaufgabe einordnen, für die die Kommu-
nen zuständig sind. Es sollte insbesonde-
re beobachtet werden, welche Maßnah-
men der Gesetzgeber aus dem „Master-
plan II“ der Bundesregierung erwägt und 
welche Auswirkungen dies auf die Kom-
munen hat. Auch für den „Standort Ge-
meinde“ spielt die Ladeinfrastruktur eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. Das Ver-
gaberecht ist bei der Umsetzung dieser 
Aufgabe immer dann anzuwenden, wenn 
eine Betriebspflicht auferlegt werden soll 
– dies empfiehlt sich ohnehin. Werden die 
vergaberechtlichen Rahmenbedingun-
gen dem lokalen Bedarf und einem kom-
munalen Konzept entsprechend ange-
wendet, kann ein bedeutsamer Beitrag 
zur Erreichung der Klimaziele geleistet 
werden. Dabei sollte auch immer die 
interkommunale Kooperation in Betracht 
gezogen werden. 

Das Projekt „Dörpsmobil SH“ ist ein Netz-
werk von inzwischen mehr als 30 aktiven 
sowie in Planung stehenden „Dörpsmobi-
len“ – E-Autos, die im ländlichen Raum 
von den Bewohner/-innen eines Ortes 
geteilt werden. Tendenz steigend.
Die Idee entstand als LEADER-Projekt in 
dem nordfriesischen Ort Klixbüll und hat 
sich seit 2016 durch die Projektträger-
schaft der Akademie für die ländlichen 
Räume Schleswig-Holsteins e.V. weiträu-

Dörpsmobil SH
Camille Grabinski, Projektkoordinatorin und Birger Sönksen, Dörpsmobil Drelsdorf

mig über das nördlichste Bundesland 
verbreitet.
Alle „Dörpsmobile“ stehen für klima-
freundliche und geteilte Mobilität, denn 
die E-Autos werden durch erneuerbare 
Energien betrieben und fördern durch das 
Teilen die Reduzierung von Verkehren mit 
dem Zweitwagen deutlich. Darüber hin-
aus bieten die „Dörpsmobile“ eine kos-
tengünstige Alternative zum eigenen Auto 
und unterstützt somit eine Mobilität für 
alle. Durch das ehrenamtliche Engage-
ment der Initiativmitglieder fördert ein 
„Dörpsmobil“ nicht nur eine klimaneutra-
le, bezahlbare Mobilität, sondern darüber 
hinaus auch ein aktives und gemein-
schaftliches Miteinander im Ort.
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Gefördert wird das Projekt durch die Ge-
sellschaft für Energie und Klimaschutz 
Schleswig-Holstein GmbH (EKSH), das 
Landesministerium für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur (ME-
KUN), sowie das Landesministerium für 
Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa 
und Verbraucherschutz (MLLEV). Mehr In-
formationen finden Sie auf unserer Websi-
te www.doerpsmobil-sh.de 

Dörpsmobil-SH   Foto: Sebastian Goecke

Die Koordinierungsstelle 
Seit dem 1. August 2022 ist die Koordinie-
rungsstelle Dörpsmobil-SH bei der Akade-
mie für die ländlichen Räume Schleswig-
Holsteins e.V. wiederbesetzt. Die Pro-
jektkoordinatorin Camille Grabinski steht 
für Fragen und Anliegen rund ums Dörps-
mobil zur Verfügung. Sie vertritt das Pro-
jekt nach außen, vernetzt die Dörpsmobil-
Vereine miteinander und unterstützt beim 
Aufbau neuer Dörpsmobilinitiativen. Dazu 
bietet die Koordinierungsstelle den Dörps-
mobilist/-innen regelmäßige Netzwerktref-
fen an. Außerdem übernimmt sie die drei-
jährige Förderung der Dörpsmobil-App 
und koordiniert den Einbau der dazugehö-
rigen Hardware in die Fahrzeuge. 

Dörpsmobil Drelsdorf
Kreis Nordfriesland

Der Vereinsvorsitzende
Jeder Weg beginnt mit dem ersten Schritt.
Dass ich in meinem Leben gerne hilfsbe-
reit bin, möchte ich mal von mir behaup-

ten. Dass ich aber einen Verein gründe, 
die Position des ersten Vorsitzenden 
übernehme und viele, viele Stunden in die 
Entwicklung und Entstehung eines dörfli-
chen Carsharings investiere, hätte ich nie 
gedacht.
Mein Name ist Birger Sönksen, ich bin 51 
Jahre alt, Vater von fünf Kindern, im Her-
zen Nordfriese und überzeugter Klimaak-
tivist. Die Idee, ein Dörpsmobil zu grün-
den, kam mir 2018 während eines ge-
scheiterten Versuchs in den Vertrieb von 
Elektromobilität zu wechseln. Für mich 
passen hier alle Zahnräder zusammen, 
sei es die von mir als sehr wichtig empfun-
dene Verkehrswende, die Themen erneu-
erbare Energien sowie Elektromobilität 
und nicht zuletzt meine Person. Dazu 
noch die Kreativität etwas Neues zu entwi-
ckeln. All das passt in mein Weltbild. 
So entstand die Vision im nordfriesischen 
Drelsdorf, einer Gemeinde mit ca. 1.250 
Einwohner/-innen, eine Carsharing-Initia-
tive zu etablieren. Kurz nachdem ich diese 
in meinem Kopf fertiggestellt hatte, stand 
auch schon der Plan, andere für meine 
Idee zu gewinnen. 
Es war mir nicht bewusst, dass ich bereits 
zu diesem Zeitpunkt als Ehrenämtler tätig 
war. 
Ich machte etwas für die Gesellschaft; 
etwas was einen Gewinn für die Gemein-
de Drelsdorf und insbesondere ihre Bür-
ger/-innen bedeuten würde. Was folgte 
war eine Aneinanderreihung von glückli-
chen Umständen und anderen willigen 
Akteuren etwas Neues in Drelsdorf entste-
hen zu lassen. 
Die Wahl zum ersten Vorsitzenden des 
Dörpsmobil Drelsdorf e.V. war für mich 
eine Ehrensache. Ganz besonders habe 
ich mich aber über die Personen gefreut, 
die ebenfalls ehrenamtlich in diesem 
Verein tätig sind und ihre Fähigkeiten 
sowie kreativen Ideen einbringen. Immer 
fanden sich genügend hilfsbereite Perso-
nen, die den Verein voranbrachten und 
unterstützen, unabhängig davon, ob es 
die Suche nach einem geeigneten Fahr-
zeug oder das Ansprechen von neuen 
Mitgliedern war. Mit jedem neuen Mitglied 
und jeder neuen Fahrt eines Mitgliedes 
lernten wir dazu und konnten hierdurch 
unser nachhaltiges Klimaprojekt stets 
weiterentwickeln. Ganz besonders stolz 
sind wir darauf, dass andere interessierte 
Gemeinden und Bürger/-innen des Lan-
des Schleswig-Holstein Kontakt zu uns 
suchten, um uns als Vorbild zur Umset-
zung des Projektes zu befragen.
Zusammenfassend kann ich sagen, dass 
es sich lohnt neue Wege zu gehen und 
den Mut zu finden, das umzusetzen, 
wovon man selbst überzeugt ist.

Der Botschafter
Als fester Bestandteil eines stetig wach-
senden Projektes wurde ich zusammen 
mit anderen aktiven Ehrenämtlern aus 

verschiedenen Dörpsmobil-Vereinen von 
der Projektkoordination Dörpsmobil SH 
zum Dörpsmobil-Botschafter ernannt. 
Eine Funktion der Botschafter ist die akti-
ve Beratung der Koordinierungsstelle in 
Form von Handlungsempfehlungen so-
wie repräsentative Aufgaben in den Hei-
matregionen zu übernehmen. Dazu ge-
hört neben der Vorstellung des Dörpsmo-
bils vor Ort auch die Präsentation von 
diesem in Außer-Haus Terminen. In Form 
von Vorträgen sollen andere interessierte 
Gemeinden und Personen über das Pro-
jekt informiert werden. Auch ein Messe-
auftritt zum Thema Ortsentwicklung ge-
hört zum möglichen Aufgabenfeld.
Wichtig war mir schon zu Beginn des 
wachsenden Netzwerks, dass die Kom-
munikation nicht zu kurz kommt und einen 
Schlüssel zum Erfolg für alle Beteiligten 
bietet. Spontan und aktiv wie ich bin, habe 
ich es selbst in die Hand genommen, die 
Dörpsmobile in einer WhatsApp Gruppe 
zu vernetzen. Der einfachste Weg ist meist 
auch der kürzeste.

Der Sprecher
Zusammen mit einer Mitstreiterin aus 
einem anderen Verein übernahm ich die 
Rolle des Sprechers der Dörpsmobile. 
Diese Funktion erlaubt es uns auch mal 
unkonventionelle Wege zu gehen, die 
Politik mit einer flächendeckenden Ver-
kehrsvision zu konfrontieren, auf die ei-
gentlichen Bedürfnisse der Bürger/-innen 
in ländlichen Räumen hinzuweisen und 
Forderungen zur Unterstützung der Verei-
ne deutlich zu machen.
Zum Abschluss noch Folgendes. Ja, das 
Ehrenamt erfordert einige Opfer des pri-
vaten Bereichs. Zeit, Beruf, Familie und 
auch die eigenen Bedürfnisse wollen nicht 
vernachlässigt werden. Gerade die Fami-
lie ist der starke Rückhalt aus dem ich die 
meiste Kraft schöpfe. Doch es lohnt sich. 
Durch mein Engagement ist nicht nur ein 
neues Mobilitätskonzept in meinem Dorf 
entstanden. Ich habe dadurch sehr viele 
verschiedene Personen mit gleichen 
Interessen und Ideen kennengelernt, die 
ich niemals getroffen hätte, würde ich 
mich als Bürger nicht mit einbringen. Ich 
habe erfahren, dass auch einzelne Perso-
nen wie Du und ich mit der Kraft der Ge-
meinschaft etwas Neues und Nachhalti-
ges zum Wohle der Gesellschaft und der 
nächsten Generation schaffen können.

Weitere Informationen und Kontakt:
Camille Grabinski (Projektkoordination 
Dörpsmobil) von der Akademie für Ländli-
chen Räume SH e.V. (ALR), 
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek
Für Informationen, Fragen und Anregungen 
können Sie sich jederzeit melden unter:
E-Mail: camille.grabinski@alr-sh.de
Tel: 04347/704-805
www.doerpsmobil-sh.de
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Radfahren ist mehr als ein Hobby oder 
eine Sportart. Radfahren ist klimafreundli-
che Mobilität und selbstbestimmte Teilha-
be. Radfahren bewegt die Menschen über 
den Standortwechsel hinaus und ist ein 
zentraler Baustein für die angestrebte Mo-
bilitätswende.  Nicht umsonst genießt die 
Förderung des Radverkehrs einen hohen 
Stellenwert und ist vorrangiges verkehrs-
politisches Ziel der Landesregierung in 
Schleswig-Holstein. 
2020 erarbeitete die damalige Regierung 
die Radstrategie Schleswig-Holstein 
2030 unter dem Motto „Ab aufs Rad im 
echten Norden“. Diese legt die konzep-
tionellen und strategischen Grundlagen 
fest, die erforderlich sind, um die Radnut-
zung mit all ihren Facetten bis 2030 signi-
fikant auszubauen und den Radverkehr 
noch attraktiver und sicherer zu machen. 
Dies spiegelt sich in den drei Oberzielen 
wider: 1) den Modal-Split-Anteil des 
Radverkehrs erhöhen, 2) Unfallzahlen 
verringern – Vision Zero und 3) Schles-
wig-Holstein unter die Top-3-Länder im 
Radtourismus bringen. Ziele, die alle-
samt nur gemeinsam zu erreichen sind – 
im Schulterschluss mit allen Akteuren im 
Land. 
Folgerichtig wurden schon für die Erstel-
lung der Strategie die Ergebnisse eines 
BYPAD-Verfahrens (Bicycle Policy Audit) 
genutzt, um eine möglichst breite Betei-
ligung der Radverantwortlichen im Lan-
de zu ermöglichen. So ein Verfahren hat 
Schleswig-Holstein als zweites Land 
überhaupt nach Thüringen durchgeführt. 
Auch jetzt, inmitten des Umsetzungspro-
zesses, kommt es darauf an, gemein-
sam in die Pedale zu treten und auf allen 

Das Land stärkt den Radverkehr 
– gemeinsames Handeln erforderlich

Constantin Koch, Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus des Landes Schleswig-Holstein

Ebenen zusammen zu arbeiten. Das 
zentrale Begleitgremium zur Umsetzung 
der Landesstrategie ist der Runde Tisch 
Radverkehr, in dem Politik, Verwaltung 
und Fachverbände sowie andere Rad-
experten regelmäßig zusammenkom-
men und den Austausch suchen.
Sprachrohr der Kommunen sind insbe-
sondere die Vertreterinnen und Vertreter 
der Kommunalen Landesverbände und 
der die RAD.SH, der kommunalen Ar-
beitsgemeinschaft für den Rad- und Fuß-
verkehr. 
Wie fruchtbar diese Zusammenarbeit sein 
kann, zeigt die erste Evaluierung der Rad-
strategie, die im November 2022 veröf-
fentlicht wurde. Viele wichtige Projekte 
konnten bereits umgesetzt oder angesto-
ßen werden. Alle drei Oberziele weisen 
einen positiven Trend auf. Der Radver-
kehrsanteil am Verkehr steigt, der Radtou-
rismus im Land wird immer beliebter und 
die Verkehrsunfallzahlen sind rückläufig. 
Doch der Blick wurde nicht nur zurück, 
sondern auch nach vorne geworfen. Die 
zentrale Fragestellung lautete: wie kön-
nen wir bestmöglich dafür sorgen, den 
Rückenwind zu nutzen, um auch zukünftig 
unsere Ziele zu erreichen?
Vor diesem Hintergrund hat Verkehrsmi-
nister Claus Ruhe Madsen im April 2023 
die zentralen Handlungsschwerpunkte 
für die Umsetzung der Radstrategie bis 
zum Jahr 2025 bekanntgegeben. Grund-
lage dafür bilden Handlungsempfehlun-
gen, die innerhalb des Runden Tisches 
Radverkehr erarbeitet wurden. Im Fokus 
stehen demnach die Handlungsfelder In-
frastruktur, Verkehrssicherheit und Rad-
tourismus. Eine übergreifende Schlüssel-
stellung nimmt das Thema Fahrradinfra-
struktur ein. Bereits jetzt sind hierzulande 
rund 80 Prozent der Bundesstraßen, rund 
65 Prozent der Landesstraßen und rund 
43 Prozent aller Kreisstraßen mit Radwe-
gen ausgestattet. Damit nimmt der echte 
Norden deutschlandweit eine Spitzenpo-
sition ein. Dieses rund 6000 Kilometer 
lange Radwegenetz wird noch ergänzt 
durch dreizehn Radfernwege und weitere 
touristische Radrouten, die oftmals ab-
seits klassifizierter Straße verlaufen. Da-
mit wir im Land nicht nur viele, sondern vor 
allem auch gute und sichere Radwege 
haben, sollen sowohl Neu-, Um- und Aus-
bau sowie die Sanierung bestehender 
Wege im Fokus der nächsten Jahre ste-
hen und sukzessive vorangetrieben wer-
den.

Um bei der Umsetzung die landesweiten 
Prioritäten im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel zu beachten, ist ein 
koordiniertes Vorgehen besonders wich-
tig. Dies soll das in der Bearbeitung 
befindliche neue Landesweite Radver-
kehrsnetz (LRVN) gewährleisten. Es soll in 
der zweiten Jahreshälfte 2023 veröffent-
licht werden und als Planungsgrundlage 
für die zukünftige Radinfrastruktur dienen. 
Das Land möchte Sie daher ermutigen, 
sich frühzeitig mit dem neuen LRVN ausei-
nanderzusetzen und es in Ihre Planungen 
mit einzubeziehen. Denn eines ist bereits 
jetzt klar: eine Vielzahl wichtiger Radver-
kehrsverbindungen im Land verläuft ent-
lang kommunaler Straßen, weshalb die 
Einbindung der kommunalen Ebene un-
erlässlich ist. Oder vereinfacht gesagt: 
ohne die Kommunen geht (fast) nichts 
beim Radverkehr im Land. 
Grund genug einmal genauer hinzu-
schauen, welche Fördermöglichkeiten 
den Kommunen zur Verfügung stehen, 
um den Radverkehr vor Ort voranzutrei-
ben. Sei es im Hinblick auf den Ausbau 
von Radwegen, die Errichtung von Fahr-
radabstellanlagen, die Einrichtung von 
Fahrradstraßen oder die Förderung eines 
Pedelec-Kurses. Die Möglichkeiten sind 
vielfältig, um den Radverkehr attraktiver 
und sicherer zu machen.
Über das Sonderprogramm des Bundes 
„Stadt und Land“ wurden bislang bei-
spielsweise u.a. 6.074 Fahrradbügel, 126 
Self-Servicestationen, rund 56 Kilometer 
Neu-, um- Ausbau von Radwegen, rund 
12 Kilometer Einrichtung bzw. Ausbau 
von Fahrradstraßen, drei Kreisverkehrs-
konzepte im Zusammenhang mit investi-
ven Maßnahmen und etwa 19 Kilometer 
Sanierung von Radwegen beantragt bzw. 
gefördert. Das Finanzvolumen von Ende 
2020 bis zum 31.12.2023 beträgt dabei 
rund 42,8 Mio. Euro. Die Verlängerung 
des Programms bis 2028 ist in Planung. 
Für den Zeitraum von 2024 bis 2028 
beträgt das Finanzvolumen für Schles-
wig-Holstein voraussichtlich rund 33 Mio. 
Euro. Die Richtlinie „Ab aufs Rad“ fördert 
darüber hinaus auch nicht-investive Maß-
nahmen, beispielsweise die Entwicklung 
des Radfernweges „Ochsenweg“ zur ers-
ten ADFC-Qualitätsradroute in Schles-
wig-Holstein. Insgesamt stehen von 2022 
bis 2026 rund 17,3 Mio. Euro in diesem 
Programm zur Verfügung.
Neben der Landesrichtlinie „Ab aufs Rad“ 
und dem Sonderprogramm des Bundes 
„Stadt und Land“, können Fördermittel 
u.a. auch aus dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (GVFG), aus der Bike 
& Ride-Förderung der NAH.SH oder 
auch, im Bereich des Tourismus, im Rah-
men der Bund-Länder-Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) beantragt 
werden. Auch das Bundesförderpro-
gramm „Radnetz Deutschland“ oder für 
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Radschnellwege sollen in diesem Zusam-
menhang nicht unerwähnt bleiben.
 Daraus können Maßnahmen zur Verbes-
serung und Vermarktung der national 
bedeutenden Deutschland-Routen (in 
Schleswig-Holstein sind dies der Elberad-
weg, Ochsenweg, Ostsee- und Nordsee-
küstenradweg sowie der Iron Curtain Trail) 
unterstützt werden. 
Vielleicht mag es auf den ersten Blick un-
übersichtlich wirken – es lohnt sich jedoch 
immer, sich mit der Förderkulisse ausei-
nanderzusetzen. Bei Fragen steht den 
Kommunen die kostenlose Fördermittel-
beratung der RAD.SH zur Seite.
Und auch in vielen weiteren Fragenstel-
lungen rund ums Rad vor Ort hat sich 
die RAD.SH als erster Ansprechpartner 
etabliert und bietet eine große Bandbreite 
an Unterstützungsmöglichkeiten an. Ne-
ben der Förderberatung sei hier beispiel-
haft die Unterstützung bei der Erstellung 
von Radverkehrskonzepten und die 
Bereitstellung von Materialien zur Öffent-
lichkeitsarbeit genannt. Die RAD.SH 
erfreut sich steigender Mitgliedsgemein-
den und -kreise und konnte sich so mit-
hilfe von Mitgliedsbeiträgen und den 
Zuschüssen des Landes personell ver-
stärken. Ob durch Fachtagungen oder 
individuelle Beratungen – das Informa-
tionsangebot der RAD.SH zu Radver-
kehrsfragen ist enorm gewachsen. Zu-
sätzlich wurde kürzlich bei der RAD.SH 
die „Radkoordinierungsstelle Tourismus“ 
eingerichtet. Ziel ist es, ein koordiniertes 
Umsetzen der Qualitätsverbesserungs-
maßnahmen entlang von Radfernwe-
gen in Schleswig-Holstein zu erreichen. 

Neben Kommunikation und Wissen-
stransfer ist dabei eine baulastträger-
übergreifende Zusammenarbeit von be-
sonderer Bedeutung, um Schleswig-Hol-
stein unter die Top 3-Länder im Radtou-
rismus zu bringen.  
Auch in anderen wichtigen Institutionen 
macht sich der anhaltende Aufschwung 
des Radverkehrs nachhaltig bemerkbar in 
Form von personeller Verstärkung. Bei 
Fragen zur Verbindung aller Verkehrsträ-
ger innerhalb von Gemeinden kann das 
Mobiliteam by NAH.SH weiterhelfen. Alle 
Anliegen zu Radwegen an Bundes- und 
Landesstraßen können bei der Stabstelle 
Radverkehr im LBV.SH platziert werden, 
die künftig beispielsweise auch für die Ab-
wicklung der Förderprogramme zustän-
dig sein wird.
Ganz entscheidend ist es, dass es Men-
schen in den kommunalen Verwaltungen 
gibt, die sich mit dem Thema Radverkehr 
auseinandersetzen, die Radnutzung als 
umweltfreundliche Mobilitätsalternative 
wahrnehmen und die Verbesserung der 
Radinfrastruktur zum politischen Ziel er-
klären. Engagierte Kümmerer vor Ort kön-
nen viel bewirken. Denn noch nie gab es 
so viele Fördermittel, um marode Radwe-
ge zu sanieren, Lücken im Netz zu schlie-
ßen, die Beschilderung zu erneuern oder 
Radabstellanlagen einzurichten.
Wenn wir die Ziele unserer Radstrategie bis 
2030 erreichen wollen, ist es entscheidend, 
dass sich alle aktiv beteiligen und niemand 
alleine stehen gelassen wird. Oder anders 
formuliert: Machen wir uns gemeinsam auf 
den Weg in Richtung Mobilitätswende. 
Denn Radverkehr bewegt alle. 

Weiterführende Informationen
• Website: Radverkehr im MWVATT
 https://www.schleswig-holstein.de/DE/
 landesregierung/themen/verkehr-infra
 struktur/radverkehr/radverkehr_node.
 html 
• Radstrategie SH 2030
 https://www.schleswig-holstein.de/DE/
 fachinhalte/R/radverkehr/Downloads/
 radstrategie_Brosch%c3%bcre.pdf?__
 blox=publicationFile&v=1 
• Erste Evaluierung der Radstrategie
 https://www.schleswig-holstein.de/DE/
 fachinhalte/R/radverkehr/Downloads/
 radstrategie_Evaluierung_1.pdf__blob=
 publicationFile&v=3 
• Radinfrastrukturbericht
 https://www.landtag.ltsh.de/infothek/
 w ahl19/drucks/03300/drucksache-19-
 03395.pdf
• Broschüre „Qualitätsstandards für den 
 Radtourismus in Schleswig-Holstein“
 https://www.schleswig-holstein.de/DE
 /fachinhalte/T/tourismus/Downloads/
 qualitaetsstandards_radtourismus.
 html 
• Richtlinie zum Sonderprogramm 
 „Stadt und Land“
 https://www.schleswig-holstein.de/DE
 /fachinhalte/R/radverkehr/foerderpro
 gramm_Stadt_Land.html 
• Richtlinie „Ab aufs Rad“
 https://www.schleswig-holstein.de/DE
 /fachinhalte/R/radverkehr/Downloads/
 radstrategie_Brosch%c3%bcre.html 
• RAD.SH
 https://rad.sh/ 
• Mobiliteam NAH.SH
 https://mobiliteam.nah.sh

Rechtsprechungsberichte

1. BVerwG: 
Eintritt der Vorteilslage bei 
Erschließungsbeiträgen nach 
bautechnischem Abschluss 
der Maßnahme
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 
hat die Begründung eines Urteils vom 15. 
November 2022 (Az.: 9 C 12.21) zur Vor-
teilslage bei Erschließungsbeiträgen ver-
öffentlicht. Demnach tritt die Vorteilslage 
dann ein, wenn die Maßnahme im bau-
technischen Sinne abgeschlossen ist und  
mit Änderungen nicht mehr zu rechnen ist. 
2021 hatte bereits das BVerfG klargestellt, 
dass es keine zeitlich unbegrenzte Erhe-
bung von Erschließungsbeiträgen geben 
darf.
Die Klägerin wendet sich in dem zugrun-
deliegenden Verfahren gegen die Heran-
ziehung zu Vorausleistungen auf den 

Erschließungsbeitrag für die Herstellung 
einer Erschließungsanlage im Stadtgebiet 
der Beklagten. Die Planungen der Straße 
nach einem Bebauungsplan von 1973 
wurden 1978 in einem Gestaltungskon-
zept der Verwaltung konkretisiert. Nach 
der Fertigstellung 1987 erfolgte 1989 die 
letzte Teilzahlung der Gemeinde für die 
Maßnahme.
2017 wurde festgestellt, dass eine errich-
tete Baumscheibe nicht im Bebauungs-
plan vorgesehen war. In Erwartung eines 
Beschlusses der Bezirksvertretung, wel-
cher die Ausbauplanung anpassen sollte, 
wurde zunächst eine Vorausleistung des 
Erschließungsbeitrags von dem Grund-
stückseigentümer gefordert. Dieser wei-
gerte sich, nach 30 Jahren zu zahlen und 
klagte erfolgreich vor dem VG und OVG.
Zwischenzeitlich erließ das Land Nord-

rhein-Westfalen ein Gesetz, welches die 
Verjährung von Erschließungsbeitragsbe-
scheiden auf zehn, bzw. zwanzig Jahre 
nach Entstehen der Vorteilslage festsetzt.
Nach Sicht des BVerwG findet die Fristen-
regelung in § 3 Abs. 2 BauGB-AG NRW 
ausdrücklich Anwendung auf noch nicht 
bestandskräftige Erschließungsbeitrags-
bescheide und erfasste Vorteilslagen, die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset-
zes bereits bestehen. Die damit verbun-
dene Rückwirkung entspricht dem erklär-
ten Willen des Gesetzgebers. Dieser 
wollte der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts Rechnung tragen 
und den im Beschluss vom 3. November 
2021 – 1 BvL 1/19 (BVerfGE 159, 183) 
formulierten Anforderungen entsprechen, 
indem für das Erschließungsbeitragsrecht 
rückwirkend eine verfassungsgemäße 
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Rechtslage für alle noch nicht bestands-
kräftigen Entscheidungen hergestellt 
werden sollte.
Die für die verfassungsrechtlich gebotene 
zeitliche Begrenzung der Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen relevante Vor-
teilslage kann trotz Abweichung vom ur-
sprünglichen Bauprogramm eintreten, 
wenn aufgrund des langen Zeitablaufs 
feststeht, dass mit einer Änderung der 
tatsächlichen Verhältnisse nicht mehr ge-
rechnet werden kann und das ursprüngli-
che Bauprogramm tatsächlich aufgege-
ben worden ist.
Kann ein Beitragsbescheid aus Gründen 
der Belastungsklarheit und -vorherseh-
barkeit nicht mehr ergehen, gibt es keine 
Rechtfertigung, an seiner Stelle einen 
Vorausleistungsbescheid zu erlassen.
Die ausführliche Urteilsbegründung ist 
abrufbar unter:
https://www.bverwg.de/de/151122U9C1
2.21.0 

2. BVerwG: 
„Außenbereichsinsel“ darf im 
beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB überplant werden
Mit Urteil vom 25. April 2023 (Az.: BVerwG 
4 CN 5.21) hat das Bundesverwaltungs-
gericht entschieden, dass eine Freifläche 
in der Ortslage, wenn sie zum Siedlungs-
bereich zählt, in einen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung (§ 13a BauGB) einbe-
zogen werden darf.
Die Antragstellerin ist Eigentümerin zweier 
Grundstücke im Gebiet der Antragsgeg-
nerin. Das kleinere Grundstück ist mit 
einem Wohnhaus bebaut. Das benach-
barte Grundstück ist unbebaut und im gel-
tenden Flächennutzungsplan als Grünflä-
che (Parkanlage) dargestellt. Dieses 
Grundstück bildet nach den Feststellun-
gen des Oberverwaltungsgerichts einen 
Außenbereich im Innenbereich (sog. 
Außenbereichsinsel). Zusammen mit wei-
teren teilweise bereits im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans, teilweise im unbe-
planten Innenbereich liegenden Grund-
stücken, wurden die Grundstücke der 
Antragstellerin im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB überplant. 
Während für das kleinere Grundstück ein 
allgemeines Wohngebiet ausgewiesen 
ist, wird das große Grundstück als private 
Grünfläche (Gartenanlage, Gartenland, 
Streuobstwiese) festgesetzt. Das Ober-
verwaltungsgericht hat den Normenkon-
trollantrag abgelehnt: Die Planung schei-
tere nicht daran, dass eine Außenbe-
reichsinsel überplant werde. Diese liege 
innerhalb des Siedlungsbereichs und an-
gesichts ihrer vergleichsweise geringen 
Ausdehnung sowie der sie von allen Sei-
ten umgebenden gewichtigen Bebauung, 
habe sie in einen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung, der auch auf eine Nach-
verdichtung abziele, einbezogen werden 

können. Eine Überplanung im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB sei 
nach Sinn und Zweck der Regelung auch 
nicht deshalb ausgeschlossen, weil die-
ser Bereich gerade als Freifläche erhalten 
bleibe.
Das Bundesverwaltungsgericht hat diese 
Entscheidung bestätigt. Der räumliche 
Anwendungsbereich des Bebauungs-
plans der Innenentwicklung ist innerhalb 
der Ortslage für Freiflächen nur dann er-
öffnet, wenn sie Teil des Siedlungsbe-
reichs sind. Diese Zuordnung richtet sich 
nicht nach der auf die Zulassung einzelner 
Vorhaben bezogenen Abgrenzung von 
Innen- und Außenbereich. Vielmehr ist 
eine wertende Betrachtung nach der Ver-
kehrsauffassung unter Beachtung sied-
lungsstruktureller Gegebenheiten gebo-
ten. Hierfür können unter anderem die 
absolute und relative Größe der Fläche, 
ihre bisherige – auch nachwirkende – 
Nutzung, die Lage im Plangebiet und der 
Funktionszusammenhang mit der an-
grenzenden Bebauung von Bedeutung 
sein. Der Anwendbarkeit des beschleu-
nigten Verfahrens steht nicht entgegen, 
dass die unbebaute Fläche als private 
Grünfläche festgesetzt ist. Nach den Fest-
stellungen des Oberverwaltungsgerichts 
sieht der Bebauungsplan für das insoweit 
maßgebliche Plangebiet eine bauliche 
Nachverdichtung vor. Im Übrigen zielt die 
Innenentwicklung nach § 13a BauGB 
nicht allein auf die Schaffung von zusätzli-
chem Baurecht. Sie darf auch eine quali-
tative Entwicklung durch die Festsetzung 
von Grünflächen, etwa aus stadtklimati-
schen Gründen, fördern.

Anmerkung des DStGB
Die Erschließung von Innenentwicklungs-
potentialen spielt in Zeiten knappen Wohn-
raums und Baulands bei gleichzeitigem 
Rückgang von Grünflächen für viele Städte 
und Gemeinden eine wichtige Rolle. Bau-
lücken und auch sog. „Außenbereichsin-
seln“ können hierbei von Interesse sein 
und sich für eine Nachverdichtung sowie 
auch eine Begrünung im Innenbereich 
anbieten. Im Sinne der Klimaanpassung 
und Lebensqualität von Städten und Ge-
meinden sind auch diese im Zuge der 
Innenentwicklung wesentlich. Eine einseiti-
ge Fixierung auf bestimmte Vorhaben sieht 
der § 13a BauGB damit gerade nicht vor.
Das Bundesverwaltungsgericht stärkt mit 
dieser Entscheidung die Möglichkeit, 
entsprechende Flächen für Bauland und 
auch Grünflächen im beschleunigten Ver-
fahren (§13a BauGB) erschließen zu kön-
nen. In diesem Zusammenhang hebt das 
Gericht zudem die wesentliche Funktion 
des § 13a BauGB heraus – Innenentwick-
lung anhand einer wertenden Betrach-
tung unter Beachtung siedlungsstruktu-
reller Gegebenheiten durchführen zu kön-
nen. Damit ist das beschleunigte Verfah-
ren ein wichtiges Instrument für Kommu-

nen, welches ihnen Handlungsspielraum 
für die Ausgestaltung des Innenbereichs 
gewährt.

3. OLG Schleswig: 
Wertungsgremium muss aus 
Vertretern des Auftraggebers 
bestehen
Das OLG Schleswig hat mit Beschluss 
vom 27.10.2022 (A.: 54 Verg 7/22) klarge-
stellt, dass vergaberechtliche Bewer-
tungsentscheidungen vom Auftraggeber 
selbst getroffen werden müssen. Feststel-
lungen und Beurteilungen von Personen, 
die nicht dem Auftraggeber zuzurechnen 
sind, müsse sich der Auftraggeber aus-
drücklich zu eigen machen. Die Wer-
tungsentscheidung müsse nicht zwin-
gend von einem Organ des Auftragge-
bers getroffen werden. Gegen die Benen-
nung von Fachleuten aus der Organisati-
on des Auftraggebers bestehen grund-
sätzlich keine Bedenken.
In dem zugrunde liegenden Sachverhalt 
hatte eine Auftraggebergemeinschaft die 
Beschaffung digitaler Technik zur Einsatz-
dokumentation im Rettungsdienst ausge-
schrieben. Dem Verfahren zugrunde lag 
ein komplexes System mit zahlreichen Kri-
terien. Zur Bewertung der Angebote wur-
de eine Jury einberufen. Diese wurde in 
der Weise zusammengestellt, dass nicht 
jeder Auftraggeber auch einen Vertreter 
entsandte. Weiterhin gehörte der Jury ein 
Mitglied an, das nicht zu den Auftragge-
bern gehörte. Die Jurymitglieder kamen 
einstimmig zu dem Ergebnis, dass der 
Bieter A das beste Angebot abgegeben 
habe. Hiergegen wendet sich Bieter B und 
begründet dies damit, dass die Jury nicht 
ordnungsgemäß besetzt gewesen sei 
und die Wertung dementsprechend wie-
derholt werden müsse.
Das OLG Schleswig billigte in seiner Ent-
scheidung die Besetzung der Jury, äußer-
te aber gewisse Vorbehalte. Zunächst sei 
es nicht notwendig, dass die Wertungs-
entscheidung von einem Organ des Auf-
traggebers getroffen werde. Bedenken 
gegen die Benennung von Fachleuten 
oder Praktikern, die die Wertungsent-
scheidung treffen, bestünden nicht. So-
fern die entscheidende Person aus dem 
Organisationsbereich des Auftraggebers 
komme, könne die Wertung diesem zuge-
rechnet werden. Ebenso wenig sei es not-
wendig, dass jeder Auftraggeber einen 
Vertreter entsenden müsse. Vielmehr kön-
ne ein Mitglied der Auftraggebergemein-
schaft die Wertungsentscheidung einem 
anderen Mitglied überlassen und sich 
dieser unterwerfen. Als problematisch hat 
das Gericht in dem vorliegenden Fall 
bewertet, dass der externe Vertreter in der 
Jury saß, obwohl dieser nicht zu den Auf-
traggebern gehörte. Diese Problematik 
werde durch den Umstand verstärkt, dass 
sich der Vergabeakte nicht entnehmen 
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ließ, welche Rolle dieser Vertreter bei der 
Bewertung der Angebote gespielt habe. 
Dies könne deshalb ein Problem darstel-
len, weil in einer entsprechenden Wer-
tungsentscheidung eine Stimme den 
Ausschlag geben könne. Es sei also nicht 
ausgeschlossen, dass der externe Vertre-
ter die Wertung unzulässigerweise beein-
flusst habe. Im vorliegenden Fall sei aber 
zu beachten, dass die Wertungsentschei-
dung einstimmig getroffen wurde. Zumin-
dest aber hätten sich sämtliche Jurymit-
glieder die Entscheidung des externen 
Mitglieds zu eigen gemacht, weshalb die 
Wertung im vorliegenden Fall im Ergebnis 
ordnungsgemäß sei.
Bei der Besetzung von Jurys ist daher 
darauf zu achten, dass ein Auftraggeber 
zwar externen Sachverstand zur Wertung 
hinzuziehen darf. Die letztendliche Wer-
tungsentscheidung muss jedoch immer 
beim Auftraggeber verbleiben. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn es in der Wer-
tung um Ermessensentscheidungen geht.

4. OVG NRW: 
Pauschale Jahresgebühr für Abstellen 
von E-Scootern rechtswidrig
Für das Abstellen von E-Scootern im öf-
fentlichen Straßenraum darf die Stadt 
Köln von den Betreibern gewerblicher Ver-
leihsysteme Sondernutzungsgebühren 
erheben. Die pauschale Festsetzung 
einer Jahresgebühr für E-Scooter auch 

bei einer nur fünfmonatigen Nutzung ist 
aber rechtswidrig. Das hat das Oberver-
waltungsgericht Nordrhein-Westfalen am 
11. Mai 2023 in einem Eilverfahren ent-
schieden (Az.: 11 B 96/23 (I. Instanz: VG 
Köln 21 L 1439/22, s. Die Gemeinde 01/23 
S. 20). Nach dem Beschluss herrscht nun 
für Kommunen mehr Klarheit, wie die Ge-
bühren eingesetzt werden können. Die 
Höhe der Jahresgebühr, welche von den 
Anbietern angefochten wird, wurde in 
diesem Eilverfahren nicht beanstandet. 
Die Firma TIER hatte am 27. Juli 2022 für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 2022 bei 
der Stadt Köln einen Antrag auf Nutzung 
des öffentlichen Straßenraums für den 
Betrieb von E-Scootern im Rahmen eines 
Verleihsystems gestellt. Daraufhin setzte 
die Stadt Sondernutzungsgebühren für 
3.600 Fahrzeuge von insgesamt 383.000 
Euro fest. Sie stützte sich dabei auf ihre 
Sondernutzungssatzung, die die Festset-
zung einer entsprechenden Jahresge-
bühr unabhängig von der Dauer der Nut-
zung vorgibt. Das Verwaltungsgericht 
Köln hat die dagegen erhobene Klage 
abgewiesen und gleichzeitig den paralle-
len Eilantrag abgelehnt.
Die Beschwerde des Verleihers TIER ge-
gen den Eilbeschluss hatte nun beim 
Oberverwaltungsgericht Erfolg. Zur Be-
gründung seines Beschlusses hat das 
OVG ausgeführt: Zwar dürfen für das 
Abstellen von E-Scootern im öffentlichen 
Straßenraum Sondernutzungsgebühren 

erhoben werden. Es unterliegt allerdings 
rechtlichen Bedenken, wenn eine Sonder-
nutzungsgebühr der Höhe nach identisch 
ist mit der Gebühr, die – wie im vorliegen-
den Fall – für eine fünfmonatige Nutzung 
erhoben wird. Dies dürfte bei vorläufiger 
Einschätzung im Eilverfahren gegen das 
sogenannte Äquivalenzprinzip, die gebüh-
renrechtliche Ausprägung des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes, verstoßen. Denn 
mit einer solchen Gebühr werden die für 
ein ganzes Jahr mit der Sondernutzung 
verbundenen Beeinträchtigungen abge-
golten und gleichzeitig die verfolgten wirt-
schaftlichen Interessen der Anbieterin oder 
des Anbieters von E-Scootern berücksich-
tigt. Deshalb spricht einiges dafür, dass die 
entsprechende Satzungsregelung und der 
betreffend E-Scooter geregelte Gebühren-
tarif nicht für die Festsetzung der Höhe der 
Sondernutzungsgebühr zugrunde gelegt 
werden kann und die Gebührenfestset-
zung voraussichtlich im Hauptsachever-
fahren keinen Bestand hat. Der Beschluss 
im Eilverfahren ist unanfechtbar.  
Bereits im Januar hatte das VG Köln die 
vergleichsweise hohen Gebühren in Köln 
für E-Scooter-Verleihsysteme nicht bean-
standet. Beim Oberverwaltungsgericht 
sind nun noch vier weitere Berufungsver-
fahren von gewerblichen E-Scooter-Ver-
leihern (TIER, Bolt, LimeBike, VOI) gegen 
die Stadt Köln anhängig. Wann in diesen 
Hauptsacheverfahren eine Entscheidung 
ergeht, steht noch nicht fest. 

Aus dem Landesverband

Am Mittwoch, den 10. März 2023, kamen 
die Mitglieder des Zweckverbandsau-
schusses des Gemeindetages unter Vor-
sitz von Heike Mews zu ihrer Frühjahrssit-
zung im Haus der kommunalen Selbstver-
waltung in Kiel zusammen. Johannes Lü-
neberg, Geschäftsführer des Breitband-
kompetenzzentrums Schleswig-Holstein 
(BKZ.SH) und Olav Kohlhase aus dem 
Ministerium für Energiewende, Klimasch-
utz, Umwelt und Natur (MEKUN) sorgten 
für zwei spannende Gastbeiträge zu den 
Themen Glasfaserausbau sowie Selbst-
überwachungsverordnung und DIN 1986 
Teil 30. Zudem standen mit den aktuellen 
Änderungen kommunalrechtlicher Vor-
schriften, den Anforderungen des Verwal-
tungsgerichts Schleswig an die Bekannt-
machung von Satzungen, einer De-mini-
mis-Klausel bei der Konzessionsvergabe, 

Zweckverbandsausschuss tagt in Kiel

dem Themenkomplex Energiewende so-
wie der Strategie für die Zukunft der Nie-
derungen bis 2100 weitere umfangreiche 
Themen auf der Tagesordnung.

Warnung vor Musterverträgen
BKZ-Geschäftsführer Lüneberg hat die 
Ausschussmitglieder über den Status quo 
des Glasfaserausbaus in unserem Bun-
desland informiert und die aktuellen Her-
ausforderungen für die Kommunen und 
Zweckverbände im Zusammenhang mit 
dem Breitbandausbau benannt. Schles-
wig-Holstein sei weiterhin Spitzenreiter 
unter den Flächenländern im Glasfaser-
ausbau: Vor 62 Prozent aller Hausadres-
sen liegt dem BKZ zufolge bereits eine 
Glasfaserleitung, 45 Prozent aller Haus-
adressen seien an das Netz angeschlos-
sen. Lüneberg berichtete, dass eine vom 

Bundesministerium für Digitales und Ver-
kehr (BMDV) in Auftrag gegebene Poten-
zialanalyse des eigenwirtschaftlichen 
Glasfaserausbaus in Deutschland in eini-
gen Fällen falsche Daten liefere, ebenso 
wie die Potenzialanalyse eines Anbieters. 
Große Herausforderungen seien zudem 
die Themen Überbau und nicht ordnungs-
gemäßes Verlegen bzw. das Hinterlassen 
von Bauschäden. Das bestätigten auch 
die Teilnehmer der Tagung. 
Nach einem kurzen Exkurs zur Mobilfunk-
abdeckung, bei der er auf die Diskrepanz 
zwischen technisch regulatorischen Pe-
gelwerten und Nutzerempfinden/-ver-
halten aufmerksam machte, ging der 
BKZ.SH-Geschäftsführer noch auf Mus-
terverträge der Telekom ein, die das 
Unternehmen mit Kommunen abschlie-
ßen möchte. Lüneberg wies die Aus-
schussmitglieder darauf hin, welche 
rechtlichen Fallstricke in Mustervereinba-
rungen über geringfügige bauliche Maß-
nahmen i. S. d. § 127 Abs. 4 TKG enthalten 
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sein können. Der Ausschuss beschloss, 
der Empfehlung des BKZ und der Ge-
schäftsstelle an die Ämter und Gemein-
den zu folgen, den von der Telekom in 
Umlauf gebrachten Mustervertrag nicht 
zu unterschreiben.

Neuregelung für „Alterspräsidenten“
Landesgeschäftsführer Jörg Bülow hat bei 
der Tagung über Änderungen kommunal-
rechtlicher Vorschriften informiert. Die Ge-
setzesänderungen, die teils bereits An-
fang April in Kraft getreten sind, teils mit 
Beginn der neuen Kommunalwahlperiode 
am 01. Juni 2023 in Kraft treten, betreffen 
folgende Themen: die Einführung neuer 
Fristen und Anhebung der Quoren bei 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden, 
die Anhebung der Fraktionsmindeststärke 
in Vertretungen mit 31 oder mehr Mitglie-
dern, die Bildung von Beiräten sowie die 
Neuregelung für den „Alterspräsidenten“. 
Den letzten Punkt, der auch für die Zweck-
verbände von Bedeutung sei, habe der 
SHGT nicht unterstützt. Die Neuregelung 
besagt, dass in der ersten Sitzung der 
Verbandsversammlung zu Beginn der 
neuen Kommunalwahlperiode nicht das 
älteste Mitglied der Verbandsversamm-
lung die Sitzung eröffnet und die Wahl des 
Verbandsvorstehers durchführt, sondern 
derjenige, der der Verbandsversammlung 
am längsten ununterbrochen angehört. Bei 
Personen mit gleicher Zugehörigkeitsdau-
er entscheidet wiederum das Lebensalter. 

MEKUN ändert Vorgaben 
Die DIN 1986 Teil 30 stand als weiteres 
Thema auf der Tagesordnung: Das Um-
weltministerium hatte mit Datum vom 5. 
Oktober 2010 die bundesweit gültige DIN 
1986 Teil 30 „Entwässerungsanlagen für 

Gebäude und Grundstücke - Instandhal-
tung“ mit Änderungen und Ergänzungen 
als allgemein anerkannte Regel der Tech-
nik nach § 34 Abs. 1 des Landeswasser-
gesetzes (LWG) eingeführt und im Amts-
blatt (Amtsbl. Schl.-H. S. 905) bekannt ge-
macht. Mit der Bekanntmachung wurde 
die Dichtheitsuntersuchung und Sanie-
rung von Grundstücksentwässerungslei-
tungen in Schleswig-Holstein verbindlich 
eingeführt. 
Olav Kohlhase aus dem MEKUN berichte-
te, dass das Umweltministerium aufgrund 
verschiedener Anpassungsbedarfe plane, 
die Landesverordnung über die Selbst-
überwachung von Abwasseranlagen und 
Abwassereinleitungen (Selbstüberwa-
chungsverordnung – SüVO) zu überarbei-
ten. Die Neufassung solle Anfang 2024 in 
Kraft treten. Kohlhase erläuterte zudem zur 
DIN 1986 Teil 30, dass das Umweltministe-
rium neue Vorgaben zu Dichtigkeitsprüfun-
gen für Grundstücksentwässerungsleitun-
gen beschlossen habe. Demnach seien 
die Erstprüfungen privater Leitungen künf-
tig bis zum Jahr 2040 durchzuführen, unab-
hängig von der Zustandserfassung des 
öffentlichen Bereiches. Bis zum Erreichen 
der weitestgehenden Untersuchung/Sa-
nierung öffentlicher Kanalisationen werde 
die flächendeckende Dichtheitsprüfung 
von Grundstücksentwässerungsleitungen 
außerhalb von Wasserschutzgebieten und 
in Wasserschutzgebieten der Zone III B 
ausgesetzt. Die Dichtheitsprüfung von 
Grundstücksentwässerungsleitungen in 
Wasserschutzgebieten sei mit höherer 
Priorität durchzuführen, die Umsetzung der 
Selbstüberwachungsverordnung in Bezug 
auf die Zustandserfassung wie auch erfor-
derliche Sanierungen des öffentlichen 
Kanalnetzes seien verstärkt vom Träger der 

Abwasserbeseitigungspflicht umzusetzen. 
Das weitere Vorgehen sei derzeit auch 
Beratungsgegenstand im Landtag.

Einführung einer 
De-minimis-Klausel gefordert
Ein weiteres Thema, das den Zweckver-
bandsauschuss beschäftigte, drehte sich 
um Bestrebungen des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes (DStGB) und des 
Bundesverbandes der Energie- und Was-
serwirtschaft (BDEW) zur Vereinfachung 
der Konzessionsvergabe in kleineren Ge-
meinden. Der DStGB hat bereits im Febru-
ar 2021 die Einführung einer De-minimis-
Klausel bei der Konzessionsvergabe 
gefordert, der BDEW hat einen Vorschlag 
für einen neuen § 46 Abs. 6a Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) vorgelegt. 
Der Zweckverbandsausschuss des SHGT 
hat beschlossen, die Bestrebungen von 
DStGB und BDEW zur Vereinfachung der 
Konzessionsvergabe in kleineren Gemein-
den zu unterstützen und hat sich dafür 
ausgesprochen, dass sich die Verbände 
auf Bundesebene in geeigneter Weise für 
die Einführung einer De-minimis-Klausel 
bei der Konzessionsvergabe einsetzen.
Im Rahmen des Themenkomplexes Ener-
giewende berichtete Landesgeschäfts-
führer Jörg Bülow, welche ehrgeizigen 
Gesetzesvorhaben derzeit auf Bundes-
ebene angeschoben werden, die die Kli-
maneutralität der Energieversorgung und 
des Gebäudebestandes zum Ziel haben. 
Er hob dabei drei Gesetzgebungsverfah-
ren hervor: Gebäudeenergiegesetz, Ener-
gieeffizienzgesetz und Klimaanpassungs-
gesetz. Anfang April sei ein Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gebäudeenergiegesetzes (GEG) und zur 
Änderung der Heizkostenverordnung so-

Anzeige



146 Die Gemeinde SH 5/2023

wie zur Änderung der Kehr- und Überprü-
fungsordnung veröffentlicht worden. 

Problematisch für Kommunen 
Aus Sicht der Geschäftsstelle werde das 
GEG in vorliegender Form den Druck auf 
Kommunen erheblich verstärken, für die 
Einrichtung von Wärmenetzen zu sorgen. 
Das gelte aus der Perspektive derjenigen 
Eigentümer, die sich im Fall einer Hei-
zungshavarie die Kosten des Austau-
sches der Öl- oder Gasheizung durch eine 
Wärmepumpe nicht leisten können oder 
bei deren Gebäude die Wärmpumpe nicht 
zu vertretbaren Umbau- und Betriebskos-
ten für ausreichende Wärme- und Warm-
wasserversorgung sorgen könne. In bei-
den Fällen könnten unter 80-jährige Eigen-
tümer nur dann eine neue Öl- oder Gas-
heizung in ein Bestandsgebäude einbau-
en, wenn ihnen der Anschluss an ein Wär-
menetz innerhalb von zehn Jahren garan-
tiert werde. Die Garantie könnte nur von 
der Gemeinde oder einem anderen Betrei-
ber eines Wärmenetzes kommen. Beson-
ders problematisch sei, dass diese Zeit-
planungen nicht mit den Zeitvorgaben für 
die Wärmeplanung harmonieren und mit 
Blick auf die Zeitdauer für den Aufbau 
eines Netzbetreibers und eines Netzes 
vielerorts nicht realistisch seien.

Einsparverpflichtungen öffentlicher 
Auftraggeber
Bülow ging noch auf das Energieeffizienz-
gesetz ein: Anfang April habe das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz (BMWK) den Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Steigerung der 
Energieeffizienz und zur Änderung des 
Energiedienstleistungsgesetzes veröf-
fentlicht. Mit dem Gesetzesvorhaben sol-
len die Energieeffizienzziele sowohl für 
den Primärenergieverbrauch als auch für 
den Endenergieverbrauch in Deutschland 
festgelegt werden. Aus kommunaler Sicht 
sei hierbei insbesondere § 6 „Einsparver-
pflichtungen öffentlicher Auftraggeber“ 
relevant.
Ebenfalls Anfang April sei der Referen-
tenentwurf eines Bundes-Klimaanpas-
sungsgesetzes veröffentlicht worden. Der 
Refeentenentwurf sehe vor, dass die Bun-
desregierung eine vorsorgende Klimaan-
passungsstrategie mit messbaren Zielen 
vorlege und umsetze, um die Klimaanpas-
sung auf eine verbindliche Grundlage zu 
stellen. Die Strategie basiere auf einer 
Klimarisikoanalyse der Bundesregierung. 
Sie werde bis spätestens 30. September 
2025 vorgelegt und alle vier Jahre unter 
Berücksichtigung neuer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse angepasst. Die Ziele 

seien durch geeignete Maßnahmen auf 
Bundesebene zu unterlegen.

Zukunft der Niederungen bis 2100
Referent Daniel Kiewitz informierte die 
Ausschussmitglieder darüber, dass das 
Umweltministerium derzeit eine „Strategie 
für die Zukunft der Niederungen bis 2100“ 
erarbeite. Ziel sei es, Lösungen zu entwi-
ckeln, die der Wasserwirtschaft helfen 
sollen, um den Herausforderungen der 
zahlreichen Niederungen im Land vor 
dem Hintergrund des Klimawandels mit 
ansteigendem Meeresspiegel von Nord- 
und Ostsee begegnen zu können. Nach-
dem die Geschäftsstelle einen berechtig-
ten Platz in dem entsprechenden Projekt-
beirat eingefordert habe, vertrete nun Jan 
Christian Büddig, Amtsdirektor des Amtes 
KLG Eider, die Interessen des SHGT in 
dieser Runde. 
Nach dem intensiven Austausch zu den 
zahlreichen Themen, mit denen der 
Zweckverbandsausschuss des SHGT 
befasst ist, schloss die Ausschussvorsit-
zende Heike Mews die Sitzung mit einem 
Dank an alle Teilnehmer und die Ge-
schäftsstelle.

      Danica Rehder

Infothek

Politisch motivierte Kriminalität 2022 
auf dem Höchststand
Die Zahl der politisch motivierten Strafta-
ten ist im Jahr 2022 erneut deutlich um 
über sieben Prozent auf 58.916 Delikte 
angestiegen. Damit befindet sich die po-
litisch motivierte Kriminalität (PMK) auf 
dem höchsten Stand seit Einführung der 
Statistik im Jahr 2001. Insbesondere De-
likte von rechts und Hasskriminalität ha-
ben besonders zugenommen. Dabei sind 
vermehrt Straftaten und Gewalt gegen 
Geflüchtete und Asylunterkünfte sowie 
der sog. Reichsbürger- bzw. Selbstver-
walterszene zu verzeichnen. Auch die 
Zahl der politisch motivierten Gewalttaten 
ist um vier Prozent auf 4.043 Delikte ange-
stiegen.

Propagandadelikte häufigste Delikte
Das Verbreiten von Propagandamitteln 
oder Verwenden von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen stellen mit 
einem Anteil von fast 28 Prozent an den 
Gesamtfallzahlen einen Schwerpunkt bei 
politisch motivierter Kriminalität dar. Hier 
ist insbesondere der Anteil an ausländi-
scher Ideologie um rund 425 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr angestiegen. Die 

Propagandadelikte mit religiöser Ideolo-
gie sind um 128 Prozent angestiegen. 

Viele Verstöße gegen das Versammlungs-
gesetz mit unbekanntem Hintergrund
Besonders auffällig war der Anstieg an 
Verstößen gegen das Versammlungsge-
setz. Diese haben um rund 416 Prozent 
zugenommen. Dies macht rund ein Drittel 
in diesem Bereich aus. Stellten Sachbe-
schädigungen im Vorjahr noch den größ-
ten Anteil an registrierten Straftaten der 
PMK dar, bildeten sie im Jahr 2022 nur 
noch den drittgrößten Anteil (13,54 %).

Politische Straftaten im Themenzusam-
menhang „Ukraine“
Im Unterthemenfeld „Ukraine“ im Ober-
themenfeld „Krisenherde/Bürgerkriege“ 
wurden im vergangenen Jahr insgesamt 
5.510 politisch motivierte Straftaten durch 
die Bundesländer gemeldet. Den maß-
geblichen Anteil von rund 49 Prozent hat-
ten dabei Straftaten mit ausländischen 
Ideologien. 

Strafbewehrte Handlungen aufgrund 
Versorgungsschwierigkeiten
Die Sorgen in bestimmten Kreisen der 

Bevölkerung hinsichtlich der Verknap-
pung der Ressourcen wie etwa von 
Lebensmitteln oder auch von Energieträ-
gern, vor allem ausgelöst durch den 
Ukraine-Konflikt und die damit einherge-
henden steigenden Kosten, spiegelten 
sich nur bedingt in den erfassten Strafta-
ten wider. Für das Jahr 2022 wurden ins-
gesamt 1.298 politisch motivierte Strafta-
ten im Unterthemenfeld „Versorgung“ 
gemeldet und erfasst. Im Vorjahr waren es 
lediglich 169. 

PMS bei Klimabewegung überwiegend 
mit linker Ideologie
1.716 Straftaten mit dem Themenzusam-
menhang „Klima“ und „Umweltschutz“ 
wurden im Jahr 2022 begangen. 1.391 
dieser Delikte wurde linker Ideologien 
zugeordnet. 307 Straftaten konnten hinge-
gen keiner Gesinnung zugeordnet wer-
den. Politisch motivierte strafbewehrte 
Handlungen im Zusammenhang mit Kli-
mabewegung konnte dagegen nur in 18 
Fällen zugeordnet werden.

Weiterer Anstieg der Hasskriminalität
Im Bereich der Hasskriminalität hat sich 
eine deutliche Zunahme um rund zehn 
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Prozent auf 11.520 gezeigt. Drei von vier 
dieser Straftaten sind dem Bereich „PMK 
rechts“ zuzuordnen. Die Zahl der Gewalt-
taten ist noch deutlicher um 33 Prozent 
auf nun 1.421 gestiegen. Hinter den Straf-
taten stehen vor allem fremdenfeindliche, 
antisemitische und rassistische Motive.

Anstieg von Hass und Gewalt gegenüber 
Geflüchteten
Im vergangenen Jahr haben auch die 
Straftaten gegen Geflüchtete wieder zu-
genommen. Die Polizeibehörden regi-
strierten 1.420 Straftaten gegen Schutz-
suchende – das entspricht einem Anstieg 
um neun Prozent. Die Zahl der Gewaltde-
likte ist um 22 Prozent auf 278 gestiegen. 
Auch Asylunterkünfte werden immer häu-
figer zum Ziel von Straftaten, hier ist ge-
genüber 2021 ein Anstieg um 67 Prozent 
auf 120 Fälle zu beobachten.

Erneuter Anstieg der Straftaten gegen-
über Repräsentanten des Staates
Straftaten gegen den Staat und seine Ver-
treter haben im Jahr 2022 insgesamt 
deutlich um 47,29 Prozent zugenommen. 
Davon sind auch Amts- und Mandatsträ-
ger auf Bundes-, Landes und kommunaler 
Ebene betroffen. Während Angriffe auf 
Amtsträger auf Bundes- und Landesebe-
ne gegenüber dem Vorjahr gesunken 
sind, bleiben die Zahlen bzgl. der kommu-
nalen Amts- und Mandatsträger konstant 
hoch. Dahinter stehen insbesondere auch 
Straftaten im Bereich der sog. „Reichsbür-
ger/Selbstverwalter“ im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie und vielfach 
auch rechte und fremdenfeindliche Mo-
tive. 

Anmerkung des DStGB 
Die Entwicklungen der politisch motivier-
ten Kriminalität sind insbesondere mit 
Blick auf die Zunahme der Gewaltdelikte 
und der Tendenzen von „rechts“ gegen-
über Repräsentanten des Staates – auch 
auf kommunaler Ebene – sowie gegen-
über Geflüchteten besorgniserregend. 
Die Entwicklung der vergangenen Jahre 
hat sich weiter zugespitzt, so dass 2022 
ein neuer Höchststand erreicht wird. Auch 
wenn es vereinzelt, so im Bereich der 
Angriffe auf Amts- und Mandatsträger auf 
Bundes- und Landesebene eine positive 
Tendenz gibt, bleiben physische und 
verbale Gewalt auf Repräsentanten des 
Staates, insbesondere auf kommunaler 
Ebene weiterhin auf einem zu hohen Ni-
veau. Dabei bleibt die Dunkelziffer zahlrei-
cher Delikte, die nicht zur Anzeige ge-
bracht werden, weiterhin sehr hoch. Hier-
gegen muss der Staat, Polizei und Justiz 
konsequent vorgehen, den bestehenden 
Strafrechtsrahmen ausschöpfen und 
durchsetzen und die Betroffenen präven-
tiv als auch repressiv noch stärker unter-
stützen. Insbesondere muss die Strafver-
folgung beim Thema Hasskriminalität im 

Netz effektiver ausgestaltet werden und 
ein rechtsfreier Raum unbedingt vermie-
den werden. Auch spielen präventive 
Maßnahmen wie Stärkung der politischen 
Bildung sowie der Ausweitung von Prä-
ventionsmaßnahmen zur Stärkung der 
Demokratie vor Ort und Bekämpfung von 
Hass und Radikalisierungen auf kommu-
naler Ebene eine besondere Bedeutung. 
Denn insbesondere die außergewöhnlich 
hohe Zahl an Propagandadelikten könnte 
auf fehlendes politisches Verständnis 
zurückzuführen sein. 
Weitere Informationen sind zu finden unter 
www.bmi.bund.de.

KfW-Kommunalpanel 2023: 
Investitionsrückstand steigt trotz 
Mehrfachbelastungen nur moderat
Difu-Kommunalbefragung: Angesichts 
der wirtschaftlichen Verwerfungen infolge 
des Ukraine-Kriegs blicken die Kommu-
nen pessimistisch in die Zukunft. Trotz an-
dauernder finanzieller Belastungen steigt 
der Investitionsrückstand nur moderat auf 
165,6 Mrd. EUR.
Für die Kommunen in Deutschland ist die 
Krise mittlerweile zum Dauerzustand 
geworden. Die Hoffnung auf wirtschaftli-
che Erholung nach dem Zurückfahren der 
Coronamaßnahmen fand durch den russi-
schen Angriffskrieg auf die Ukraine ein 
jähes Ende: Die Kommunen standen vor 
der Herausforderung, Lösungen für den 
Zustrom Geflüchteter zu finden und zu-
gleich mit stark steigenden Energie-, Gü-
ter- und Verbrauchspreisen umzugehen.
Das aktuelle, im Auftrag der KfW vom 
Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) 
durchgeführte KfW-Kommunalpanel 2023 
zeigt, dass diese großen Herausforderun-
gen erneut zu erheblicher Sorge in den 
Kämmereien führte. Zugleich erwies sich 
die kommunale Investitionstätigkeit aber 
als erstaunlich robust: So stiegen die 
geplanten Investitionen gemäß Hoch-
rechnung des KfW-Kommunalpanel 2023 
nominal weiter an und der Investitions-
rückstand vergrößerte sich nur moderat 
auf 165,6 Mrd. EUR.
Angesichts der großen Herausforderun-
gen bewertete jede zweite Kommune ihre 
aktuelle Finanzlage im letzten Jahr als 
bestenfalls „ausreichend“. Im Vergleich 
dazu sprachen nur rund 22 Prozent der 
Kommunen von einer gegenwärtig „gu-
ten“ oder „sehr guten“ Finanzlage. Deut-
lich negativer bewerteten die Kommunen 
die künftige Finanzsituation: Mit Blick auf 
die kommenden fünf Jahre erwarten 57 
Prozent eine „eher nachteilige“ und weite-
re 26 Prozent sogar eine „sehr nachteili-
ge“ Entwicklung der eigenen Haushaltssi-
tuation. Ein besonderer Fokus galt bei der 
aktuellen Befragung Unterschieden zwi-
schen „vulnerablen“ und „resilienten“ 
Kommunen. Als vulnerabel gelten Kom-
munen, die in den zehn vergangenen, von 

Krisen geprägten Jahren eine negative 
Haushaltsentwicklung aufweisen, als 
resilient gelten solche, die im selben Zeit-
raum von einer guten Entwicklung berich-
teten. Die Umfrage bestätigte die Vermu-
tung, dass vulnerable Kommunen die 
aktuelle und künftige finanzielle Situation 
deutlich negativer als resiliente Kommu-
nen einschätzen.
Die geplanten Investitionen sind nach dem 
aktuellen KfW-Kommunalpanel im Jahr 
2022 leicht auf 41,3 Mrd. EUR gestiegen 
(Vorjahr: 38,3 Mrd. EUR). Die größten An-
teile dieser Summe entfielen mit jeweils 
rund einem Viertel auf Schulen und Stra-
ßen. In der Investitionsplanung für das 
Jahr 2023 gehen die Kommunen trotz der 
finanziellen Planungsrisiken weiterhin von 
einem leichten Anstieg auf 43,1 Mrd. EUR 
aus. Jedoch zeigen die Befragungsergeb-
nisse für das zurückliegende Jahr erneut, 
dass rund ein Drittel aller geplanten Inves-
titionen nicht realisiert werden. Während 
die Ursachen hierfür weitgehend bekannt 
sind – die Kommunen berichten regelmä-
ßig von Personalmangel in der Bauverwal-
tung sowie von der hohen Kapazitätsaus-
lastung im Baugewerbe –, spielen seit der 
Corona-Pandemie zusätzlich Material-
knappheit und Lieferengpässe eine her-
ausgehobene Rolle. Hinzu kommt, dass 
der Anstieg der geplanten kommunalen 
Investitionen noch keine Preissteigerung 
berücksichtigt. Die starken Preisanstiege 
vor allem im Bau führen dazu, dass mit 
dem Anstieg der kommunalen Investi-
tionsplanungen nicht unbedingt mehr 
reale Investitionen in die Infrastruktur ein-
hergehen. „Wenn die Kommunen die 
Herausforderungen der Transformation 
bewältigen sollen, brauchen wir eine ver-
lässliche kommunale Finanzausstattung, 
endlich eine solidarische Anstrengung für 
Städte mit Altschulden, die sie derzeit fak-
tisch handlungsunfähig machen, und eine 
gesamtgesellschaftliche Anstrengung 
zum Abbau des Arbeitskräftemangels“, 
kommentiert Prof. Dr. Carsten Kühl, wis-
senschaftlicher Direktor und Geschäfts-
führer des Deutschen Instituts für Urbanis-
tik. „Dass ein Drittel der kommunalen 
Investitionen, für die das Geld vorhanden 
ist, nicht realisiert werden können, ist ein 
weiteres Alarmsignal dafür, was passiert, 
wenn Deutschland sein Fachkräftepro-
blem nicht gelöst bekommt.“
Der für das Jahr 2022 gemeldete Investi-
tionsrückstand der Kommunen stieg 
moderat auf 165,6 Mrd. EUR an (Vorjahr: 
159,4 Mrd. EUR). Die größten Anteile 
entfallen dabei mit 29 Prozent auf Schu-
len, 23 Prozent auf Straßen und mit 12 
Prozent auf Verwaltungsgebäude. Diese 
Anteile entsprechen etwa den Werten der 
vergangenen Befragungsjahre und zei-
gen, dass sich die großen Blöcke des 
Investitionsrückstands in den deutschen 
Kommunen längst verfestigt haben. Ein 
besonders markanter Anstieg des Investi-
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tionsrückstands im Vergleich zum Vorjahr 
wird für den Bereich der Sportstätten aus-
gewiesen (plus 4,5 Mrd. EUR). Mit Blick in 
die Zukunft gehen 45 Prozent der Kom-
munen davon aus, dass der Investitions-
rückstand im Straßenbereich künftig noch 
weiter anwachsen dürfte. Nur 21 Prozent 
erwarten hier einen Rückgang. Die Stra-
ßen dürften also weiterhin das Sorgenkind 
in der kommunalen Infrastruktur bleiben. 
Besonders stark ausgeprägt ist dieser 
Rückstand im Osten und im Norden 
Deutschlands. Unterscheidet man den 
Rückstand für die gesamte Infrastruktur 
nach „vulnerablen“ und „resilienten“ 
Kommunen, so wird deutlich, dass sich 
die Infrastruktur in vulnerablen Kommu-
nen in einem schlechteren Zustand befin-
det. Während in dieser Gruppe der durch-
schnittliche Investitionsrückstand 3.174 
Euro pro Kopf beträgt, liegt er in der Grup-
pe der resilienten Kommunen nur bei 
2.099 Euro pro Kopf.
Ein Sonderthema des diesjährigen KfW-
Kommunalpanels waren kommunale In-
vestitionen in den Klimaschutz bezie-
hungsweise die Klimaanpassung. Die Er-
gebnisse zeigen hier nicht nur, dass die 
Kommunen insgesamt derzeit deutlich 
weniger in den Klimawandel investieren 
als nötig wäre. Sie zeigen auch, dass es 
gerade vulnerablen Städten, Gemeinden 
und Kreisen schlechter gelingt, die Inves-
titionsbedarfe zu erfüllen, die sich für sie 
aus dem Klimawandel ergeben. „Ange-
sichts der immer häufiger auftretenden 
Extremwetterereignisse können wir es uns 
nicht erlauben, dass die Kommunen 
zwischen Ausgaben zur Krisenbewälti-
gung und Investitionen in den Klima-
schutz und die Klimaanpassung wählen 
müssen“, sagt Christian Raffer, Projektlei-
ter am Deutschen Institut für Urbanistik. 
„Gerade Kommunen, die in den vergan-
genen Krisenjahren finanziell besonders 
stark gelitten haben, müssen strukturell 
gestärkt werden.“ Anders werde es kaum 
gelingen, dass die Kommunen den not-
wendigen Anteil am Klimaschutz, den sie 
zu leisten bereit seien, auch leisten könn-
ten.
 
Datengrundlage
Das KfW-Kommunalpanel wird seit 2009 
jährlich im Auftrag der KfW vom Deut-
schen Institut für Urbanistik (Difu) erho-
ben. Kernpunkte der repräsentativen 
Befragung der Kämmereien in kreisfreien 
Städten, Landkreisen und kreisangehöri-
gen Gemeinden mit mehr als 2.000 Ein-
wohner/-innen sind die kommunale Fi-
nanzlage, die Investitionstätigkeit und 
deren Finanzierung. Die Hauptbefragung 
für das aktuelle KfW-Kommunalpanel, an 
der sich 862 Kommunen beteiligten, lief 
von September bis Dezember 2022.

Pressemitteilung Deutsches Institut 
für Urbanistik (Difu) vom 15.05.2023 

Informationskampagne 
„wasserstark.sh“ gestartet
Das Land Schleswig-Holstein hat eine 
Informationskampagne zum Thema Was-
sergefahren gestartet, die ab sofort auf 
Wassergefahren und Vorsorgemöglich-
keiten aufmerksam macht. Das Ziel der 
zweijährigen Kampagne ist es, Schles-
wig-Holstein „wasserstark“ zu machen, 
also alle Schleswig-Holsteinerinnen und 
Schleswig-Holsteiner präzise über Sturm-
fluten, Binnenhochwasser und Starkre-
gen zu informieren und die Gefahrenpo-
tentiale dieser Extremereignisse aufzuzei-
gen. Darüber hinaus transportiert die 
Kampagne konkrete Handlungsempfeh-
lungen für den Ernstfall und zielgerichtete 
Vorsorgemaßnahmen zum frühzeitigen 
Schutz vor Wassergefahren.
Im Laufe des Jahres wird neben der Infor-
mationskampagne für Bürgerinnen und 
Bürger ein gesondertes Beratungsange-
bot für Kommunen starten. Weitere Infor-
mationen sind auf der für die Informa-
tionskampagne eingerichteten Homepa-
ge zu finden: www.wasserstark.sh 

Förderaufruf für das 
Radnetz Deutschland
Seit dem 03.05.2023 können Kommunen 
wieder Anträge für die Förderung von Rad-
fernwegen einreichen. Das Bundesministe-
rium für Digitales und Verkehr startet in die 
nächste Förderrunde für das Radnetz 
Deutschland. Bis zu 100 Millionen Euro ste-
hen in einem zweiten Förderaufruf dem 
Ausbau der national bedeutenden Radfern-
wege des Radnetzes Deutschland bereit. 
Bis zum 31. August 2023 können beim 
Bundesamt für Logistik und Mobilität 
(BALM) Förderanträge für Vorhaben auf 
dem Radnetz Deutschland eingereicht 
werden. Für den Förderaufruf stehen bis zu 
45 Millionen Euro für längerfristige Projekte 
bereit. Für kurzfristige Vorhaben, die bis 
Ende 2024 abgeschlossen werden kön-
nen, stehen bis zu 55 Millionen Euro bereit. 
Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung 
förderfähiger Maßnahmen mit einem Re-
gelfördersatz von bis zu 75 Prozent. 
Antragsberechtigt sind Kommunen, Land-
kreise und andere juristische Personen des 
öffentlichen sowie des privaten Rechts. 
Finanziert werden unter anderem:
•  Maßnahmen zur Verbreiterung der Rad-
 wege und Verbesserung der Oberflä-
 chen,
• Bau von neuen Radwegen, mit denen 
 Lücken im Netz geschlossen werden,
• Erhöhung der Sicherheit, z. B. durch 
 bauliche Trennung vom Kfz-Verkehr,
• Bau von Fahrradabstellanlagen und 
 modernen Raststätten sowie
• Maßnahmen, um die Routen und Ange-
 bote des Radnetzes Deutschlands be-
 kannter zu machen. 
Informationen zum Programm und zur 
Antragsstellung unter: www.balm.bund.de 

Siegerehrung der EnergieOlympiade 
2023 am 27. Juni im 
Rendsburger Nordkolleg
Welche kommunalen Energie- und Kli-
maschutzprojekte wurden 2023 von der 
Jury ausgezeichnet? Wer das wissen und 
mit den Kommunen und ihren Macherin-
nen und Machern ins Gespräch kommen 
möchte, ist herzlich eingeladen zur Sie-
gerehrung der EnergieOlympiade im 
Rendsburger Nordkolleg am 27. Juni 
2023, 14:30 Uhr. Ein spannendes Pro-
gramm erwartet die Teilnehmenden mit 
Kurzvorstellung der prämierten Projekte, 
Preisübergabe zusammen mit Energie-
wende-Minister Tobias Goldschmidt und 
einem anregenden Impulsvortrag zur 
Energiewende durch Blogger und Buch-
autor Jan Hegenberg. Außerdem bietet 
sich die Gelegenheit zu erfahren, wie das 
dänische Sønderborg schon vor 2030 kli-
maneutral werden will. Die veranstaltende 
Gesellschaft für Energie und Klimaschutz 
Schleswig-Holstein (EKSH) lädt im An-
schluss zu einem klimafreundlichen Im-
biss – wie immer die perfekte Gelegen-
heit, in persönlichen Gesprächen mit 
anderen Akteuren Anregungen für eigene 
Energie- und Klimaschutzvorhaben zu 
vertiefen und sich auszutauschen. Bitte 
melden Sie sich an unter https://www.ener
gieolympiade.de/der-wettbewerb/sieger
ehrung-2023/.

Termine:

12.07.2023: Landesvorstand des 
SHGT

12.07.2023: Parlamentarischer 
Abend der Kommunalen 
Landesverbände

06.09.2023: Bau-, Planungs- und 
Umweltausschuss des SHGT

07.09.2023: Besprechung der 
Kreisgeschäftsführer des SHGT

14.-15.09.2023: 
Bürgermeisterfachkonferenz

20.09.2023: Schul-, Sozial- und 
Kulturausschuss des SHGT

21.09.2023: Rechts-, Verfassungs- 
und Finanzausschuss des SHGT

27.09.2023: Bürgervorstehertagung 
des SHGT



Die Transformation des Wärmesektors in 
Deutschland hin zu einer klimaneutralen 
Versorgung bis zum Jahr 2045 ist ein 
großer Kraftakt für die Kommunen und 
kommunalen Unternehmen. „Die Städte 
und Gemeinden erkennen die Notwendig-
keit einer klimaneutralen Energieversor-
gung für die Erreichung der Klimaziele, 
allerdings muss der erforderliche Transfor-
mationsprozess unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Gegebenheiten vor Ort 
gestaltet und grundsätzlich allen Kommu-
nen finanziell und rechtlich ermöglicht 
werden“, sagte Dr. Bernhard Gmehling, 
Vorsitzender des Ausschusses für Finan-
zen und Kommunalwirtschaft und Ober-
bürgermeister von Neuburg an der Donau 
anlässlich einer Sitzung im hessischen 
Lauterbach. 
Die Städte und Gemeinden stehen hinter 
der Wärmewende. Als zentrale Akteure 
bei der Umsetzung vor Ort ist den Kom-
munen dabei auch klar, dass die Wärme-
wende mit Plan und Augenmaß erfolgen 

Mitteilungen des DStGB

Presseerklärung vom 16.05.2023 

Kommunen fordern Wärmewende 
mit Plan und Augenmaß 

muss. Dafür braucht es realistische Um- 
und Ausbaupfade für Wärme- und Gas-
netze, die Planungssicherheit für Kommu-
nen und Energieversorger gewährleisten. 
Insbesondere müssen die Vorgaben für 
den Einsatz von erneuerbaren Energien in 
Wärme- und Gasnetzen erreichbar sein. 
Da die Wärmeversorgung in Zukunft im 
Wesentlichen dezentral stattfinden wird, 
muss sie auf die verschiedenen lokalen 
Gegebenheiten zugeschnitten werden 
können. Durch die Novellierung des Ge-
bäudeenergiegesetzes (GEG) und das 
anstehende Gesetz zur kommunalen 
Wärmeplanung will die Bundesregierung 
Rahmenbedingungen schaffen, die dies 
ermöglichen. Dabei ist die Verzahnung 
des GEG mit einem kommunalen Wärme-
planungsgesetzes dringend erforderlich, 
da hier verfrühte Vorfestlegungen den 
Ergebnissen einer zukünftigen Wärme-
planung entgegenstehen könnten. „Des-
halb ist eine echte Technologieoffenheit 
sowie praxisgerechte Umsetzungsfristen 

im Gesetz zu gewährleisten, die es Kom-
munen bei ihrer Wärmeplanung ermögli-
chen alle technischen Potentiale für die 
Wärmewende zu nutzen“, so Dr. Gmeh-
ling. So verhindert eine zu starke Fokus-
sierung auf eine einzelne Technologie wie 
die Wärmepumpe etwa im Gebäudebe-
stand einen optimalen Mix der unter-
schiedlichen Versorgungsinfrastrukturen 
in den Bereichen Strom, Gas und Wärme. 
In bestehenden Schulen, Kitas und Ver-
waltungsgebäuden ist die Wärmepumpe 
oft keine realistische technische Option, 
sondern funktioniert nur im Zusammen-
hang mit einer energetischen Sanierung. 
Außerdem muss jede Kommune, unab-
hängig von ihrer Größe und Verpflichtung 
zur Wärmeplanung, von den Fördermit-
teln für die Wärmeplanung in gleicher 
Weise profitieren können. Dabei gilt es 
Inkongruenzen in der Fördersystematik zu 
vermeiden, etwa indem Fördermittel auch 
im Falle einer verbindlichen Einführung 
der Wärmeplanung weiterhin in Anspruch 
genommen werden können. 
„Darüber hinaus muss zwingend sicher-
gestellt werden, dass Kommunen und 
kommunale Wohnungswirtschaft mit Blick 
auf die klimaneutrale Transformation ihres 
Gebäudebestandes umfassend und 
langfristig finanziell unterstützt werden“, 
sagte Gmehling abschließend.
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munalpolitiker und der Bediensteten in 
Gemeinden, Städten und Landkreisen 
(Loseblattsammlung incl. 3 Online-Zu-
gänge I auch auf DVD-ROM erhältlich)

Herausgegeben von:
Joachim Bender, Jörg Bülow, Helmut 
Dedy, Dr. Franz Dirnberger, Prof. Dr. Hans-
Günter Henneke, Dr. Klaus Klang, Dr. 
Alexis von Komorowski, Prof. Dr. Hubert 
Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 
Gunnar Schwarting, Dr. Sönke Schulz, 
Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe 
Sponer, Monika Weinl, Andreas Wellmann, 
Johannes Winkel und Uwe Zimmermann

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
627. Nachlieferung (Dezember 2022, 
Preis 89,00 �) enthält:

C 17 SH - Landesbeamtengesetz 
Schleswig-Holstein (LBG Schl.-H.)
Von Erich Seeck, Ministerialrat a. D., Nori-
na Ciemnyjewski, Ministerialrätin, Leiterin 
des Referates, „Öffentliches Dienstrecht“ 
in der Staatskanzlei des Landes Schles-
wig-Holstein, Christiane Coenen, Ministe-
rialrätin a. D., Uta Scheel, Rechtsanwältin, 
Flintbek bei Kiel, Sylvia Schuld/, Regie-
rungsdirektorin, Referentin im Personalre-
ferat - Geschäftsbereich des Präsidenten 
des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges, Michael Stotz, Dipl.-Verwaltungswirt, 
Referatsleiter im Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur des Landes 
Schleswig-Holstein

Die aktuelle Lieferung umfasst die Erst-
kommentierung des § 7 (Beamtinnen und 
Beamte auf Zeit) sowie aus dem Hoch-

schulbereich, der §§ 117 (Rechtsstellung) 
und 118 (Professorinnen und Professo-
ren). Ferner wurden bereits kommentierte 
Vorschriften wegen zwischenzeitlicher 
Rechtsänderungen überarbeitet; der 
Schwerpunkt liegt im Abschnitt VI - Recht-
liche Stellung im Beamtenverhältnis - und 
dort insbesondere die Regelungen über 
Arbeitszeit und Urlaub. Der Anhang wurde 
ebenfalls überarbeitet.

G 2 SH - Kindertagesförderungsgesetz 
Schleswig-Holstein
Prof. Dr. Mathias Nebendahl, Rechtsan-
walt und Notar, Fachanwalt für Arbeits-
recht, Fachanwalt für Medizinrecht und 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht, Kiel, 
Honorarprofessor an der Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel, und Dr. Johan-
nes Badenhop, Rechtsanwalt und Notar, 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht und 
Fachanwalt für Vergaberecht, Kiel, Lehr-
beauftragter an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel
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Aufgrund umfangreicher Änderungen in 
der Kommentierung und den Anhängen 
erfolgt mit dieser und der darauffolgen-
den Lieferung ein kompletter Neuaus-
tausch des Beitrags.
Mit dieser Lieferung erhalten Sie den 
ersten Teil des Beitrags von Inhaltsüber-
sicht, S. 1 bis Kommentar § 30, S. 240.

K 2c - Gaststättengesetz
Von Klaus Weber, Regierungsdirektor

Der Beitrag wurde nahezu vollständig 
überarbeitet. Die aktuelle Rechtspre-
chung wurde berücksichtigt.

K 8 - Bundesmeldegesetz (BMG)

Mit dieser Lieferung sind die jüngsten Ge-
setzesänderungen berücksichtigt

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
628. Nachlieferung (Januar 2023, Preis 
99,00 �) enthält:

G 2 SH - Kindertagesförderungsgesetz 
Schleswig-Holstein
Prof. Dr. Mathias Nebendahl, Rechtsan-
walt und Notar, Fachanwalt für Arbeits-
recht, Fachanwalt für Medizinrecht und 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht, Kiel, 
Honorarprofessor an der Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel, und Dr. Johan-
nes Badenhop, Rechtsanwalt und Notar, 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht und 
Fachanwalt für Vergaberecht, Kiel, Lehr-
beauftragter an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel

Aufgrund umfangreicher Änderungen in 
der Kommentierung und den Anhängen 
erfolgt ein kompletter Neuaustausch des 
Beitrags.
Mit dieser Lieferung erhalten Sie den zwei-
ten Teil von Kommentar § 31 bis Stichwort-
verzeichnis.

J 1 O SH - Gesetz zur Gleichstellung 
behinderter Menschen des Landes 
Schleswig-Holstein (LBGG) 

Der Gesetzestext wurde auf den aktuellen 
Stand gebracht.

K 2b - Handwerksordnung
Von Josef Walter, Abteilungsdirektor a. D.

Nach Änderungen der Handwerksord-
nung und des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes wurde der Beitrag überar-
beitet.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
629. Nachlieferung (Januar/Februar 
2023, Preis 99,00 �) enthält:

F 1 - Baugesetzbuch (BauGB)
Begründet von Johannes Schaetzel, Mi-
niserialrat a. D., fortgeführt von Dr. Jürgen 

Busse, Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied des Bayerischen Gemeindetags a. 
D., Dr. Franz Dirnberger, Geschäftsführen-
des Präsidialmitglied des Bayerischen 
Gemeindetags, Heinz G. Bienek, Ministe-
rialrat beim Sächsischen Staatsministeri-
um des Innern a. D., Dr. Giemens Dem-
mer, Rechtsanwalt, München, Viktoria 
Dilken, Syndikusrechtsanwältin bei der 
LINDE AG, Dr. Iris Meeßen, Rechtsanwäl-
tin, München, Roland Schmidt, Fachan-
walt für Verwaltungsrecht, München, Dr. 
Edwin Schulz, Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht, Düsseldorf, Matthias Simon, 
Dipl.sc.po/.Univ., LL.M., Referatsleiter, 
Verbandsjurist beim Bayerischen Ge-
meindetag, Frank Sommer, Fachanwalt 
für Verwaltungsrecht, München

Mit dieser Lieferung wurden die Kommen-
tierungen zu den §§ 26 (Ausschluss des 
Vorkaufsrechts), 27 (Abwendung des 
Vorkaufsrechts), 27a (Ausübung des 
Vorkaufsrechts zugunsten Dritter), 28 
(Verfahren und Entschädigung), 29 (Be-
griff des Vorhabens; Geltung von Rechts-
vorschriften), 30 (Zulässigkeit von Vorha-
ben im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans), 31 (Ausnahmen und Befrei-
ungen), 34 (Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile), 35 (Bauen im Außenbe-
reich), 53 (Bestandskarte und Bestands-
verzeichnis), 54 (Benachrichtigungen und 
Umlegungsvermerk) und 125 (Bindung 
an den Bebauungsplan) BauGB überar-
beitet. Die Texte der im Anhang unter 1, 5, 
7, 8, 13 und 14 abgedruckten Vorschriften 
wurden auf den aktuellen Stand gebracht.

H 1a - SGB II - Grundsicherung für 
Arbeitsuchende
Von Dr. lrene Vorholz, Stellvertreterin des 
Hauptgeschäftsführers des Deutschen 
Landkreistages 

Der Beitrag wurde auf den aktuellen Stand 
gebracht, insbesondere wurden Erläute-
rungen zum Zehnten Gesetz zur Änderung 
des SGB 11, zu den KdU-Beschlüssen 
vom Oktober 2017, zum Sanktions-Urteil 
vom November 2019, zum neuen Sozial-
schutz-Paket und zum neuen Lohnkosten-
zuschuss nach § 16i SGB II aufgenommen.

K 2g - Prostituiertenschutzgesetz
(ProstSchG)
Von Sabine Weidtmann-Neuer

In die Einführung wurden Ausführungen 
zur Corona-Krise aufgenommen. Die Kom-
mentierungen zu den §§ 1-3, 5, 12, 14, 15, 
18, 20, 23, 30, 34, 36 und 37 ProstSchG 
wurden überarbeitet.

K 14 - Fundrecht in der kommunalen 
Praxis
Begründet von Georg Huttner, Oberamts-
rat a. 0., fortgeführt von Uwe Schmidt, 

Hauptamtlicher Dozent beim Hessischen 
Verwaltungsschulverband, Verwaltungs-
seminar Kassel 
Neu aufgenommen werden Erläuterun-
gen zu den §§ 677 (Pflichten des Ge-
schäftsführers), 678 (Geschäftsführung 
gegen den Willen des Geschäftsherrn), 
679 (Unbeachtlichkeit des entgegenste-
henden Willens des Geschäftsherrn) und 
683 (Ersatz von Aufwendungen). Im Übri-
gen wurden Erläuterungen zu den §§ 965, 
971, 982 und 984 BGB überarbeitet.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
630. Nachlieferung (Februar 2023, Preis 
99,00 �) enthält:

C 15 SH - Das Besoldungsrecht in 
Schleswig-Holstein unter besonderer 
Berücksichtigung der Kommunalbe-
amten
Begründet von Hans-Gerhard Fuhrmann, 
Ministerialrat a. D. und Dieter Siek, Ober-
amtsrat a. D., überarbeitet von Sylke 
Brandt, Dipl. Verwaltungswirtin, fortge-
führt von Martina Neuendorf, weiter fort-
geführt von Helmut Koch, Dipl.-Volkswirt, 
Dipl.-Verwaltungswirt (FH), Finanzminis-
terium Schleswig-Holstein 
Die Erläuterungen insbesondere zum 
Familienzuschlag und -ergänzungszu-
schlag sowie der Anhang wurden aktuali-
siert. Der Beitrag ist nunmehr auf aktuell-
stem Stand.

D 7 SH - Das Jagdrecht in Schleswig-
Holstein
Kommentar von Dr. iur. Horst Schulz, 
Rechtsanwalt und Notar a. D., Lübeck

Die Kommentierungen zu den §§ 1, 2, 7, 9, 
13a, 14, 15, 17, 19, 22, 22a, 29, 30-35 
BJagdG und 4, 13, 18, 23, 26, 29, 30, 36 
LJagdG wurden unter Berücksichtigung 
aktueller Rechtsprechung überarbeitet.
Eine ausführliche Neukommentierung hat 
insbesondere die Zulässigkeit des Erwerbs 
und der Verwendung nächtlicher Zielhilfen 
durch Inhaber gültiger Jahresjagdscheine 
erfahren. Zudem wurden weite Teile des 
Anhangs auf den aktuellen Rechtsstand 
gebracht. Neu aufgenommen wurde u. a. 
die Landesverordnung zur Erleichterung 
der Bejagung des Schwarzwildes (Anh. 
1.31 ).
Das Merkblatt des BKA zu Nachtsichtvor- 
und Nachtsichtaufsätzen (2.5a), die Ver-
waltungsvorschrift zum Hundegesetz 
(Anh. 3.4a) sowie die Allgemeinverfügung 
für den Abschuss des Chinesischen Munt-
jaks (Anh. 4.9) erhalten Sie aufgrund des 
hohen Umfangs mit der kommenden 
Lieferung im März 2023.

K 31 b - Sprengstoffrecht
Von Kurt Meixner, Ltd. Ministerialrat a. D.

Mit dieser Lieferung wurde die Kommen-
tierung auf den aktuellen Stand gebracht. 
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Die Kommentierungen zu den §§ 2, 4, Se, 
6, Ba, 9, 13, 15, 22, 29, 32, 33c, 36, 37, 39, 
44, 47b und 53 SprengG wurden überar-
beitet.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
631. Nachlieferung (Februar/März 2023, 
Preis 99,00 �) enthält:

A 15 SH - Allgemeines Verwaltungsge-
setz für das Land Schleswig-Holstein
(Landesverwaltungsgesetz - LVwG)

Begründet von German Foerster, Ltd. 
Verwaltungsdirektor a. D., überarbeitet 
von Gerd-Harald Friedersen, Ministerial-
rat a. D. und Martin Rohde, Dozent, fortge-
führt von Gerd-Harald Friedersen, Minis-
terialrat a. D., Peter Fischer, Oberamtsrat 
a. D., Helgo Martens, Polizeidirektor, Bun-
despolizei, Dr. Sönke E. Schulz, ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreista-
ges, Falk Stadelmann, Assessor jur., Re-
feratsleiter beim Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume, Integration und Gleich-
stellung des Landes Schleswig-Holstein 
in Kiel, Sabrina Zimmermann, Regie-
rungsrätin, Peter Albert, Regierungsdirek-
tor, Anja Mann, Regierungsdirektorin, 
Rüdiger Knieß, Regierungsdirektor, Prof. 
Dr. Jochen Beutel, Dozent, Fachhoch-
schule für Verwaltung und Dienstleistung, 
Fachbereich Allgemeine Verwaltung

Große Teile des Kommentars wurden um-
fassend überarbeitet, neu gefasst oder 
erstmals kommentiert, so z. B. die §§ 1-52 
(Erster Teil, Verwaltungsorganisation), 
§§ 52a-52i (Elektronische Kommunikation), 
§ 89 (Fristen, Termine), der neue § 106a 
(Vollständig automatisierter Erlass eines 
Verwaltungsaktes), §§ 250-258a (Aus-
übung unmittelbaren Zwangs), §§ 323-337 
(Schlussvorschriften) und viele weitere.
Die bei dieser Lieferung auszutauschen-
den Seiten werden der besseren Über-
sichtlichkeit halber paragrafenweise pa-
giniert, nicht wie bisher durchgehend. Die 
Umstellung auf die paragrafenweise Pa-
ginierung soll mit den nächsten Lieferun-
gen fortgesetzt werden.
Hinweis:
Wegen des hohen Umfangs muss die 
Lieferung in drei Teile geteilt werden. Mit 
dieser Lieferung erhalten Sie den ersten 
Teil von Inhaltsübersicht bis Kommentar 
§ 21, S. 6

K 5 - Immissionsschutzrecht
Begründet von Dr. Dieter Engelhardt, Mi-
nisterialdirigent a. 0. und Christine Her-
gott, Regierungsdirektorin, fortgeführt von 
Dr. Dieter Engelhardt, Ministerialdirigent 
a. D. und Rainer Lehmann, Ministerialrat, 
weiter fortgeführt von Rainer Lehmann, 
Ministerialrat, Bay. Staatsministerium für 
Umwelt und Gesundheit, weiter fortge-
führt von Dr. Alfred Scheid/er, Leitender 

Regierungsdirektor, Landratsamt Neus-
tadt an der Waldnaab
Neu aufgenommen wurde der Abschnitt 
4.5 (Besonderheiten bei Rechtsbehelfen 
gegen Windenergieanlagen, § 63 
BlmSchG).

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
632. Nachlieferung (März 2023, Preis 
99,00 �) enthält:

D 7 SH - Das Jagdrecht in Schleswig- 
Holstein
Kommentar von Dr. iur. Horst Schulz, 
Rechtsanwalt und Notar a. 0., Lübeck 

Mit dieser zweiten Hälfte der aufgrund des 
hohen Umfangs geteilten Lieferung erhal-
ten Sie das zum Anhang gehörende Merk-
blatt des BKA zu Nachtsichtvor- und 
Nachtsichtaufsätzen (2.5a), die Verwal-
tungsvorschrift zum Hundegesetz (Anh. 
3.4a) sowie die Allgemeinverfügung für 
den Abschuss des Chinesischen Munt-
jaks (Anh. 4.9).

E 3a - Vergabe und Verwaltung öffentli-
cher Zuwendungen an und durch kom-
munale Gebietskörperschaften
Von Jürgen E. Schmidt, Ministerialrat a. D.
Mit dieser Lieferung wurde die Darstellung 
auf den aktuellen Stand gebracht.

J Sa - Aufstiegsfortbildungsgesetz
(AFBG)
Von Prof. Dr. jur. habil. Jens M. Schubert, 
Leiter des Bereichs Recht und Rechtspoli-
tik der Bundesverwaltung der Gewerk-
schaft ver.di sowie apl. Professor für 
Arbeitsrecht und Europäisches Recht, 
Leuphana Universität Lüneburg, Leupha-
na Law School, und Prof. Dr. rer. publ. 
Torsten Schaumberg, Professor für Sozial-
recht, Fachhochschule Nordhausen

Die Änderungen durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetzes wurden sowohl in 
Text als auch in Kommentierung eingear-
beitet.

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
633. Nachlieferung (März/April 2023, 
Preis 99,00 �) enthält:

A 15 SH - Allgemeines Verwaltungsge-
setz für das Land Schleswig-Holstein
(Landesverwaltungsgesetz - LVwG)
Begründet von German Foerster, Ltd. 
Verwaltungsdirektor a. 0., überarbeitet von 
Gerd-Harald Friedersen, Ministerialrat a. D. 
und Martin Rohde, Dozent, fortgeführt von 
Gerd-Harald Friedersen, Ministerialrat a. 
0., Peter Fischer, Oberamtsrat a. D. Helga 
Martens, Polizeidirektor, Bundespolizei, Dr. 
Sönke E. Schulz, geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied des Schleswig-Holstei-
nischen Landkreistages, Falk Stadelmann, 
Assessor jur., Referatsleiter beim Ministeri-

um für Inneres, ländliche Räume, Integrati-
on und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein in Kiel, Sabrina Zimmermann, 
Regierungsrätin, Peter Albert, Regierungs-
direktor, Anja Mann, Regierungsdirektorin, 
Rüdiger Knieß, Regierungsdirektor, Prof. 
Dr. Jochen Beutel, Dozent, Fachhoch-
schule für Verwaltung und Dienstleistung, 
Fachbereich Allgemeine Verwaltung

Große Teile des Kommentars wurden um-
fassend überarbeitet, neu gefasst oder 
erstmals kommentiert, so z. B. die §§ 1-52 
(Erster Teil, Verwaltungsorganisation), 
§§ 52a-52i (Elektronische Kommunikati-
on), § 89 (Fristen, Termine), der neue 
§ 106a (Vollständig automatisierter Erlass 
eines Verwaltungsaktes), §§ 250-258a 
(Ausübung unmittelbaren Zwangs), 
§§ 323-337 (Schlussvorschriften) und 
viele weitere.
Die bei dieser Lieferung auszutauschen-
den Seiten werden der besseren Über-
sichtlichkeit halber paragrafenweise pagi-
niert, nicht wie bisher durchgehend. Die 
Umstellung auf die paragrafenweise Pagi-
nierung soll mit den nächsten Lieferungen 
fortgesetzt werden.
Hinweis:
Wegen des hohen Umfangs muss die 
Lieferung in drei Teile geteilt werden. Mit 
dieser Lieferung erhalten Sie den zweiten 
Teil von Kommentar § 22, S. 1 bis Kom-
mentar § 65, S. 6.

B 9e - Der Produktplan des neuen Haus-
haltsrechts als primäres Steuerungsin-
strument für Rat und Verwaltung
Von Michael Gyzen, Diplom-Kaufmann

Der Beitrag wurde überarbeitet und um 
den Abschnitt 8. Regionale und kommu-
nale Produktgestaltungsprozesse erwei-
tert, der sich mit der Zukunft der Prozesse 
beschäftigt.

L 15 - Kommunale Pressearbeit
Von Dr. Dr. Gerd Treffer, ehem. Presse-
sprecher der Stadt Ingolstadt

Zwei neue Kapitel wurden in den Beitrag 
aufgenommen: 40.4.4 (Internetauftritte der 
Städte) und 47.3 (Verleger gegen städti-
sche Amtsblätter, Stadtillustrierte und ln-
ternetaufritte – ein neues Konfliktfeld).

Heuvels / Höß/ Kuß / Wagner

Vergaberecht
Gesamtkommentar zum Recht der öffentli-
chen Auftragsvergabe (GWB - 4. Teil -, VgV, 
SektVO, VSVgV, KonzVgV, VO (EG) 1370/
2007, VOB/A, UVgO)

Kohlhammer Verlag
2. erw. und aktual. Auflage 2021 
Seitenanzahl 2560 / Fester Einband
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gebunden, 245mm x 160mm x 65mm
Bezugspreis: 259,00 �
ISBN: 978-3-17-029141-6

Ziel dieses Kommentars ist es, der Praxis 
als zuverlässiger und kompetenter Weg-
weiser durch das Vergaberecht zu dienen. 
Er gibt Rechtsanwendern bei Vergabestel-
len und Bietern einen schnellen und ver-
lässlichen Überblick über alle für Be-
schaffungsvorhaben bzw. die Angebots-
erarbeitung einschlägigen Vorschriften, 
deren Auslegung und den vergaberechtli-
chen Rechtsschutz. Durch Herausstellung 
der Spruchpraxis der Nachprüfungsins-
tanzen werden auch Mitglieder der Ver-
gabekammern und -senate sowie Stu-
denten, Referendare und Rechtsanwälte 
angesprochen. Kommentiert werden die 
vergaberechtlichen Vorschriften des GWB 
- 4. Teil - und der VgV, SektVO, VSVgV, 
KonzVgV, VO (EG) 1370/2007, VOB/A, 
UVgO.

Stadler / Gutekunst / Dietrich / Bräuer / 
Wiedmann

Wohngeldgesetz

Richard Boorberg Verlag 
82. Ergänzungslieferung 
Stand September 2022
1 Ordner, Loseblattwerk mit kostenpflichti-
gen Ergänzungslieferungen,1.850 Seiten
Bezugspreis: 118,00 �
ISBN: 978-3-415-00561-7

Zuverlässiger Kommentar zum Wohn-
geldgesetz
Kernstück des Standardwerks sind die 
umfassenden Erläuterungen der einzel-
nen Vorschriften des Wohngeldgesetzes.

Wichtige Gesetze und Verordnungen
Das Werk beinhaltet darüber hinaus die 
Texte von:
• Wohngeldgesetz
• Wohngeldverordnung
• Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zur 
 Durchführung des Wohngeldgesetzes
• anderer Sozialleistungsgesetze, wie die
 Sozialgesetzbücher SGB I (Allgemei-
 ner Teil) und SGB X (Sozialverwaltungs-
 verfahren und Sozialdatenschutz)
• §§ 832 und 850 bis 851 ZPO
• in Auszügen des EStG
• Betriebskostenverordnung
• Wohnflächenverordnung
• Neubaumietenverordnung

Anschaulich und nutzerfreundlich
Sprache und Aufbau kommen den Interes-
sen der Leser entgegen. Dank der über-
sichtlichen Darstellung lässt sich die manch-
mal komplexe Rechtslage schnell überbli-
cken. Eine anschauliche Einführung erleich-
tert die Arbeit mit dem umfangreichen Werk.

Maike Langenhan-Komus

Praxiskurs Vergaberecht
– Das Verfahren verstehen und richtig 
durchführen –
Ratgeber

Verlag C.H. Beck
2023 
128 S., Klappenbroschur 
Format (B x L): 10,4 x 16,1 cm
Bestellpreis: 11,50 �
ISBN: 978-3-406-79574-9

Zum Werk 
Darstellung der Grundlagen des Verga-
berechts leicht und nachvollziehbar, für 
fachfremde Personen und juristische 
Laien.
• Schwellenwert und Auftragswert
• Verfahrensarten
• Ablauf des Vergabeverfahrens
• Fristen und Dokumentation
• Leistungsbeschreibung
• Abgrenzung Vergabeverfahren
• Prüfung und Wertung von Angeboten
• Rechtsschutz
• Korruptionsprävention
• Besonderheiten Sektorenverordnung

Vorteile auf einen Blick
• Unkomplizierte, kompakte und gut ver-
 ständliche Darstellung
• Rechtssicherheit für öffentliche Auf-
 traggeber und Bieter
• Schritt für Schritt durch das Verfahren
• Zahlreiche kurze Fälle
• Zusammenfassende Übersichten
• Merksätze farbig hinterlegt

Zielgruppe
Praktikerinnen und Praktiker bei öffentli-
chen Auftraggebern (Bund/Land Kommu-
ne), die eine Fülle von Vergaben rechtssi-
cher und wirtschaftlich sparsam bewälti-
gen müssen, und Bietern, die sich häufig 
von den vermeintlich komplizierten Ver-
fahren abschrecken lassen und deswe-
gen von der Abgabe eines Angebotes 
absehen; Studierende an Universitäten 
und Fachhochschulen (z. B. Jura mit 
Schwerpunkt Öffentliches Recht, Archi-
tektur, Ingenieurwesen, Verwaltungs-
hochschulen; Auszubildende in der Ver-
waltung; Teilnehmende an Fortbildungs-
veranstaltungen und Seminaren).

Für Behörden und Bürger
Das Werk wendet sich in erster Linie an die 
für Wohngeld zuständigen Dienststellen. 
Aber auch der betroffene Bürger kann 
sich hier Rat holen. Wer sich außerhalb 
der Wohngeldstellen über seine Ansprü-
che Klarheit verschaffen will, findet kom-
petente Informationen.

Luch / Neidert / Schulz

Kommentar zum Personalausweis- und 
Passgesetz 
Praxisgrundlagen für Verwaltung und Be-
hörden

Walhalla Verlag
November 2022 
Seitenanzahl 832 / Einband gebunden
Format: 13,5 x 21,0 cm
Bezugspreis: 69,95 �
ISBN: 978-3-8029-1835-3

Rechtssichere Fallbearbeitung
Die praxisgerechte Kommentierung so-
wohl des Personalausweisgesetzes als 
auch des Passgesetzes unter Berück-
sichtigung der maßgebenden Rechtspre-
chung, die aktuellen Ausführungsverord-
nungen (PAuswV, PassV) sowie die für das 
behördliche Verfahren wichtigen Verwal-
tungsvorschriften (PAuswVwV, PassVwV) 
bieten schnellen Zugriff auf die aktuellen 
rechtlichen Grundlagen.
Der Kommentar zum Personalausweis 
und Passgesetz behandelt die in diesem 
Rechtsgebiet immer wichtiger werdenden 
Fragen eines elektronischen Identifika-
tionsnachweises und der damit einherge-
henden datenschutzrechtlichen Proble-
me ebenso wie Fragestellungen mit Aus-
landsbezug.

Aktuell
Rechtsstand 1.9.2022. Erläutert sind ins-
besondere die Gesetzesänderungen, die 
sich maßgeblich mit der Digitalisierung 
des Ausweisrechts beschäftigen, u.a.:

• Gesetz zur Einführung eines elektroni-
 schen Identitätsnachweises mit einem 
 mobilen Endgerät
• Gesetz zur Einführung und Verwen-
 dung einer Identifikationsnummer in 
 der öffentlichen Verwaltung
• Gesetz zur Stärkung der Sicherheit im 
 Pass-, Ausweis- und ausländerrechtli-
 chen Dokumentenwesen
• Datenschutzrechtliche Vorgaben bzw. 
 Probleme, die sich aus dieser Digitali-
 sierung ergeben, werden breit disku-
 tiert.

Praxisbezogen
• Praxisgerechte Kommentierung mit 
 aktueller Rechtsprechung
• Übersichtliche Darstellung der Erläute-
 rungen mit Inhaltsverzeichnis bei je-
 dem kommentierten Paragrafen sowie 
 Zwischenüberschriften zum schnellen 
 Nachschlagen

Bestens geeignet für Sachbearbeiter/in-
nen in den Pass-/Personalausweis-Be-
hörden bei den Gemeinden, Fachanwälte 
für Verwaltungsrecht, Verwaltungsgerich-
te, Ausbildungsstätten für den Verwal-
tungsdienst.
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Leseproben und weitere Informationen: shop.kohlhammer.de

Kohlhammer
Bücher für Wissenschaft und Praxis

Großkommentar zum SGB II und XII für 
Praxis, Wissenschaft und Rechtsprechung

Der „Mergler/Zink“ bietet eine umfassende Kommentierung der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie der Sozialhilfe. 
Der „Mergler/Zink“ steht für eine erschöpfende Berück sichtigung und Einarbeitung der einschlägigen Rechtsprechung und Literatur 
sowie für eine rasche Umsetzung neuer Entwicklungen. Garant für kompetente Durchdringung und Aufbereitung des Stoffes ist 
der Autorenkreis aus Verwaltung, Hochschule, Anwaltschaft und Gerichtsbarkeit.

Adressat des „Mergler/Zink“ ist der Anwender in Sozial ämtern und Arbeits agenturen, in der Freien Wohlfahrtspfl ege sowie den 
Sozial- und Ver waltungs gerichten. Der „Mergler/Zink“ eignet sich sowohl für den Überblick als auch für die vertiefte Befassung mit 
sozial (hilfe) recht lichen Frage stellungen. Erleichtert wird das Verständnis für die Rechtsmaterie durch je eine umfassende Einführung 
in die beiden Sozialgesetzbücher II und XII.

Teil I: SGB II – Grundsicherung 
für Arbeitsuchende

Kommentar. Loseblattausgabe

Gesamtwerk – 53. Lieferung. Stand: Januar 2023

Ca. 2.860 Seiten inkl. 2 Ordner. € 269,–

ISBN 978-3-17-018573-9

Loseblattwerke werden zur Fortsetzung ge liefert. Eine Ab bestellung ist jederzeit möglich. Auf Wunsch auch als Einmalbezug.

Teil II: SGB XII – Sozialhilfe 
und Asylbewerberleistungsgesetz 

Kommentar. Loseblattausgabe

Gesamtwerk – 57. Lieferung. Stand: Juni 2022

Ca. 3.780 Seiten inkl. 3 Ordner. € 299,–

ISBN 978-3-17-018575-3

Sozialrecht Kohlhammer

Das Fachmodul Sozialrecht Kohlhammer

enthält die Kommentare »Mergler/Zink, Handbuch der Grundsicherung 
und Solzialhilfe Teil I: SGB II und Teil II: SGB XII« digital aufbereitet und voll 
zitierfähig. Darüber hinaus enthält das Modul weitere bewährte Kommentare 
und Handbücher zum Sozialgesetzbuch und zur Sozial gerichtsbarkeit aus 
dem Kohlhammer Verlag.

Jetzt 4 Wochen kostenlos testen: www.beck-shop.de/13387712 
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